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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Gesetz zur Neuausrichtung des Verfassungsschutzes in Nordrhein-Westfalen 
 
 
A Problem 
 
1. Die bekannt gewordenen Anschläge des sogenannten Nationalsozialistischen Unter-

grunds haben gezeigt, dass eine wehrhafte Demokratie einen Verfassungsschutz benö-
tigt, der imstande ist, Radikalisierungstendenzen und Gewaltorientierung frühzeitig zu 
erkennen und ihnen wirksam entgegenzutreten. Für die Wahrnehmung dieser Funktion 
als nicht nur politisches, sondern auch gesellschaftliches Frühwarnsystem müssen Ver-
fassungsschutz und Gesellschaft im ständigen Dialog miteinander stehen. Dies setzt ei-
ne starke gesellschaftliche Akzeptanz des Verfassungsschutzes voraus. Hierzu bedarf 
es eines parlamentarisch umfassend kontrollierten, modernen und transparenten, aber 
auch effektiven Verfassungsschutzes, der von seinen Eingriffsbefugnissen im Rahmen 
enger und klarer Regeln Gebrauch macht. 

 
2. Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 27.02.2008 (BVerfGE 

120, 274) zur sog. Online-Durchsuchung die Forderung an den Gesetzgeber gerichtet, 
Eingriffsbefugnisse hinreichend und normenklar zu regeln und mit einem Kernbereichs-
schutz zu versehen. 

 
3. Die Rechtsprechung sieht zunehmend allgemeine Befugnisnormen zum Einsatz nach-

richtendienstlicher Mittel nicht als ausreichenden Rechtfertigungsgrund für die strafbare 
Mitgliedschaft von Personen in verbotenen oder terroristischen Organisationen an. 

 
4. Die Befugnisse des Verfassungsschutzes zur Einholung von Auskünften bei Zahlungs-

dienstleistern, bei Telekommunikations- und Telediensten sowie die Ermächtigung, mit 
technischen Mitteln (Einsatz von GPS) Observationen durchzuführen, treten gemäß § 29 
des Verfassungsschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17.07.2012 (SGV.NRW. S. 294) am 01.04.2013 außer Kraft. 
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B Lösung 
 
Durch die Novellierung des Verfassungsschutzgesetzes erfolgt ein wesentlicher Schritt in 
Richtung eines umfassend kontrollierten, modernen, transparenten und gleichzeitig effekti-
ven Verfassungsschutzes. Dazu werden die parlamentarischen Kontrollrechte gegenüber 
dem Verfassungsschutz gestärkt. Gleichzeitig wird die Zweckbestimmung des Verfassungs-
schutzes herausgestellt, durch Information das gesellschaftliche Bewusstsein für Bestrebun-
gen zu stärken, die Beobachtungsobjekte des Verfassungsschutzes sind. Dies geschieht 
unter gleichzeitiger Fokussierung auf gewaltorientierte Bestrebungen. Die Eingriffsbefugnis-
se des Verfassungsschutzes werden bestimmter gefasst und mit einem Kernbereichs- und 
Berufsgeheimnisträgerinnen- und Berufsgeheimnisträgerschutz versehen. Darüber hinaus 
wird der Verfassungsschutz ermächtigt, im Internet auf dem technisch hierfür vorgesehenen 
Weg Zugriff auf zugangsgesicherte Kommunikationsinhalte (z.B. Chats oder Foren) zu erhal-
ten, ohne selbst Kommunikationsadressat zu sein. Diese neugeschaffene Befugnis wird auf 
fünf Jahre befristet. Die Novelle greift zudem die Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts zum Telekommunikationsgesetz auf und schafft konkretisierende Regelungen für 
den Abruf von Telekommunikationsverbindungs- und Telekommunikationsbestandsdaten. 
Des Weiteren wird erstmals ausdrücklich geregelt unter welchen Voraussetzungen eine Ver-
trauens-Person zur Informationsbeschaffung eingesetzt werden darf, wann die Zusammen-
arbeit zu beenden ist und wann ggf. die Strafverfolgungsbehörden einzuschalten sind. Dar-
über hinaus wird ein Rechtfertigungsgrund für den Einsatz dieser Personen innerhalb verbo-
tener oder terroristischer Organisationen geschaffen. Während die Befugnis zum Einsatz von 
GPS bei Observationen entfristet wird, werden die bestehenden befristeten besonderen Be-
fugnisse der Finanzermittlungen und der Verbindungsdatenabfragen um weitere fünf Jahre 
verlängert. Diese sowie die neueingefügten befristeten Befugnisse müssen nach vier Jahren 
evaluiert sein.  
 
 
C Alternativen 
 
Ohne die Novellierung würde der Gesetzgeber auf einen wesentlichen Schritt zur Moderni-
sierung des Verfassungsschutzes und damit auf eine größere gesellschaftliche Akzeptanz 
verzichten und darüber hinaus die Forderungen des Bundesverfassungsgerichts unberück-
sichtigt lassen. Der damit verbundene Verzicht auf die Verlängerung der befristeten Befug-
nisse des § 5a VSG NW und des § 5 Abs. 2 Nr. 2 VSG NW würde die Aufklärung gewaltori-
entierter extremistischer und terroristischer Bestrebungen erheblich erschweren. Dasselbe 
gilt bei einem Verzicht auf die durch dieses Gesetz eingeführte Möglichkeit, auf Foren oder 
Chats im Internet auf dem technisch hierfür vorgesehene Weg zuzugreifen. 
 
 
D Kosten 
 
Das Gesetz räumt dem Parlamentarischen Kontrollgremium das Recht ein, sich bei der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben durch Beschäftigte der Landtagsverwaltung unterstützen zu 
lassen. Diese Ausstattung wird im Einzelplan des Landtags gesondert ausgewiesen. Endgül-
tige Festlegungen bleiben somit den jeweiligen Haushalten vorbehalten. 
Entsprechend der Regelung des Bundes wird eine Verpflichtung der Verfassungsschutzbe-
hörde geschaffen, die zur Auskunft nach dem Telekommunikationsgesetz verpflichteten Un-
ternehmen zu entschädigen. Hierdurch entsteht ein jährlicher Kostenaufwand, der im beste-
henden Mittelrahmen aufgefangen werden kann. 
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E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Inneres und Kommunales. Beteiligt sind das Finanzministe-
rium, das Ministerium für Familie, Jugend, Kultur und Sport, das Justizministerium und das 
Ministerium für Schule und Weiterbildung. 
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 

Gemeindeverbände 
 
Keine. 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Die nach den Vorschriften des Telekommunikationsgesetzes zur Auskunft verpflichteten Un-
ternehmen werden durch die Schaffung einer Verpflichtung zur Entschädigung durch die 
Verfassungsschutzbehörde finanziell entlastet. 
 
 
H Befristung 
 
Die Befugnisse nach § 5 Abs. 2 Nr. 11, 13 und 14 sowie § 7c treten nach Artikel 1, Nr. (§ 33 
Abs. 1) am 01.06.2018 außer Kraft (Art. 1, Nr. 28 des Gesetzesentwurfs). 
  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/2148 
 
 

4 

  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/2148 
 
 

5 

G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung  Auszug aus den geltenden  
Gesetzesbestimmungen 

 
Gesetz zur Neuausrichtung des Verfas-
sungsschutzes in Nordrhein-Westfalen 

 

  

Artikel 1 
Änderung des Verfassungsschutz-

gesetzes Nordrhein-Westfalen 
 
Das Verfassungsschutzgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 20. Dezember 1994 (GV. 
NRW. 1995 S. 28), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 17. Juli 2012 (GV. NRW. 
S. 294), wird wie folgt geändert:  
 

  
Gesetz über den Verfassungsschutz in 

Nordrhein-Westfalen (Verfassungs-
schutzgesetz Nordrhein-Westfalen  

- VSG NRW -) 

1. § 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 
„Der Verfassungsschutz dient dem 
Schutz der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung sowie dem Be-
stand und der Sicherheit des Bundes 
und der Länder. Er setzt seine Schwer-
punkte beim Einsatz nachrichtendienst-
licher Mittel im Bereich der gewaltorien-
tierten Bestrebungen und Tätigkeiten 
im Sinne des § 3 Absatz 1. Darüber 
hinaus informiert er über die von Be-
strebungen und Tätigkeiten im Sinne 
des § 3 Absatz 1 für die freiheitliche 
demokratische Grundordnung ausge-
henden Gefahren und stärkt dadurch 
das gesellschaftliche Bewusstsein.“ 

 

 § 1 
Zweck des Verfassungsschutzes 

 
Der Verfassungsschutz dient der Abwehr 
von Gefahren für die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung, den Bestand und die 
Sicherheit des Bundes und der Länder. 

 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 
 
 
a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort 

„Innenministerium“ durch die Wörter 
„für Inneres zuständige Ministerium“ 
ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 2 
Zuständigkeit 

 
(1) Verfassungsschutzbehörde ist das In-
nenministerium. Die für den Verfassungs-
schutz zuständige Abteilung nimmt ihre 
Aufgaben gesondert von der Polizeiorgani-
sation wahr. 
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b) In Absatz 2 wird das Wort „Innenmi-
nisterium“ durch die Wörter „für Inne-
res zuständigen Ministerium“ ersetzt.  

 

(2) Verfassungsschutzbehörden anderer 
Länder dürfen in Nordrhein-Westfalen nur 
im Einvernehmen mit dem Innenministeri-
um, nach Maßgabe dieses Gesetzes und 
soweit eigenes Landesrecht dies zuläßt, 
das Bundesamt für Verfassungsschutz nur 
im Benehmen mit dem Innenministerium 
tätig werden. 
 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) In Absatz 1 Nummer 4 werden die 

Wörter „Artikel 9 Absatz 2 des 
Grundgesetzes“ durch die Wörter 
„Artikel 9 Absatz 2 des Grundgeset-
zes für die Bundesrepublik Deutsch-
land in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliederungsnummer 100-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 11. Juli 2012 (BGBl. I S. 1478) 
geändert worden ist“ ersetzt.  

 
 
 
 
 
 
 

 § 3 
Aufgaben 

 
(1) Aufgabe der Verfassungsschutzbehörde 
ist die Sammlung und Auswertung von In-
formationen, insbesondere von sach- und 
personenbezogenen Auskünften, Nachrich-
ten und Unterlagen über 
 
1. Bestrebungen, die gegen die freiheitli-

che demokratische Grundordnung, den 
Bestand oder die Sicherheit des Bun-
des oder eines Landes gerichtet sind 
oder eine ungesetzliche Beeinträchti-
gung der Amtsführung der Verfas-
sungsorgane des Bundes oder eines 
Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziel 
haben, 

2. sicherheitsgefährdende oder geheim-
dienstliche Tätigkeiten für eine fremde 
Macht, 

3. Bestrebungen, die durch Anwendung 
von Gewalt oder darauf gerichtete Vor-
bereitungshandlungen auswärtige Be-
lange der Bundesrepublik Deutschland 
gefährden, 

4. Bestrebungen und Tätigkeiten, die ge-
gen den Gedanken der Völkerverstän-
digung (Artikel 9 Abs. 2 des Grundge-
setzes) oder das friedliche Zusammen-
leben der Völker (Artikel 26 des Grund-
gesetzes) gerichtet sind, 

 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes, 
soweit tatsächliche Anhaltspunkte für den 
Verdacht solcher Bestrebungen und Tätig-
keiten vorliegen. 
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b) Nach Absatz 1 werden die folgenden 
Absätze 2 und 3 eingefügt: 

 
„(2) Die Verfassungsschutzbehörde 
unterrichtet die Landesregierung und 
den Landtag über bedeutsame Ent-
wicklungen in ihrem Aufgabenbe-
reich. 
 
(3) Die Verfassungsschutzbehörde 
klärt die Öffentlichkeit über Bestre-
bungen und Tätigkeiten nach Absatz 
1 auf. Sie tritt solchen Bestrebungen 
und Tätigkeiten auch durch Angebo-
te zur Information und zum Ausstieg 
entgegen. “ 

 
c) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 wer-

den die Absätze 4 bis 6. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Verfassungsschutzbehörde wirkt mit 
 
1. bei der Sicherheitsüberprüfung von 

Personen, denen im öffentlichen Inte-
resse geheimhaltungsbedürftige Tatsa-
chen, Gegenstände oder Erkenntnisse 
anvertraut werden, die Zugang dazu 
erhalten sollen oder ihn sich verschaf-
fen können, 

2. bei der Sicherheitsüberprüfung von 
Personen, die an sicherheitsempfindli-
chen Stellen von lebens- oder verteidi-
gungswichtigen Einrichtungen beschäf-
tigt sind oder werden sollen, 

3. bei technischen Sicherheitsmaßnah-
men zum Schutz von im öffentlichen In-
teresse geheimhaltungsbedürftigen 
Tatsachen, Gegenständen oder Er-
kenntnissen gegen die Kenntnisnahme 
durch Unbefugte 

 
sowie in den übrigen gesetzlich vorgesehe-
nen Fällen. 
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(3) Im Sinne dieses Gesetzes sind 
 
a) Bestrebungen gegen den Bestand des 

Bundes oder eines Landes solche poli-
tisch bestimmten, ziel- und zweckge-
richteten Verhaltensweisen in einem 
oder für einen Personenzusammen-
schluß, der darauf gerichtet ist, die 
Freiheit des Bundes oder eines Landes 
von fremder Herrschaft aufzuheben, ih-
re staatliche Einheit zu beseitigen oder 
ein zu ihm gehörendes Gebiet abzu-
trennen; 

b) Bestrebungen gegen die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes solche poli-
tisch bestimmten, ziel- und zweckge-
richteten Verhaltensweisen in einem 
oder für einen Personenzusammen-
schluß, der darauf gerichtet ist, den 
Bund, Länder oder deren Einrichtungen 
in ihrer Funktionsfähigkeit erheblich zu 
beeinträchtigen; 

c) Bestrebungen gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung solche 
politisch bestimmten, ziel- und zweck-
gerichteten Verhaltensweisen in einem 
oder für einen Personenzusammen-
schluß, der darauf gerichtet ist, einen 
der in Absatz 4 genannten Verfas-
sungsgrundsätze zu beseitigen oder 
außer Geltung zu setzen. 

 
Für einen Personenzusammenschluß han-
delt, wer ihn in seinen Bestrebungen nach-
drücklich unterstützt. Verhaltensweisen von 
Einzelpersonen, die nicht in einem oder für 
einen Personenzusammenschluß handeln, 
sind Bestrebungen im Sinne dieses Geset-
zes, wenn sie auf Anwendung von Gewalt 
gerichtet sind oder aufgrund ihrer Wir-
kungsweise geeignet sind, ein Schutzgut 
dieses Gesetzes erheblich zu beschädigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/2148 
 
 

9 

(4) Zur freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung im Sinne dieses Gesetzes 
zählen: 
a) das Recht des Volkes, die Staatsgewalt 

in Wahlen und Abstimmungen und 
durch besondere Organe der Gesetz-
gebung, der vollziehenden Gewalt und 
der Rechtsprechung auszuüben und 
die Volksvertretung in allgemeiner, un-
mittelbarer, freier, gleicher und gehei-
mer Wahl zu wählen, 

b) die Bindung der Gesetzgebung an die 
verfassungsmäßige Ordnung und die 
Bindung der vollziehenden Gewalt und 
der Rechtsprechung an Gesetz und 
Recht, 

c) das Recht auf Bildung und Ausübung 
einer parlamentarischen Opposition, 

d) die Ablösbarkeit der Regierung und ihre 
Verantwortlichkeit gegenüber der 
Volksvertretung, 

e) die Unabhängigkeit der Gerichte, 
f) der Ausschluß jeder Gewalt- und Will-

kürherrschaft und 
g) die im Grundgesetz konkretisierten 

Menschenrechte. 
 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 
 
 
a) In Absatz 1 werden das Komma und 

die Wörter "soweit nicht die nach 
§ 28 anzuwendenden Bestimmun-
gen des Datenschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen oder besondere Re-
gelungen in diesem Gesetz entge-
genstehen" gestrichen.  

 

 § 5 
Befugnisse 

 
(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf die 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Informationen einschließlich personenbezo-
gener Daten verarbeiten, soweit nicht die 
nach § 28 anzuwendenden Bestimmungen 
des Datenschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen oder besondere Regelungen in 
diesem Gesetz entgegenstehen. 
 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort 
„darf“ ein Komma eingefügt und 
werden die Wörter „nach Maß-
gabe des § 7“ durch die Wörter 
„soweit nicht der Schutz des 
Kernbereichs privater Lebens-
gestaltung entgegensteht,“ er-
setzt. 

 
 
 
 

  
 
(2) Die Verfassungsschutzbehörde darf 
nach Maßgabe des § 7 zur Informationsbe-
schaffung als nachrichtendienstliche Mittel 
die folgenden Maßnahmen anwenden: 
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bb) Nummer 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„1. Einsatz von Vertrauensper-

sonen, sonstigen geheimen 
Informantinnen und Infor-
manten, zum Zwecke der 
Spionageabwehr überwor-
benen Agentinnen und 
Agenten, Gewährspersonen 
und verdeckten Ermittlerin-
nen und Ermittlern unter 
den Voraussetzungen des 
§ 7;“ 

 
cc) In Nummer 2 werden die Wörter 

„den Leiter der Verfassungs-
schutzbehörde“ durch die Wör-
ter „die Leitung der Verfas-
sungsschutzabteilung“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
dd) Nummer 6 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„6. Abhören und Aufzeichnen 
des nicht öffentlich gespro-
chenen Wortes außerhalb 
von Wohnräumen unter 
Einsatz technischer Mittel 
unter den Voraussetzungen 
des § 7a;“. 

 
ee) In Nummer 7 werden nach dem 

Wort „Kommunikationssyste-
men“ die Wörter „unter den Vo-
raussetzungen des § 7a“ einge-
fügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
1. Einsatz von Vertrauensleuten, sonsti-

gen geheimen Informanten, zum Zwe-
cke der Spionageabwehr überworbe-
nen Agenten, Gewährspersonen und 
verdeckten Ermittlern; 

 
 
 
 
2. Observation, bei sicherheitsgefährden-

den, geheimdienstlichen  Tätigkeiten 
oder  Bestrebungen im Sinne des § 3 
Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 von erheblicher 
Bedeutung auch mit besonderen, für 
Observationszwecke bestimmte techni-
schen  Mitteln; Observationen, die län-
ger als einen Monat ununterbrochen 
andauern, bedürfen der Genehmigung 
durch den Leiter der Verfassungs-
schutzbehörde; 

3. Bildaufzeichnungen (Fotografien, Vide-
ografieren und Filmen); 

4. verdeckte Ermittlungen und Befragun-
gen; 

5. Mithören ohne Inanspruchnahme tech-
nischer Mittel; 

 
 
 
6. Mithören und Aufzeichnen des nicht 

öffentlich gesprochenen Wortes unter 
Einsatz technischer Mittel; 

 
 
 
 
 
7. Beobachtung des Funkverkehrs auf 

nicht für den allgemeinen Empfang be-
stimmten Kanälen sowie die Sichtbar-
machung, Beobachtung, Aufzeichnung 
und Entschlüsselung von Signalen in 
Kommunikationssystemen; 

8. Verwendung fingierter biografischer, 
beruflicher oder gewerblicher Angaben 
(Legenden); 

9. Beschaffung, Erstellung und Verwen-
dung von Tarnpapieren und Tarnkenn-
zeichen; 
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ff) Nummer 10 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„10. Abhören und Aufzeichnen 

der Telekommunikation und 
der Nutzung von Telemedi-
endiensten sowie Öffnen 
und Einsehen der dem 
Brief- oder Postgeheimnis 
unterliegenden Sendungen 
unter den Voraussetzungen 
des § 7a;“. 

 
gg) Nummer 11 wird wie folgt ge-

fasst:  
 

„11. Zugriff auf zugangsgesi-
cherte Telekommunikati-
onsinhalte und sonstige In-
formations- und Kommuni-
kationsinhalte im Internet 
auf dem technisch hierfür 
vorgesehenen Weg, ohne 
selbst Kommunikationsad-
ressatin oder -adressat und 
ohne von den an der Kom-
munikation teilnehmenden 
Personen oder vergleichba-
ren Berechtigten hierzu au-
torisiert zu sein, unter den 
Voraussetzungen des 
§ 7a;“. 

 
hh) Nach Nummer 11 werden fol-

gende Nummern 12 bis 15 an-
gefügt: 

 
„12. Einsatz technischer Mittel 

zur Ermittlung des Standor-
tes eines aktiv geschalteten 
Mobilfunkendgerätes unter 
den Voraussetzungen des 
§ 7b; 

13. Erhebung von Auskünften 
über Beteiligte am Zah-
lungsverkehr und über 
Geldbewegungen und 
Geldanlagen bei Zahlungs-
dienstleistern unter den Vo-
raussetzungen des § 7c 
Absatz 1; 

 
 

 
 
 
10. Überwachung des Brief-, Post- und 

Fernmeldeverkehrs nach Maßgabe des 
Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz; 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
11. heimliches Beobachten und sonstiges 

Aufklären des Internets, wie insbeson-
dere die verdeckte Teilnahme an sei-
nen Kommunikationseinrichtungen bzw. 
die Suche nach ihnen, sowie der heim-
liche Zugriff auf informationstechnische 
Systeme auch mit Einsatz technischer 
Mittel. Soweit solche Maßnahmen ei-
nen Eingriff  in das Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnis darstellen bzw. in 
Art und Schwere diesem gleichkom-
men, ist dieser nur unter den Voraus-
setzungen des Gesetzes zu Artikel 10 
Grundgesetz zulässig; 
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14. Erhebung von Auskünften 
über Telekommunikations-
verbindungsdaten und Nut-
zungsdaten von Telemedi-
endiensten bei denjenigen, 
die geschäftsmäßig Tele-
kommunikationsdienste und 
Telemediendienste erbrin-
gen oder daran mitwirken, 
unter den Voraussetzungen 
des § 7c Absatz 2; 

15. Erhebung der nach den 
§§ 95 und 111 des Tele-
kommunikationsgesetzes 
vom 22. Juni 2004 (BGBl. I 
S. 1190), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 
3. Mai 2012 (BGBl. I S. 958) 
geändert worden ist, ge-
speicherten Daten bei den-
jenigen, die geschäftsmäßig 
Telekommunikationsdienste 
erbringen oder daran mit-
wirken (§ 113 Absatz 1 Satz 
1 des Telekommunikations-
gesetzes), auch anhand ei-
ner zu bestimmten Zeit-
punkten zugewiesenen In-
ternetprotokolladresse 
(§ 113 Absatz 1 Satz 3 des 
Telekommunikationsgeset-
zes), sowie Einholung von 
Auskünften nach § 14 Ab-
satz 2 des Telemedienge-
setzes vom 26. Februar 
2007 (BGBl. I S. 179), das 
zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 31. Mai 2010 
(BGBl. I S. 692) geändert 
worden ist, ohne dass die 
betroffene Person hierüber 
von den zur Auskunft Ver-
pflichteten unterrichtet wer-
den darf, unter den Voraus-
setzungen des § 7c Absatz 
3.“ 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
12. weitere vergleichbare Methoden, Ge-

genstände und Instrumente zur heimli-
chen Informationsbeschaffung, insbe-
sondere das sonstige Eindringen in 
technische Kommunikationsbeziehun-
gen durch Bild-, Ton- und Datenauf-
zeichnungen. 
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c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Die Verfassungsschutzbehörde 
darf zur Informationsbeschaffung 
nachrichtendienstliche Mittel nach 
Absatz 2 einsetzen, wenn Tatsachen 
die Annahme rechtfertigen, dass  
 
 
1. auf diese Weise Erkenntnisse 

über Bestrebungen oder Tätig-
keiten nach § 3 Absatz 1 oder 
die zur Erlangung solcher Er-
kenntnisse erforderlichen Per-
sonen im Sinne des Absatzes 2 
Nummer 1 gewonnen werden 
können oder  

2. dies zum Schutz der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, der Per-
sonen im Sinne des Absatzes 2 
Nummer 1, der Einrichtungen 
und Gegenstände der Verfas-
sungsschutzbehörde gegen si-
cherheitsgefährdende oder ge-
heimdienstliche Tätigkeiten er-
forderlich ist.“ 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

d) Nach Absatz 4 werden folgende Ab-
sätze 5 bis 7 eingefügt: 

 
„(5) Mit nachrichtendienstlichen Mit-
teln gewonnene personenbezogene 
Daten sind zu kennzeichnen und 
den Personen, zu denen diese In-
formationen erfasst wurden, nach 
Beendigung der Maßnahme mitzu-
teilen. Einer Mitteilung bedarf es 
nicht, wenn  
 
1. eine Gefährdung der Aufgabener-

füllung durch die Benachrichti-
gung zu besorgen ist,  

2. durch die Auskunftserteilung Per-
sonen nach Absatz 2 Nummer 1 
gefährdet sein können oder die 
Offenlegung des Erkenntnisstan-
des oder der Arbeitsweise der 
Verfassungsschutzbehörde zu 
befürchten ist,  

 
 
 
 

  
 
 
(3) Mit nachrichtendienstlichen Mitteln ge-
wonnene personenbezogene Daten sind zu 
kennzeichnen und  den Personen, zu denen 
diese  Informationen erfasst wurden, nach 
Beendigung der Maßnahme mitzuteilen. 
Einer Mitteilung bedarf es nicht, wenn 
 
 
 
1. eine Gefährdung der Aufgabenerfüllung 

durch die Benachrichtigung zu besor-
gen ist, 

2. durch die Auskunftserteilung Quellen 
gefährdet sein können oder die Offen-
legung  des Erkenntnisstandes oder der 
Arbeitsweise der Verfassungsschutz-
behörde zu befürchten ist, 
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3. die Benachrichtigung die öffentli-
che Sicherheit gefährden oder 
sonst dem Wohl des Bundes oder 
eines Landes Nachteile bereiten 
würde oder  

4. die Daten oder die Tatsache der 
Verarbeitung nach einer Rechts-
vorschrift oder wegen der über-
wiegenden berechtigten Interes-
sen Dritter geheim gehalten wer-
den müssen  

 
und eine der unter Nummer 1 bis 4 
genannten Voraussetzungen auch 
fünf Jahre nach Beendigung der 
Maßnahme noch vorliegt und mit an 
Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit auch in Zukunft vorliegen 
wird.  
 
(6) Die mit nachrichtendienstlichen 
Mitteln erhobenen Daten dürfen an 
eine andere Stelle nur nach Maßga-
be der §§ 17 bis 22 übermittelt wer-
den, sofern sich aus § 5c Absatz 4 
nichts anderes ergibt. 
 
(7) Die Verfassungsschutzbehörde 
darf Informationen, insbesondere 
Verfassungsschutzberichte, veröf-
fentlichen. Dabei dürfen personen-
bezogene Daten nur veröffentlicht 
werden, wenn die Bekanntgabe für 
das Verständnis des Zusammen-
hangs oder die Darstellung von Or-
ganisationen erforderlich ist und die 
Interessen der Allgemeinheit das 
schutzwürdige Interesse der be-
troffenen Person überwiegen.“ 
 

3. die Benachrichtigung die öffentliche 
Sicherheit gefährden oder sonst dem 
Wohl des Bundes oder eines Landes 
Nachteile bereiten würde oder 

 
4. die Daten oder die Tatsache der Verar-

beitung nach einer Rechtsvorschrift o-
der wegen der überwiegenden berech-
tigten Interessen eines Dritten geheim-
gehalten werden müssen, 

5. eine der unter 1-4 genannten Voraus-
setzungen auch nach fünf Jahren nach 
Beendigung der Maßnahme noch vor-
liegt und mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit auch in Zukunft vor-
liegen wird. 

 
 
(4) Sind für die Erfüllung der Aufgaben ver-
schiedene Maßnahmen geeignet, hat die 
Verfassungsschutzbehörde diejenige aus-
zuwählen, die die Betroffenen, insbesonde-
re in ihren Grundrechten, voraussichtlich am 
wenigsten beeinträchtigt. Eine Maßnahme 
ist unverzüglich zu beenden, wenn ihr 
Zweck erreicht ist oder sich Anhaltspunkte 
dafür ergeben, daß er nicht oder nicht auf 
diese Weise erreicht werden kann. Eine 
Maßnahme hat zu unterbleiben, wenn sie 
einen Nachteil herbeiführt, der erkennbar 
außer Verhältnis zu dem beabsichtigten 
Erfolg steht. 
 
 

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 8 
und die Wörter „Gesetz zu Artikel 10 
Grundgesetz“ werden durch die 
Wörter „Artikel 10-Gesetz vom 
26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1254, 
2298), das zuletzt durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 7. Dezember 
2011 (BGBl. I S. 2576) geändert 
worden ist,“ ersetzt. 

 
 
 
 

 (5) Die Befugnisse nach dem Gesetz zu 
Artikel 10 Grundgesetz bleiben unberührt. 
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f) Der bisherige Absatz 6 wird Ab-
satz 9. 

 

 (6) Die Verfassungsschutzbehörde ist an 
die allgemeinen Rechtsvorschriften gebun-
den (Artikel 20 des Grundgesetzes). Polizei-
liche Befugnisse oder Weisungsbefugnisse 
stehen der Verfassungsschutzbehörde nicht 
zu. Die Verfassungsschutzbehörde darf 
Polizeibehörden auch nicht im Wege der 
Amtshilfe um Maßnahmen ersuchen, zu 
denen sie selbst nicht befugt ist. 
 

5. § 5a wird wie folgt gefasst: 
 
 

„§ 5a 
Schutz des Kernbereichs privater 

Lebensgestaltung 
 
(1) Datenerhebungen, die den Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung berüh-
ren, sind unzulässig. Der Kernbereich 
umfasst auch das durch Berufsgeheim-
nis geschützte Vertrauensverhältnis der 
in §§ 53, 53a der Strafprozessordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 
1319), die zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 15. November 2012 
(BGBl. I S. 2298) geändert worden ist, 
genannten Berufsgeheimnisträgerinnen 
oder -träger. Liegen bei Brief- und 
Postsendungen und automatisiert er-
hobenen Daten tatsächliche Anhalts-
punkte für die Annahme vor, dass 
durch eine Maßnahme nach § 5 Absatz 
2 nicht nur zufällig Erkenntnisse aus 
dem Kernbereich privater Lebensge-
staltung erlangt würden, ist die Maß-
nahme unzulässig. 
 
(2) Die Erhebung ist, soweit informati-
onstechnisch und ermittlungstechnisch 
möglich, unverzüglich und so lange wie 
erforderlich zu unterbrechen, sofern 
sich Anhaltspunkte dafür ergeben, dass 
Daten erfasst werden, die dem Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung zuzu-
rechnen sind.  
 
 
 
 
 
 

  
 
 

§ 5a 
Besondere Befugnisse 

 
 
(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf im 
Einzelfall bei Kreditinstituten, Finanzdienst-
leistungsinstituten und Finanzunternehmen 
unentgeltlich Auskünfte über Beteiligte am 
Zahlungsverkehr und über Geldbewegun-
gen und Geldanlagen einholen, wenn dies 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 3 
Abs. 1 erforderlich ist und tatsächliche An-
haltspunkte für schwerwiegende Gefahren 
für die in § 3 Abs. 1 genannten Schutzgüter 
vorliegen. 
 
(2) Die Verfassungsschutzbehörde darf im 
Einzelfall zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
§ 3 Abs. 1 unter den Voraussetzungen des 
§ 3 Abs. 1 des Artikel 10-Gesetzes bei den-
jenigen, die geschäftsmäßig Telekommuni-
kationsdienste und Teledienste erbringen 
oder daran mitwirken, unentgeltlich Aus-
künfte über Telekommunikationsverbin-
dungsdaten und Teledienstenutzungsdaten 
einholen. Die Auskunft kann auch in Bezug 
auf zukünftige Telekommunikation und zu-
künftige Nutzung von Telediensten verlangt 
werden. Telekommunikationsverbindungs-
daten und Teledienstenutzungsdaten sind: 
 
1. Berechtigungskennungen, Kartennum-

mern, Standortkennung sowie Ruf-
nummer oder Kennung des anrufenden 
und angerufenen Anschlusses oder der 
Endeinrichtung, 

2. Beginn und Ende der Verbindung nach 
Datum und Uhrzeit, 
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(3) Die Auswertung erhobener Daten ist 
unverzüglich zu unterbrechen, sofern 
sich Anhaltspunkte dafür ergeben, dass 
Daten dem Kernbereich privater Le-
bensgestaltung zuzurechnen sind. Eine 
weitere Auswertung ist nur dann zuläs-
sig, wenn die kernbereichsrelevanten 
Daten zuvor unter Aufsicht einer oder 
eines von der Auswertung unabhängi-
gen besonders bestellten Bediensteten, 
die oder der die Befähigung zum Rich-
teramt hat, gelöscht wurden. Die Lö-
schung ist zu protokollieren.  
 
(4) Ergibt sich zu einem späteren Zeit-
punkt, dass die erhobenen Daten dem 
Kernbereich privater Lebensgestaltung 
zuzuordnen sind, dürfen diese nicht 
weitergegeben oder verwertet werden. 
Die Aufzeichnungen sind unter Aufsicht 
einer oder eines von der Auswertung 
unabhängigen besonders bestellten 
Bediensteten, die oder der die Befähi-
gung zum Richteramt hat, unverzüglich 
zu löschen. Die Löschung ist zu proto-
kollieren.  
 
(5) Bestehen Zweifel, ob Daten dem 
Kernbereich privater Lebensgestaltung 
zuzurechnen sind, sind diese zu lö-
schen oder in den Fällen des § 5 Ab-
satz 2 Nummer 6, 7, 10 und 11 unver-
züglich der Kommission zur Kontrolle 
der Maßnahmen der Verfassungs-
schutzbehörde gemäß § 30 (G 10-
Kommission) zur Entscheidung über ih-
re Verwertbarkeit und Löschung vorzu-
legen. 
 
(6) Brief- und Postsendungen und au-
tomatisiert erhobene Daten, bei denen 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass an 
ihnen Berufsgeheimnisträgerinnen oder 
-träger beteiligt waren, dürfen in den 
Fällen des § 5 Absatz 2 Nummer 6, 7, 
10 und 11 nur nach vorheriger Prüfung 
durch die G 10-Kommission ausgewer-
tet werden. Diese darf die Auswertung 
der Aufzeichnungen nur zulassen, 
wenn das schützenswerte Vertrauens-
verhältnis der Berufsgeheimnisträgerin-
nen oder -träger nicht betroffen ist. An-
sonsten sind die Aufzeichnungen un-

3. Angaben über die Art der vom Kunden 
in Anspruch genommenen Telekom-
munikations- und Teledienst-
Dienstleistungen, 

4. Endpunkte festgeschalteter Verbindun-
gen, ihr Beginn und ihr Ende nach Da-
tum und Uhrzeit. 

 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 des Artikel 10-Gesetzes 
gilt entsprechend. 
 
(3) Auskünfte nach den Absätzen 1 bis 2 
dürfen nur auf Antrag eingeholt werden. Der 
Antrag ist durch den Leiter der Verfas-
sungsschutzabteilung oder seinen Vertreter 
schriftlich zu stellen und zu begründen. 
Über den Antrag entscheidet der Innenmi-
nister. Die G 10-Kommission (§ 3 Abs. 1 
Satz 1 des Gesetzes über die Ausführung 
des Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz 
(AG G 10 NRW)) ist unverzüglich über die 
beschiedenen Anträge vor deren Vollzug zu 
unterrichten. Bei Gefahr im Verzuge kann 
der Innenminister den Vollzug der Entschei-
dung auch bereits vor der Unterrichtung der 
Kommission anordnen. Die G 10-
Kommission prüft von Amts wegen oder auf 
Grund von Beschwerden die Zulässigkeit 
und Notwendigkeit der Einholung von Aus-
künften. § 3 Abs. 5 AG G 10 NRW ist mit 
der Maßgabe entsprechend anzuwenden, 
dass die Kontrollbefugnis der Kommission 
sich auf die gesamte Erhebung, Verarbei-
tung und Nutzung der nach den Absätzen 1 
bis 2 erlangten personenbezogenen Daten 
erstreckt. Entscheidungen über Auskünfte, 
die die G 10-Kommission für unzulässig 
oder nicht notwendig erklärt, hat der Innen-
minister unverzüglich aufzuheben. Für die 
Verarbeitung der nach den Absätzen 1 bis 2 
erhobenen Daten ist § 4 AG G 10 NRW 
entsprechend anzuwenden. Das Aus-
kunftsersuchen und die übermittelten Daten 
dürfen dem Betroffenen oder Dritten vom 
Auskunftsgeber nicht mitgeteilt werden. § 5 
AG G 10 NRW findet entsprechende An-
wendung. 
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verzüglich zu löschen. Die Löschung ist 
zu protokollieren.“ 

 

(4) Das Innenministerium unterrichtet im 
Abstand von höchstens sechs Monaten das 
Kontrollgremium über die Durchführung der 
Absätze 1 bis 3; dabei ist insbesondere ein 
Überblick über Anlass, Umfang, Dauer, Er-
gebnis und Kosten der im Berichtszeitraum 
durchgeführten Maßnahmen nach den Ab-
sätzen 1 und 2 zu geben. Das Gremium 
erstattet dem Landtag jährlich sowie nach 
Ablauf von zwei Jahren nach In-Kraft-Treten 
dieses Gesetzes zusammenfassend zum 
Zweck der Evaluierung einen Bericht über 
die Durchführung sowie Art, Umfang und 
Anordnungsgründe der Maßnahmen nach 
den Absätzen 1 und 2; dabei sind die 
Grundsätze des § 26 Abs. 2 zu beachten. 
Das Innenministerium berichtet auch dem 
Kontrollgremium des Bundes über die 
durchgeführten Maßnahmen nach Absätzen 
1 und 2; Satz 1 Halbsatz 2 findet entspre-
chende Anwendung. 
 
(5) Das Grundrecht des Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 des 
Grundgesetzes) wird nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 4 eingeschränkt. 
 

6. Nach § 5a werden die folgenden §§ 5b 
und 5c eingefügt: 
 

„§ 5b 
Verfahrensvoraussetzungen und Be-
richtspflichten für Maßnahmen mit 

besonderer Eingriffsintensität 
 
(1) Maßnahmen nach § 5 Absatz 2 
Nummer 6, 7 und 10 bis 14 bedürfen 
eines schriftlichen Antrages durch die 
Leitung der Verfassungsschutzabtei-
lung. Der Antrag ist zu begründen. Über 
den Antrag entscheidet die oder der für 
Inneres zuständige Ministerin oder Mi-
nister. Die G 10-Kommission ist unver-
züglich vor Vollzug der Maßnahme zu 
unterrichten. Bei Gefahr im Verzug 
kann die Ministerin oder der Minister 
den Vollzug bereits vor der Unterrich-
tung der G 10-Kommission anordnen. 
Die Entscheidung der G 10-
Kommission nach § 30 Absatz 5 ist un-
verzüglich nachzuholen. Anordnungen, 
die die G 10-Kommission für unzulässig 
oder nicht notwendig erklärt, hat die 

 Gesetz  
über die Ausführung des Gesetzes  

zu Artikel 10 Grundgesetz  
(AG G 10 NRW) 

 
§ 1 

Antragsberechtigte Stelle 
 
(1) Oberste Landesbehörde im Sinne des 
§ 10 Abs. 1 des Gesetzes zur Beschrän-
kung des Brief-, Post- und Fernmeldege-
heimnisses (Artikel 10-Gesetz) ist das In-
nenministerium. Die Anordnung ergeht 
durch den Innenminister oder seinen Stell-
vertreter. 
 
(2) Antragsberechtigt gem. § 9 Abs. 2 Nr. 2 
des Artikel 10-Gesetzes ist der Leiter der 
Verfassungsschutzabteilung des Innenmi-
nisteriums. 
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Ministerin oder der Minister unverzüg-
lich aufzuheben. Die bis zu diesem 
Zeitpunkt erhobenen Daten sind zu lö-
schen.  
 
(2) Der Antrag muss 
 
1. Angaben über die Person, gegen die 

sich die Maßnahme richtet, soweit 
möglich, mit Name und Anschrift, 

2. die wesentlichen Gründe für die 
Maßnahme, 

3. eine Begründung, dass die Erfor-
schung des Sachverhalts auf andere 
Weise aussichtslos oder wesentlich 
erschwert wäre, 

4. in den Fällen des § 5 Absatz 2 
Nummer 10 die Rufnummer oder ei-
ne andere Kennung des zu überwa-
chenden Anschlusses oder des 
Endgerätes, 

5. in den Fällen des § 5 Absatz 2 
Nummer 11 die Bezeichnung der 
eingesetzten technischen Mittel, mit 
denen das Internet beobachtet wer-
den soll und 

6. Art, Umfang und Dauer der Maß-
nahme unter Benennung des End-
zeitpunktes  

 
enthalten. 
 
(3) Die Anordnung ist auf höchstens 
drei Monate zu beschränken. Eine Ver-
längerung um jeweils nicht mehr als 
drei weitere Monate ist zulässig, soweit 
die Anordnungsvoraussetzungen unter 
Berücksichtigung der gewonnenen Er-
kenntnisse fortbestehen. Liegen die Vo-
raussetzungen der Anordnung nicht 
mehr vor, ist die Maßnahme unverzüg-
lich zu beenden. 
 
(4) Das für Inneres zuständige Ministe-
rium berichtet dem Hauptausschuss 
des Landtags jährlich über Maßnahmen 
nach § 5 Absatz 2 Nummer 6, 7 und 10 
bis 14; § 26 Absatz 2 gilt entsprechend. 
Darüber hinaus berichtet das für Inne-
res zuständige Ministerium dem Kon-
trollgremium des Bundes jährlich über 
die durchgeführten Maßnahmen nach 
§ 5 Absatz 2 Nummer 13 und 14. 
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§ 5c 
Übermittlungen, Löschungen und 

Mitteilungen bei Maßnahmen mit be-
sonderer Eingriffsintensität 

 
(1) Maßnahmen nach § 5 Absatz 2 
Nummer 6, 7 und 10 bis 14 sind unter 
Aufsicht einer oder eines von der Aus-
wertung unabhängigen Bediensteten, 
die oder der die Befähigung zum Rich-
teramt hat, vorzunehmen. Sie oder er 
entscheidet über die Übermittlung von 
auf diese Weise gewonnenen Daten 
und beaufsichtigt deren Löschung.  
 
(2) Die erhebende Stelle prüft unver-
züglich und sodann in Abständen von 
höchstens sechs Monaten, ob die mit 
nachrichtendienstlichen Mitteln nach 
§ 5 Absatz 2 Nummer 6, 7 und 10 bis 
14 erhobenen personenbezogenen Da-
ten allein oder zusammen mit bereits 
vorliegenden Daten für die Zwecke, zu 
denen sie erhoben wurden, erforderlich 
sind. Soweit die Daten für diese Zwe-
cke nicht erforderlich sind und nicht für 
eine Übermittlung an andere Stellen 
benötigt werden, sind sie unverzüglich 
zu löschen. Die Löschung ist zu proto-
kollieren. Die Protokolldaten dürfen 
ausschließlich zur Durchführung der 
Datenschutzkontrolle verwendet wer-
den. Die Protokolldaten sind am Ende 
des Kalenderjahres, das dem Jahr der 
Protokollierung folgt, zu löschen. Die 
Löschung unterbleibt, soweit die Daten 
für eine Mitteilung nach Absatz 5 oder 
für eine Überprüfung der Rechtmäßig-
keit der Beschränkungsmaßnahme von 
Bedeutung sein können. In diesen Fäl-
len sind die Daten zu sperren und zu 
kennzeichnen; sie dürfen nur zu diesen 
Zwecken verwendet werden.  
 
(3) Die nach § 5 Absatz 2 Nummer 6, 7 
und 10 bis 14 erhobenen Daten dürfen 
nur übermittelt werden 
 
1. zur Verhinderung oder Aufklärung 

von Straftaten, 
 
 
 

 Gesetz  
über die Ausführung des Gesetzes  

zu Artikel 10 Grundgesetz  
(AG G 10 NRW) 

 
§ 4 

Prüf-, Kennzeichnungs- und Löschungs-
pflichten, Übermittlungen, 

Zweckbindung 
 
 
 
 
 
 
(1) Die erhebende Stelle prüft unverzüglich 
und sodann in Abständen von höchstens 
sechs Monaten, ob die erhobenen perso-
nenbezogenen Daten im Rahmen ihrer Auf-
gaben allein oder zusammen mit bereits 
vorliegenden Daten für die in § 1 Abs. 1 Nr. 
1 des Artikel 10-Gesetzes bestimmten Zwe-
cke erforderlich sind. Soweit die Daten für 
diese Zwecke nicht erforderlich sind und 
nicht für eine Übermittlung an andere Stel-
len benötigt werden, sind sie unverzüglich 
unter Aufsicht eines Bediensteten, der die 
Befähigung zum Richteramt hat, zu löschen. 
Die Löschung ist zu protokollieren. Sie un-
terbleibt, soweit die Daten für eine Mittei-
lung nach § 12 Abs. 1 des Artikel 10-
Gesetzes oder für eine gerichtliche Nach-
prüfung der Rechtmäßigkeit der Beschrän-
kungsmaßnahme von Bedeutung sein kön-
nen. In diesem Fall sind die Daten zu sper-
ren; sie dürfen nur zu diesen Zwecken ver-
wendet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Die Daten dürfen übermittelt werden 
 
 
 
1. zur Verhinderung oder Aufklärung von 

Straftaten, wenn 
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a) wenn tatsächliche Anhaltspunkte 
für den Verdacht bestehen, dass 
jemand eine der in § 7a Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 genannten 
Straftaten plant oder begeht oder 

b) bestimmte Tatsachen den Ver-
dacht begründen, dass jemand 

 
aa) Straftaten nach den §§ 146, 

151 bis 152a oder § 261 des 
Strafgesetzbuches in der 
Fassung der Bekanntma-
chung vom 13. November 
1998 (BGBl. I S. 3322), das 
zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 15. November 
2012 (BGBl. I S. 2298) geän-
dert worden ist, 

bb) Straftaten nach § 34 Absatz 1 
bis 6 und 8, § 35 des Au-
ßenwirtschaftsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27. Mai 2009 
(BGBl. I S. 1150), das zuletzt 
durch Artikel 1 der Verord-
nung vom 12. Dezember 
2012 (BAnz. 2012) geändert 
worden ist, §§ 19 bis 21 oder 
§ 22a Absatz 1 Nummer. 4, 5 
und 7 des Gesetzes über die 
Kontrolle von Kriegswaffen in 
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22. November 
1990 (BGBl. I S. 2506), das 
zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 27. Juli 2011 
(BGBl. I S. 1595) geändert 
worden ist,  

cc) Straftaten nach § 29a Absatz 
1 Nummer 2, § 30 Absatz 1 
Nummer 1, 4 oder § 30a des 
Betäubungsmittelgesetzes in 
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. März 1994 
(BGBl. I S. 358), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 19. Oktober 2012 (BGBl. 
I S. 2192) geändert worden 
ist, 

dd) eine in § 129a bezeichnete 
Straftat oder 

ee) Straftaten nach den §§ 130, 
232 Absatz 3, 4 oder Absatz 

a) tatsächliche Anhaltspunkte für den 
Verdacht bestehen, dass jemand ei-
ne der in § 3 Abs. 1 des Artikel 10-
Gesetzes genannten Straftaten plant 
oder begeht, 

b) bestimmte Tatsachen den Verdacht 
begründen, dass jemand eine sons-
tige in § 7 Abs. 4 Satz 1 des Artikel 
10-Gesetzes genannte Straftat plant 
oder begeht, 
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5 zweiter Halbsatz, §§ 249 
bis 251, 255, 305a, 306 bis 
306c, 307 Absatz 1 bis 3, § 
308 Absatz 1 bis 4, § 309 
Absatz 1 bis 5, §§ 313, 314, 
315 Absatz 1, 3 oder Absatz 
4, § 315b Absatz 3, §§ 316a, 
316b Absatz 1 oder Absatz 3 
oder § 316c Absatz 1 bis 3 
des Strafgesetzbuches 

plant oder begeht, 
2. zur Verfolgung von Straftaten, wenn 

bestimmte Tatsachen den Verdacht 
begründen, dass jemand eine in 
Nummer 1 bezeichnete Straftat 
begeht oder begangen hat, oder 

3. zur Vorbereitung und Durchführung 
eines Verfahrens nach Artikel 21 
Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes 
oder einer Maßnahme nach § 3 Ab-
satz 1 Satz 1 des Vereinsgesetzes 
vom 5. August 1964 (BGBl. I S. 
593), das zuletzt durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 21. Dezember 2007 
(BGBl. I S. 3198) geändert worden 
ist,  

 
soweit sie zur Erfüllung der Aufgaben 
der empfangenden Stelle erforderlich 
sind. Die Übermittlung ist zu protokollie-
ren. Sind mit personenbezogenen Da-
ten weitere Daten der betroffenen Per-
son oder Dritter in Akten so verbunden, 
dass eine Trennung nicht oder nur mit 
unvertretbarem Aufwand möglich ist, ist 
die Übermittlung auch dieser Daten zu-
lässig; eine Verwendung ist unzulässig. 
Absatz 2 gilt entsprechend. Die emp-
fangende Stelle unterrichtet die über-
mittelnde Stelle unverzüglich über eine 
erfolgte Löschung. 
 
(4) Die verbleibenden Daten sind zu 
kennzeichnen. Nach einer Übermittlung 
gemäß Absatz 4 ist die Kennzeichnung 
durch den Empfänger aufrecht zu erhal-
ten. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. zur Verfolgung von Straftaten, wenn be-
stimmte Tatsachen den Verdacht be-
gründen, dass jemand eine in Nummer 1 
bezeichnete Straftat begeht oder began-
gen hat, oder 

3. zur Vorbereitung und Durchführung ei-
nes Verfahrens nach Artikel 21 Abs. 2 
Satz 2 des Grundgesetzes oder einer 
Maßnahme nach § 3 Abs. 1 Satz 1 des 
Vereinsgesetzes, soweit sie zur Erfüllung 
der Aufgaben des Empfängers erforder-
lich sind. 

 
 
 
 
(5) Sind mit personenbezogenen Daten, die 
übermittelt werden dürfen, weitere Daten 
Betroffener oder Dritter in den Akten so ver-
bunden, dass eine Trennung nicht oder nur 
mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, ist 
die Übermittlung auch dieser Daten zuläs-
sig; eine Verwendung dieser Daten ist unzu-
lässig. Über die Übermittlung entscheidet 
ein Bediensteter der übermittelnden Stelle, 
der die Befähigung zum Richteramt hat. Die 
Übermittlung ist zu protokollieren. 
 
 
 
 
(2) Die verbleibenden Daten sind zu kenn-
zeichnen. Nach einer Übermittlung ist die 
Kennzeichnung durch den Empfänger auf-
recht zu erhalten. Die Daten dürfen nur zu 
den in Absatz 4 und § 1 Abs. 1 Nr. 1 des 
Artikel 10-Gesetzes genannten Zwecken 
verwendet werden. 
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(5) In den Fällen des § 5 Absatz 2 
Nummer 6, 7 und 10 bis 14 kann nach 
Beendigung der Maßnahme die Mittei-
lung an die betroffene Person nach § 5 
Absatz 5 nur solange unterbleiben, wie 
eine Gefährdung des Zwecks der Maß-
nahme nicht ausgeschlossen werden 
kann oder solange der Eintritt übergrei-
fender Nachteile für das Wohl des Bun-
des oder eines Landes absehbar ist. 
Erfolgt die Mitteilung nicht binnen zwölf 
Monaten nach Beendigung der Maß-
nahme, bedarf die weitere Zurückstel-
lung der Mitteilung der Zustimmung der 
G 10-Kommission. Die G 10-
Kommission bestimmt die Dauer der 
weiteren Zurückstellung. Sobald das 
Mitteilungshindernis entfällt, ist die Mit-
teilung unverzüglich nachzuholen. Einer 
Mitteilung bedarf es nicht, wenn die 
G10-Kommission festgestellt hat, dass  
 
1. diese Voraussetzung auch fünf Jah-

re nach Beendigung der Maßnahme 
noch nicht eingetreten ist und sie mit 
an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit auch in Zukunft nicht 
eintreten wird und 

2. die Voraussetzungen für eine Lö-
schung sowohl bei der erhebenden 
Stelle als auch bei der empfangen-
den Stelle vorliegen.  

 
Das für Inneres zuständige Ministerium 
unterrichtet alle drei Monate die G 10-
Kommission über die von ihm vorge-
nommenen Mitteilungen an Betroffene 
oder über die Gründe, die einer Mittei-
lung entgegenstehen. Hält die G10-
Kommission eine Mitteilung für gebo-
ten, so ist diese unverzüglich vorzu-
nehmen. Wurden die Daten an eine 
andere Stelle übermittelt, erfolgt die 
Mitteilung im Benehmen mit der emp-
fangenden Stelle.“ 

 
 
 

§ 5 
Kontrolle der Mitteilung  
an Betroffene durch die  

G 10-Kommission 
 

(1) Beschränkungsmaßnahmen sind Be-
troffenen durch das Innenministerium nach 
ihrer Einstellung mitzuteilen, wenn eine Ge-
fährdung des Zwecks der Beschränkung 
ausgeschlossen werden kann. Lässt sich in 
diesem Zeitpunkt noch nicht abschließend 
beurteilen, ob diese Voraussetzung vorliegt, 
ist die Mitteilung vorzunehmen, sobald eine 
Gefährdung des Zwecks der Beschränkung 
ausgeschlossen werden kann. Einer Mittei-
lung bedarf es nicht, wenn die G 10-
Kommission einstimmig festgestellt hat, 
dass 
 
1. diese Voraussetzung auch nach fünf 

Jahren nach Beendigung der Maßnah-
me noch nicht eingetreten ist, 

2. sie mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit auch in Zukunft nicht ein-
treten wird und 

3. die Voraussetzungen für eine Löschung 
sowohl bei der erhebenden Stelle als 
auch beim Empfänger vorliegen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Das Innenministerium unterrichtet vier-
teljährlich die G10-Kommission über die von 
ihm vorgenommenen Mitteilungen an Be-
troffene gem. Absatz 1 oder über die Grün-
de, die einer Mitteilung entgegenstehen. 
Hält die G10-Kommission eine Mitteilung für 
geboten, so ist diese unverzüglich vorzu-
nehmen. 
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7. § 6 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 
„Abs. 2“ durch die Angabe „Absatz 
4“ ersetzt. 

 
 
 
 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 wird die Angabe 
„Abs. 2“ durch die Angabe „Ab-
satz 4“ ersetzt. 

 
 
 
bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„In die Sicherheitsüberprüfung 
dürfen mit ihrer Zustimmung die 
Ehegattin oder der Ehegatte, die 
eingetragene Lebenspartnerin 
oder der Lebenspartner, die o-
der der Verlobte oder die Per-
son, die mit der betroffenen 
Person in eheähnlicher Ge-
meinschaft lebt, mit einbezogen 
werden.“ 

 

 § 6 
Befragung, Mitwirkung von Betroffenen 

 
(1) Werden personenbezogene Daten bei 
der betroffenen Person offen erhoben, ist 
der Erhebungszweck anzugeben. Die be-
troffene Person ist auf die Freiwilligkeit ihrer 
Angaben und bei einer Sicherheitsüberprü-
fung nach § 3 Abs. 2 auf eine dienst-, ar-
beitsrechtliche oder sonstige vertragliche 
Mitwirkungspflicht hinzuweisen. 
 
(2) Wertet die Verfassungsschutzbehörde 
bei der Mitwirkung nach § 3 Abs. 2 lediglich 
bereits vorhandenes Wissen der Beschäfti-
gungsstelle, der Strafverfolgungs- oder Si-
cherheitsbehörden aus, ist es erforderlich 
und ausreichend, wenn die betroffene Per-
son von der Einleitung der Überprüfung 
Kenntnis hat. Im übrigen ist die Zustimmung 
erforderlich, soweit gesetzlich nichts ande-
res bestimmt ist. In die Sicherheitsüberprü-
fung dürfen mit ihrer Zustimmung der Ehe-
gatte, eingetragene Lebenspartnerin oder 
Lebenspartner, Verlobte oder die Person, 
die mit der betroffenen Person in eheähnli-
cher Gemeinschaft lebt, mit einbezogen 
werden. 
 

8. § 7 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 7 
Einsatz von Personen zur Informati-

onsbeschaffung 
 
(1) Die Verpflichtung einer Person nach 
§ 5 Absatz 2 Nummer 1 ist nur zulässig, 
wenn  
 
1. dies zur Aufgabenerfüllung nach § 3 

Absatz 1 erforderlich ist, 
2. die einzusetzende Person weder die 

Zielsetzung noch die Tätigkeit des 
Beobachtungsobjektes entscheidend 
bestimmt, 

3. die einzusetzende Person volljährig 
ist, 

 
 
 
 

  
 

§ 7 
Besondere Formen der Datenerhebung 

 
 
(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben Informationen, 
insbesondere personenbezogene Daten, 
durch Befragung von nichtöffentlichen Stel-
len und mit den Mitteln gemäß § 5 Abs. 2 
erheben, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass 
 
1. auf diese Weise Erkenntnisse über Be-

strebungen oder Tätigkeiten nach § 3 
Abs. 1 oder die zur Erlangung solcher 
Erkenntnisse erforderlichen Quellen 
gewonnen werden können oder 
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4. die einzusetzende Person keine 
Straftaten von erheblicher Bedeu-
tung begangen hat oder während 
des Zeitraums ihrer Verpflichtung 
begeht, 

5. Geld- oder Sachzuwendungen für 
die Tätigkeit als Vertrauensperson 
nicht auf Dauer die alleinige Le-
bensgrundlage sind und 

6. die einzusetzende Person nicht an 
einem Aussteigerprogramm des 
Bundes oder eines Landes teil-
nimmt. 

 
(2) Die Verpflichtung und der Einsatz-
bereich sind von der Leitung der Ver-
fassungsschutzabteilung zu genehmi-
gen. Die Genehmigung ist schriftlich zu 
erteilen und zu befristen. Eine Verlän-
gerung ist zulässig, solange die Vo-
raussetzungen für den Einsatz fortbe-
stehen. Der Einsatz ist fortlaufend zu 
dokumentieren. Die Führungsverant-
wortlichkeit ist zeitlich zu befristen. Das 
Nähere zum Einsatz von Personen im 
Sinne des § 5 Absatz 2 Nummer 1 ist in 
einer Dienstanweisung zu regeln, die 
nach Anhörung des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums erlassen wird. Vor je-
der Änderung der Dienstanweisung ist 
das Parlamentarische Kontrollgremium 
zu hören. 
 
(3) Personen nach § 5 Absatz 2 Num-
mer 1 dürfen auch in Vereinigungen 
eingesetzt werden und sich an ihnen 
als Mitglieder beteiligen, wenn der 
Zweck oder die Tätigkeit der Vereini-
gung den Strafgesetzen zuwiderläuft 
oder sich gegen die verfassungsmäßi-
ge Ordnung oder den Gedanken der 
Völkerverständigung richtet. Die übri-
gen straf- und ordnungsrechtlichen 
Vorschriften bleiben unberührt. 
 
(4) Sofern tatsächliche Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass eine Person nach 
§ 5 Absatz 2 Nummer 1 rechtswidrig 
einen Straftatbestand von erheblicher 
Bedeutung verwirklicht hat, ist die 
Maßnahme unverzüglich zu beenden 
und die Strafverfolgungsbehörden sind 
zu unterrichten. Im Rahmen des § 19 

2. dies zum Schutz der Mitarbeiter, Ein-
richtungen, Gegenstände und Quellen 
der Verfassungsschutzbehörde gegen 
sicherheitsgefährdende oder geheim-
dienstliche Tätigkeiten erforderlich ist. 

 
(2) Zur Abwehr dringender Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit, insbesondere einer 
gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr 
(Artikel 13 Abs. 4 des Grundgesetzes) darf 
das in einer Wohnung nicht öffentlich ge-
sprochene Wort mit technischen Mitteln 
heimlich mitgehört oder aufgezeichnet wer-
den. Satz 1 gilt entsprechend für einen ver-
deckten Einsatz technischer Mittel zur An-
fertigung von Bildaufnahmen und Bildauf-
zeichnungen. Maßnahmen nach den Sätzen 
1 und 2 werden durch den Leiter der Ver-
fassungsschutzabteilung oder seinen Ver-
treter angeordnet, wenn eine richterliche 
Entscheidung nicht rechtzeitig herbeigeführt 
werden kann. Die richterliche Entscheidung 
ist unverzüglich nachzuholen. Zuständig ist 
das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Ver-
fassungsschutzbehörde ihren Sitz hat. Für 
das Verfahren gelten die Vorschriften des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 
Die erhobenen Informationen dürfen nur 
nach Maßgabe des § 4 Abs. 4 AG G 10 
NRW verwendet werden. Technische Mittel 
im Sinne der Sätze 1 und 2 dürfen überdies 
zum Schutz der bei einem Einsatz in Woh-
nungen tätigen Personen verwendet wer-
den, soweit dies zur Abwehr von Gefahren 
für deren Leben, Gesundheit oder Freiheit 
unerlässlich ist (Artikel 13 Abs. 5 des 
Grundgesetzes). Maßnahmen nach Satz 8 
werden durch den Leiter der Verfassungs-
schutzabteilung oder seinen Vertreter an-
geordnet. Außer zu dem Zweck nach Satz 8 
darf die Verfassungsschutzbehörde die 
hierbei erhobenen Daten nur zur Gefahren-
abwehr im Rahmen ihrer Aufgaben nach § 3 
Abs. 1 Nr. 2 bis 4 sowie für Übermittlungen 
nach Maßgabe des § 4 Abs. 4 Nr. 1 und 2 
AG G 10 NRW verwenden. Die Verwen-
dung ist nur zulässig, wenn zuvor die 
Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich 
festgestellt ist; bei Gefahr im Verzuge ist die 
richterliche Entscheidung unverzüglich 
nachzuholen. § 4 Abs. 6 AG G 10 NRW gilt 
entsprechend. Das Grundrecht der Unver-
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Nummer 2 ist vor der Übermittlung nur 
zwischen dem staatlichen Interesse an 
einer Strafverfolgung und einer Gefähr-
dung von Leib und Leben der beteilig-
ten Personen abzuwägen. 
 
(5) Straftaten von erheblicher Bedeu-
tung im Sinne dieser Vorschrift sind die 
in § 8 Absatz 3 des Polizeigesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. 
Juli 2003 (GV. NRW. S. 441), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 9. Februar 2010 (GV. NRW. S. 
132), genannten Delikte.“ 

 
 
 
 
 

letzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) wird insoweit einge-
schränkt. 
 
(3) Bei Erhebungen nach Absatz 2 und sol-
chen nach Absatz 1, die in ihrer Art und 
Schwere einer Beschränkung des Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnisses gleich-
kommen, wozu insbesondere das Abhören 
und Aufzeichnen des nichtöffentlich gespro-
chenen Wortes mit dem verdeckten Einsatz 
technischer Mittel gehören, ist 
 
1. der Eingriff nach seiner Beendigung der 

betroffenen Person mitzuteilen, sobald 
eine Gefährdung des Zwecks des Ein-
griffs ausgeschlossen werden kann, 
und 

2. das Kontrollgremium zu unterrichten. 
 
§§ 1 Abs. 1 und 3 Abs. 1 Artikel 10-Gesetz 
sowie §§ 3 Abs. 6 und 4 AG G 10 NRW 
gelten entsprechend. 
 
(4) Die Verfassungsschutzbehörde darf zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 3 Abs. 1 Nr. 
2 bis 4 unter den Voraussetzungen des § 3 
Abs. 1 des Artikel 10-Gesetzes auch techni-
sche Mittel zur Ermittlung des Standortes 
eines aktiv geschalteten Mobilfunkendgerä-
tes und zur Ermittlung der Geräte- und Kar-
tenummern einsetzen. Die Maßnahme ist 
nur zulässig, wenn ohne die Ermittlung die 
Erreichung des Zwecks der Überwa-
chungsmaßnahme aussichtslos oder we-
sentlich erschwert wäre. Für die Verarbei-
tung der Daten gilt § 4 des Gesetzes über 
die Ausführung des Gesetzes zu Artikel 10 
Grundgesetz entsprechend. Personenbezo-
gene Daten einer dritten Person dürfen an-
lässlich solcher Maßnahmen nur erhoben 
werden, wenn dies aus technischen Grün-
den zur Erreichung des Zwecks nach Satz 1 
unvermeidbar ist. Sie unterliegen einem 
absoluten Verwendungsverbot und sind 
nach Beendigung der Maßnahme unverzüg-
lich zu löschen. § 5a Abs. 3 und 4 gelten 
entsprechend. Das Grundrecht des Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 
10 des Grundgesetzes) wird insoweit einge-
schränkt. 
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(5) Dem Hauptausschuss des Landtags ist 
jährlich über Maßnahmen nach Absatz 2 bis 
4 Bericht zu erstatten. § 26 Abs. 2 gilt ent-
sprechend. 
 

9. Nach § 7 werden die folgenden §§ 7a 
bis 7c eingefügt: 

 
„§ 7a 

Überwachung nicht öffentlicher 
Kommunikationsinhalte 

 
(1) Eine Maßnahme nach § 5 Absatz 2 
Nummer 6, 7, 10 und 11 ist nur dann 
zulässig, wenn  
 
1. dies zur Aufgabenerfüllung nach § 3 

Absatz 1 erforderlich ist,  
2. der Kernbereich privater Lebensge-

staltung gemäß § 5a nicht betroffen 
ist,  

3. bestimmte Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass eine drohende 
Gefahr für die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung oder den Be-
stand oder die Sicherheit des Bun-
des oder eines Landes im Sinne des 
§ 1 des Artikel 10-Gesetzes vorliegt 
und 

4. tatsächliche Anhaltspunkte für den 
Verdacht bestehen, dass die in § 3 
Absatz 1 genannten Bestrebungen 
und Tätigkeiten durch die Planung 
oder Begehung einer der folgenden 
Straftaten unterstützt werden: 
a) Straftaten des Friedensverrats 

oder des Hochverrats (§§ 80 bis 
83 des Strafgesetzbuches), 

b) Straftaten der Gefährdung des 
demokratischen Rechtsstaates 
(§§ 84 bis 86, 87 bis 89a des 
Strafgesetzbuches, § 20 Absatz 1 
Nummer 1 bis 4 des Vereinsge-
setzes), 

c) Straftaten des Landesverrats und 
der Gefährdung der äußeren Si-
cherheit (§§ 94 bis 96, 97a bis 
100a des Strafgesetzbuches), 

d) Straftaten gegen die Landesver-
teidigung (§§ 109e bis 109g des 
Strafgesetzbuches), 
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e) Straftaten gegen die Sicherheit 
der in der Bundesrepublik 
Deutschland stationierten Trup-
pen der nichtdeutschen Vertrags-
staaten des Nordatlantikvertrages 
(§§ 87, 89, 94 bis 96, 98 bis 100, 
109e bis 109g des Strafgesetz-
buches in Verbindung mit § 1 des 
NATO-Truppen-Schutzgesetzes 
in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27. März 2008 (BGBl. 
I S. 490), 

f) Straftaten nach den §§ 129a bis 
130 des Strafgesetzbuches sowie 
den §§ 211, 212, 239a, 239b, 306 
bis 306c, 308 Absatz 1 bis 3, 315 
Absatz 3, 316b Absatz 3 und 
316c Absatz 1 und 3 des Strafge-
setzbuches, soweit diese sich 
gegen die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung, den Bestand 
oder die Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes richten, oder 

g) Straftaten nach § 95 Absatz 1 
Nummer 8 des Aufenthaltsgeset-
zes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 25. Februar 2008 
(BGBl. I S. 162), das zuletzt durch 
Artikel 1 und Artikel 6 Absatz 2 
des Gesetzes vom 1. Juni 2012 
(BGBl. I S. 1224) geändert wor-
den ist. 

 
Anstelle der in Nummer 4 genannten 
Voraussetzung genügen auch tat-
sächliche Anhaltspunkte für den 
Verdacht, dass jemand Mitglied ei-
ner Vereinigung ist, deren Zwecke 
oder deren Tätigkeiten darauf ge-
richtet sind, Straftaten zu begehen, 
die gegen die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung, den Bestand 
oder die Sicherheit des Bundes oder 
eines Landes gerichtet sind. 
 
(2) Die Maßnahme ist nur zulässig, 
wenn die Erforschung des Sachver-
halts auf andere Weise aussichtslos 
oder wesentlich erschwert wäre. Die 
Maßnahme darf sich nur gegen Ver-
dächtige oder gegen Personen rich-
ten, von denen aufgrund bestimmter 
Tatsachen anzunehmen ist, dass sie 
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für die verdächtige Person bestimm-
te oder von ihr herrührende Nach-
richten entgegennehmen oder wei-
tergeben oder dass die verdächtige 
Person ihren Anschluss nutzt. Maß-
nahmen, die sich auf Sendungen 
beziehen, sind nur hinsichtlich sol-
cher Sendungen zulässig, bei denen 
Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass sie von der Person, gegen 
die sich die Anordnung richtet, her-
rühren oder für sie bestimmt sind. 
 
(3) Die Pflichten der Anbieter von 
Post- und Telekommunikations-
diensten ergeben sich aus § 2 des 
Artikel 10-Gesetzes. 

 
(4) Soweit §§ 3 bis 4 und 9 bis 13 
des Artikel 10-Gesetzes für die 
Überwachung der Telekommunikati-
on oder die dem Brief- oder Postge-
heimnis unterliegenden Sendungen 
zusätzliche oder engere Vorausset-
zungen vorsehen, finden diese An-
wendung. 
 

§ 7b 
Einsatz technischer Mittel zur  
Ermittlung des Standortes von  

aktiv geschalteten  
Mobilfunkendgeräten 

 
Die Verfassungsschutzbehörde darf 
unter den Voraussetzungen des § 7a 
Absatz 1 und 2 auch technische Mit-
tel zur Ermittlung des Standortes ei-
nes aktiv geschalteten Mobilfun-
kendgerätes und zur Ermittlung der 
Geräte- und Kartennummern einset-
zen. Die Maßnahme ist nur zulässig, 
wenn ohne die Ermittlung die Errei-
chung des Zwecks der Überwa-
chungsmaßnahme aussichtslos oder 
wesentlich erschwert wäre. Perso-
nenbezogene Daten einer dritten 
Person dürfen anlässlich solcher 
Maßnahmen nur erhoben werden, 
wenn dies aus technischen Gründen 
zur Erreichung des Zwecks nach 
Satz 1 unvermeidbar ist. Sie unter-
liegen einem absoluten Verwen-
dungsverbot und sind nach Beendi-
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gung der Maßnahme unverzüglich 
zu löschen. 
 

§ 7c 
Besondere Auskunftsbefugnisse 

 
(1) Die Verfassungsschutzbehörde 
darf im Einzelfall bei Zahlungsdienst-
leistern unentgeltlich Auskünfte über 
Beteiligte am Zahlungsverkehr und 
über Geldbewegungen und Geldan-
lagen einholen, wenn dies zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben nach § 3 Absatz 
1 erforderlich ist und tatsächliche 
Anhaltspunkte für schwerwiegende 
Gefahren für die in § 3 Absatz 1 ge-
nannten Schutzgüter vorliegen.  

 
(2) Die Verfassungsschutzbehörde 
darf im Einzelfall unter den Voraus-
setzungen des § 7a Absatz 1 und 2 
bei denjenigen, die geschäftsmäßig 
Telekommunikationsdienste und Te-
lemediendienste erbringen oder da-
ran mitwirken, Auskünfte über Tele-
kommunikationsverbindungsdaten 
und Nutzungsdaten von Telemedi-
endiensten einholen. Die Auskunft 
kann auch in Bezug auf zukünftige 
Telekommunikation und zukünftige 
Nutzung von Telemediendiensten 
verlangt werden. Telekommunikati-
onsverbindungsdaten und Nut-
zungsdaten von Telemediendiensten 
sind:  
 
1. Berechtigungskennungen, Kar-

tennummern, Standortkennung 
sowie Rufnummer oder Kennung 
des anrufenden und angerufe-
nen Anschlusses oder der End-
einrichtung,  

2. Beginn und Ende der Verbin-
dung nach Datum und Uhrzeit,  

3. Angaben über die Art der von 
der Kundin oder dem Kunden in 
Anspruch genommenen Tele-
kommunikations- und Telemedi-
endienst-Dienstleistungen und  

4. Endpunkte festgeschalteter Ver-
bindungen, ihr Beginn und ihr 
Ende nach Datum und Uhrzeit. 
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(3) Ein Auskunftsverlangen nach 
§ 113 Absatz 1 Satz 1 des Tele-
kommunikationsgesetzes auf Daten, 
mittels derer der Zugriff auf Endgerä-
te und Speichereinrichtungen, die in 
diesen Endgeräten oder hiervon 
räumlich getrennt eingesetzt werden, 
geschützt wird (§ 113 Absatz 1 Satz 
2 des Telekommunikationsgeset-
zes), ist nur zulässig, wenn die ge-
setzlichen Voraussetzungen für die 
Nutzung der Daten vorliegen. 
 
(4) Die Verfassungsschutzbehörde 
hat für ihr nach § 5 Absatz 2 Num-
mer 14 und 15 erteilte Auskünfte ei-
ne Entschädigung zu gewähren, de-
ren Umfang sich nach § 23 und An-
lage 3 des Justizvergütungs- und -
entschädigungsgesetzes vom 5. Mai 
2004 (BGBl. I S. 718, 776), das zu-
letzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 19. Oktober 2012 (BGBl. I S. 
2182) geändert worden ist, bemisst; 
die Vorschriften über die Verjährung 
in § 2 Absatz 1 und 4 des Justizver-
gütungs- und -entschädigungsge-
setzes finden entsprechend Anwen-
dung.“ 
 

10. § 8 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 

aa) In Nummer 1 und 2 wird jeweils 
die Angabe „Abs. 1“ durch die Anga-
be „Absatz 1“ ersetzt. 
 
 
 
bb) In Nummer 3 wird die Angabe 
„Abs. 2“ durch die Angabe „Absatz 
4“ ersetzt. 
 
 
 
 
 

 § 8 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

 
(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben personenbezogene 
Daten in schriftlichen oder  elektronischen 
Akten und in zur Person geführten Dateien 
verarbeiten, wenn 
 
1. tatsächliche Anhaltspunkte für den Ver-

dacht von  Bestrebungen und Tätigkei-
ten nach § 3 Abs. 1 vorliegen, 

2. dies für die Erforschung und Bewertung 
von Bestrebungen oder Tätigkeiten 
nach § 3 Abs. 1 erforderlich ist oder 

3. dies für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
nach § 3 Abs. 2 erforderlich ist. 
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b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Zur Aufgabenerfüllung nach § 3 
Absatz 4 dürfen in automatisierten 
Dateien nur personenbezogene Da-
ten über die Personen gespeichert 
werden,  
 
1. die der Sicherheitsüberprüfung 

unterliegen oder in die Sicher-
heitsüberprüfung einbezogen 
werden oder  

2. für die eine Nachberichtspflicht 
der Verfassungsschutzbehörde 
im Rahmen einer gesetzlich vor-
gesehenen Mitwirkungspflicht 
besteht.“ 

 
 
 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:  
 

aa) In Satz 2 wird die Angabe „Abs. 
2“ durch die Angabe „Absatz 4“ 
ersetzt. 

 
bb) Folgender Satz wird angefügt: 
 
 „Eine Abfrage der in elektroni-

schen Sachakten enthaltenen 
personenbezogenen Daten ist 
mittels automatisierter Verarbei-
tung nur zu Auskunftszwecken 
nach § 14 oder dann zulässig, 
wenn für sie die Voraussetzun-
gen der Speicherung nach Ab-
satz 1 vorliegen.“ 

 

 
 
(2) Zur Aufgabenerfüllung nach § 3 Abs. 2 
dürfen in automatisierten Dateien nur per-
sonenbezogene Daten über die Personen 
gespeichert werden, die der Sicherheits-
überprüfung unterliegen oder in die Sicher-
heitsüberprüfung einbezogen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Speicherung ist auf das für die Auf-
gabenerfüllung erforderliche Maß zu be-
schränken. 
 
(4) Der Zugriff auf personenbezogene Da-
ten in elektronischen Sachakten ist zu pro-
tokollieren. In elektronischen Sachakten 
gespeicherte personenbezogene Daten 
dürfen nach Löschung der zur Person ge-
führten Dateien nicht für Aufgaben nach § 3 
Abs. 2 verwandt oder an andere Behörden 
übermittelt werden. Solche Daten dürfen 
nicht elektronisch recherchierbar sein. 
 

11. § 10 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 10 
Berichtigung, Löschung und Sperrung 

personenbezogener Daten in zur Person 
geführten Dateien 

 
(1) Die Verfassungsschutzbehörde hat die 
in zur Person geführten Dateien gespeicher-
ten personenbezogenen Daten zu berichti-
gen, wenn sie unrichtig sind. Wird die Rich-
tigkeit der in zur Person geführten Dateien 
gespeicherten personenbezogenen Daten 
von der betroffenen Person bestritten, ist 
dies in der Datei zu vermerken. 
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a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort 
„war“ durch das Wort „ist“ ersetzt. 
In Satz 2 werden die Wörter „§ 3 
Archivgesetz Nordrhein-
Westfalen“ durch die Wörter „§ 4 
des Archivgesetzes Nordrhein-
Westfalen vom 16. März 2010 
(GV. NRW. S. 188)“ ersetzt. 
 
 
 
 
 
 
 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die 
Wörter „der Leiter“ durch die Wör-
ter „die Leitung“ ersetzt. 

 

(2) Die Verfassungsschutzbehörde hat die 
in zur Person geführten Dateien gespeicher-
ten personenbezogenen Daten zu löschen, 
wenn ihre Speicherung unzulässig war oder 
ihre Kenntnis für die Aufgabenerfüllung 
nicht mehr erforderlich ist. § 3 Archivgesetz 
Nordrhein-Westfalen bleibt unberührt. Die 
Löschung unterbleibt, wenn Grund zu der 
Annahme besteht, daß durch sie schutz-
würdige Interessen der betroffenen Person 
beeinträchtigt würden. In diesem Falle sind 
die Daten zu sperren. Sie dürfen nur noch 
mit Einwilligung der betroffenen Person ver-
arbeitet werden. 
 
(3) Die Verfassungsschutzbehörde prüft bei 
der Einzelfallbearbeitung und nach festge-
setzten Fristen, spätestens nach fünf Jah-
ren, ob gespeicherte Daten in zur Person 
geführten Dateien zu berichtigen oder zu 
löschen sind. In zur Person geführten Da-
teien gespeicherte personenbezogene Da-
ten über Bestrebungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 
1 sind spätestens 10 Jahre, über Bestre-
bungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 und 4 sind 
spätestens 15 Jahre nach dem Zeitpunkt 
der letzten gespeicherten relevanten Infor-
mation zu löschen, es sei denn, der Leiter 
der Verfassungsschutzabteilung stellt im 
Einzelfall fest, dass die weitere Speicherung 
zur Aufgabenerfüllung oder zur Wahrung 
schutzwürdiger Belange der betroffenen 
Person erforderlich ist. Die Gründe sind 
aktenkundig zu machen. 
 
(4) Personenbezogene Daten, die aus-
schließlich zu Zwecken der Datenschutz-
kontrolle, der Datensicherung oder zur Si-
cherstellung eines ordnungsgemäßen Be-
triebes einer Datenverarbeitungsanlage 
gespeichert werden, dürfen nur für diese 
Zwecke verwendet werden. 
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12. § 11 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-
satz 3 eingefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„(3) Die Verfassungsschutzbehörde 
hat personenbezogene Daten in 
schriftlichen oder elektronischen Ak-
ten zu löschen, wenn 
 
1. ihre Speicherung unzulässig ist 

oder 
2. ihre Kenntnis für die speichernde 

Stelle zur Aufgabenerfüllung nicht 
mehr erforderlich ist. 

 
Sind personenbezogene Daten in 
schriftlichen oder elektronischen Ak-
ten gespeichert und ist eine Abtren-
nung nicht möglich, ist die Löschung 
nach Satz 1 Nummer 2 nur durchzu-
führen, wenn die gesamte Akte zur 
Aufgabenerfüllung nicht mehr erfor-
derlich ist; es sei denn, dass die be-
troffene Person die Löschung ver-
langt und die weitere Speicherung 
sie in unangemessener Weise be-
einträchtigen würde. Soweit hiernach 
eine Löschung nicht in Betracht 

 § 11 
Berichtigung und Sperrung personenbe-

zogener Daten in schriftlichen oder 
elektronischen Akten, Aktenvernichtung 
 
(1) Stellt die Verfassungsschutzbehörde 
fest, daß in schriftlichen oder elektronischen 
Akten gespeicherte personenbezogene Da-
ten unrichtig sind, sind sie zu berichtigen. 
Wird ihre Richtigkeit von der betroffenen 
Person bestritten, ist dies in der Akte zu 
vermerken oder auf sonstige Weise festzu-
halten. 
 
(2) Die Verfassungsschutzbehörde hat per-
sonenbezogene Daten in schriftlichen oder 
elektronischen Akten zu sperren, wenn sie 
im Einzelfall feststellt, daß ohne die Sper-
rung schutzwürdige Interessen der betroffe-
nen Person beeinträchtigt würden und die 
Daten für ihre künftige Aufgabenerfüllung 
nicht mehr erforderlich sind. Gesperrte Da-
ten sind mit einem entsprechenden Vermerk 
zu versehen; sie dürfen nur noch mit Einwil-
ligung der betroffenen Person verarbeitet 
werden. Eine Aufhebung der Sperrung ist 
möglich, wenn ihre Voraussetzungen nach-
träglich entfallen. 
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kommt, sind die personenbezogenen 
Daten auf Antrag der betroffenen 
Person zu sperren.“  
 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 
und wie folgt geändert: 
 
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„Vor der Vernichtung ist die 
Freigabe durch die Leitung der 
Verfassungsschutzabteilung ein-
zuholen.“ 
 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 
 

„Für die Berichtigung und Sper-
rung von gespeicherten perso-
nenbezogenen Daten gelten die 
Absätze 1 und 2 entsprechend.“ 

 
c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 
 

„(5) § 4 des Archivgesetzes Nord-
rhein-Westfalen bleibt unberührt.“ 
 

 
 
 
 
(3) Die Verfassungsschutzbehörde hat zur 
Person geführte Akten zu vernichten, wenn 
diese zu ihrer Aufgabenerfüllung nicht mehr 
erforderlich sind und der Vernichtung 
schutzwürdige Belange der betroffenen 
Person nicht entgegenstehen. § 3 Archivge-
setz Nordrhein-Westfalen bleibt unberührt. 
 

13. § 14 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 

aa) In Satz 1 wird in Nummer 2 das 
Wort „Quellen“ durch die Wörter 
„Personen nach § 5 Absatz 2 
Nummer 1“ und werden in 
Nummer 4 die Wörter „eines 
Dritten“ durch das Wort „Dritter“ 
ersetzt. 

 
 
 

 § 14 
Auskunft 

 
(1) Die Verfassungsschutzbehörde erteilt 
auf schriftlichen Antrag der antragstellenden 
Person gebührenfrei Auskunft über die zu 
ihrer Person gespeicherten Daten, den 
Zweck und die Rechtsgrundlage der Spei-
cherung. Ein Recht auf Akteneinsicht be-
steht nicht. 
 
(2) Die Auskunftserteilung unterbleibt, so-
weit 
 
1. eine Gefährdung der Aufgabenerfüllung 

durch die Auskunftserteilung zu besor-
gen ist, 

2. durch die Auskunftserteilung Quellen 
gefährdet sein können oder die Ausfor-
schung des Erkenntnisstandes oder der 
Arbeitsweise der Verfassungsschutz-
behörde zu befürchten ist, 

3. die Auskunft die öffentliche Sicherheit 
gefährden oder sonst dem Wohl des 
Bundes oder eines Landes Nachteile 
bereiten würde oder 
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bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

 
 
 
 
„Die Entscheidung trifft die Lei-
tung der Verfassungsschutzab-
teilung oder eine oder ein von 
ihr besonders beauftragte oder 
beauftragter Mitarbeiterin oder 
Mitarbeiter.“ 

 
b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

Das Wort „Empfänger“ wird ersetzt 
durch die Wörter „empfangenden 
Stellen“. 
 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:  
 

„(4) Die Ablehnung der Auskunftser-
teilung bedarf keiner Begründung, 
soweit dadurch der Zweck der Aus-
kunftsverweigerung gefährdet wür-
de. Die Gründe der Auskunftsver-
weigerung sind aktenkundig zu ma-
chen. Wird die Auskunftserteilung 
abgelehnt, ist die betroffene Person 
auf die Rechtsgrundlage für das 
Fehlen der Begründung und darauf 
hinzuweisen, dass sie sich an die 
Landesbeauftragte oder den Lan-
desbeauftragten für Datenschutz 
und Informationsfreiheit wenden 
kann. Der oder dem Landesbeauf-
tragten für Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit ist auf ihr oder sein Ver-
langen Auskunft zu erteilen. Die 
Auskunft ist nur der oder dem Lan-
desbeauftragten für Datenschutz 
und Informationsfreiheit persönlich 
zu erteilen, wenn die oder der für In-
neres zuständige Ministerin oder Mi-
nister oder seine Vertretung im Ein-
zelfall feststellt, dass dies die Si-
cherheit des Bundes oder eines 
Landes gebietet. Die Personalien ei-
ner betroffenen Person, der Vertrau-
lichkeit besonders zugesichert wor-
den ist, müssen auch der oder dem 
Landesbeauftragten für Datenschutz 
und Informationsfreiheit gegenüber 

4. die Daten oder die Tatsache der Spei-
cherung nach einer Rechtsvorschrift 
oder wegen der überwiegenden be-
rechtigten Interessen eines Dritten ge-
heimgehalten werden müssen. 

 
Die Entscheidung trifft der Leiter der Ver-
fassungsschutzabteilung oder ein von ihm 
besonders beauftragter Mitarbeiter. 
 
 
 
 
(3) Die Auskunftsverpflichtung erstreckt sich 
nicht auf die Herkunft der Daten und die 
Empfänger von Übermittlungen. 
 
 
 
 
 
(4) Die Ablehnung der Auskunftserteilung 
bedarf keiner Begründung, soweit dadurch 
der Zweck der Auskunftsverweigerung ge-
fährdet würde. Die Gründe der Auskunfts-
verweigerung sind aktenkundig zu machen. 
Wird die Auskunftserteilung abgelehnt, ist 
die betroffene Person auf die Rechtsgrund-
lage für das Fehlen der Begründung und 
darauf hinzuweisen, daß sie sich an den 
Landesbeauftragten für den Datenschutz 
wenden kann. Dem Landesbeauftragten für 
den Datenschutz ist auf sein Verlangen 
Auskunft zu erteilen. Die Auskunft ist nur 
dem Landesbeauftragten für den Daten-
schutz persönlich zu erteilen, wenn der In-
nenminister oder sein Vertreter im Einzelfall 
feststellt, daß dies die Sicherheit des Bun-
des oder eines Landes gebietet. Die Perso-
nalien einer betroffenen Person, der Ver-
traulichkeit besonders zugesichert worden 
ist, müssen auch dem Landesbeauftragten 
für den Datenschutz gegenüber nicht offen-
bart werden. Mitteilungen des Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz dürfen keine 
Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand der 
Verfassungsschutzbehörde zulassen. 
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nicht offenbart werden. Mitteilungen 
der oder des Landesbeauftragten für 
Datenschutz und Informationsfreiheit 
dürfen keine Rückschlüsse auf den 
Erkenntnisstand der Verfassungs-
schutzbehörde zulassen.“ 
 

14. § 15 wird aufgehoben. 
 

 § 15 
Unterrichtung der Landesregierung und 

des Landtags, Veröffentlichung 
 
(1) Die Verfassungsschutzbehörde unter-
richtet die Landesregierung und den Land-
tag über bedeutsame Entwicklungen in ih-
rem Aufgabenbereich. Dabei darf sie perso-
nenbezogene Daten übermitteln. 
 
(2) Die Verfassungsschutzbehörde darf In-
formationen, insbesondere Verfassungs-
schutzberichte, zum Zweck der Aufklärung 
der Öffentlichkeit über Bestrebungen und 
Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 veröffentlichen, 
personenbezogene Daten jedoch nur, wenn 
die Bekanntgabe für das Verständnis des 
Zusammenhangs oder der Darstellung von 
Organisationen erforderlich ist und die Inte-
ressen der Allgemeinheit das schutzwürdige 
Interesse der betroffenen Person überwie-
gen. 
 

15. § 16 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 16 
Übermittlung von Informationen an die 

Verfassungsschutzbehörde 
 
(1) Die Gerichte, Behörden und Einrichtun-
gen des Landes, die Gemeinden, die Ge-
meindeverbände, die sonstigen der Aufsicht 
des Landes unterstehenden Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts unterrichten von sich aus die 
Verfassungsschutzbehörde über alle Tatsa-
chen, die sicherheitsgefährdende oder ge-
heimdienstliche Tätigkeiten für eine fremde 
Macht oder Bestrebungen erkennen lassen, 
die durch Anwendung von Gewalt oder da-
hingehende Vorbereitungshandlungen ge-
gen die in § 3 Abs. 1 Nrn. 1, 3 und 4 ge-
nannten Schutzgüter gerichtet sind. Staats-
anwaltschaften, Polizeibehörden sowie die 
Ausländerbehörden übermitteln von sich 
aus der Verfassungsschutzbehörde ihnen 
bekannt gewordene Informationen ein-
schließlich personenbezogener Daten über 
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a) Dem Absatz 2 werden folgende Sät-
ze angefügt: 

 
 
 
 
 
 
 

„Die Verfassungsschutzbehörde darf 
anstelle von Ersuchen nach Satz 1 
sowie nach § 18 Absatz 3 Satz 2 
des Bundesverfassungsschutzge-
setzes automatisierte Abrufverfahren 
nutzen, soweit dies unter Festlegung 
der Zugangsvoraussetzungen und 
der datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen ausdrücklich gesetzlich ge-
regelt ist. Die Entscheidung über die 
Nutzung eines automatisierten Ab-
rufverfahrens trifft die Leitung der 
Verfassungsschutzabteilung.“ 
 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 2 werden die Wörter „der 
Leiter“ durch die Wörter „die Lei-
tung“ ersetzt.  

bb) In Satz 3 werden die Wörter 
„den Innenminister“ durch die 
Wörter „die für Inneres zustän-
dige Ministerin oder den für In-
neres zuständigen Minister“ und 
die Wörter "seinen ständigen 
Vertreter" durch die Wörter "sei-
ne ständige Vertretung" ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 

Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 3 
Abs. 1, wenn tatsächliche Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass diese Informationen 
und deren Übermittlung für die Erfüllung der 
Aufgaben der Verfassungsschutzbehörde 
erforderlich sind; die übrigen in Satz 1 ge-
nannten Behörden, Einrichtungen und juris-
tischen Personen können diese Übermitt-
lungen vornehmen. 
 
(2) Die Verfassungsschutzbehörde darf die 
in Absatz 1 Satz 1 genannten Stellen um 
Übermittlung der zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben erforderlichen Informationen einschließ-
lich personenbezogener Daten ersuchen, 
wenn sie nicht aus allgemein zugänglichen 
Quellen oder nur mit übermäßigem Auf-
wand oder nur durch eine die betroffene 
Person stärker belastende Maßnahme er-
hoben werden können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Würde durch die Übermittlung nach Ab-
satz 2 der Zweck der Maßnahme gefährdet 
oder die betroffene Person unverhältnismä-
ßig beeinträchtigt, darf die Verfassungs-
schutzbehörde bei der Wahrnehmung der 
Aufgaben nach § 3 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 so-
wie bei der Beobachtung terroristischer Be-
strebungen amtliche Register, z. B. Melde-
register, Personalausweisregister, Paßre-
gister, Führerscheinkartei, Waffenscheinkar-
tei, einsehen. Die Entscheidung hierüber 
trifft der Leiter der Verfassungsschutzabtei-
lung. Die Benutzung von Registern oder 
Teilen davon zum Zwecke des automatisier-
ten Abgleichs mit anderen Datenbeständen 
bedarf der Anordnung durch den Innenmi-
nister oder seinen ständigen Vertreter; über 
solche Maßnahmen ist das Parlamentari-
sche Kontrollgremium innerhalb von 6 Mo-
naten zu unterrichten. 
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c) Dem Absatz 4 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Soweit die gesetzlichen Regelun-
gen nach Absatz 2 Satz 2 keine 
Pflicht der Verfassungsschutzbehör-
de zur Führung von Nachweisen 
über die Abrufe enthalten, gilt Satz 2 
für Abrufe im automatisierten Ver-
fahren entsprechend.“ 

(4) Die Ersuchen nach Absatz 2 sind akten-
kundig zu machen. Über die Einsichtnahme 
nach Absatz 3 hat die Verfassungsschutz-
behörde einen Nachweis zu führen, aus 
dem der Zweck und die Veranlassung, die 
ersuchte Behörde, die Aktenfundstelle so-
wie die Namen der Betroffenen, deren Da-
ten für eine weitere Verwendung vorgese-
hen sind, hervorgehen; die Nachweise sind 
gesondert aufzubewahren, gegen unbe-
rechtigten Zugriff zu sichern und am Ende 
des Kalenderjahres, das dem Jahr ihrer 
Erstellung folgt, zu vernichten. 
 
 
 
 
(5) Die Übermittlung personenbezogener 
Daten, die aufgrund einer Maßnahme nach 
§ 100 a der Strafprozeßordnung bekannt-
geworden sind, ist nach den Vorschriften 
der Absätze 1 und 2 nur zulässig, wenn 
tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, 
daß jemand eine der in § 3 des Gesetzes zu 
Artikel 10 Grundgesetz genannten Strafta-
ten plant, begeht oder begangen hat. Auf 
die einer Verfassungsschutzbehörde nach 
Satz 1 übermittelten Kenntnisse und Unter-
lagen findet § 4 des Gesetzes zu Artikel 10 
Grundgesetz entsprechende Anwendung. 
 

16. § 17 wird wie folgt geändert: 
 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 
1 vorangestellt: 

 
„(1) Die Verfassungsschutzbehörde 
darf personenbezogene Daten an 
den Landtag und die Landesregie-
rung übermitteln, wenn dies im 
Rahmen ihrer Aufgaben nach § 3 
Absatz 2 erforderlich ist.“ 
 

b) Die bisherigen Absätze 1 bis 4 wer-
den die Absätze 2 bis 5. 

 
c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „der 
Empfänger“ durch die Wörter 
„die empfangende Stelle“ und 
das Wort „seiner“ durch „ihrer“ 
ersetzt. 

 § 17 
Übermittlung personenbezogener Daten 

durch die Verfassungsschutzbehörde 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf per-
sonenbezogene Daten an Gerichte und 
inländische Behörden übermitteln, wenn 
dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-
lich ist oder der Empfänger zum Zwecke der 
Erfüllung seiner Aufgaben die Daten zum 
Schutz der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung oder sonst für Zwecke der 
öffentlichen Sicherheit benötigt. Der Emp-
fänger darf die übermittelten Daten, soweit 
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bb) In Satz 2 werden die Wörter 
„Der Empfänger“ durch die Wör-
ter „Die empfangende Stelle“ 
und das Wort „ihm“ durch das 
Wort „ihr“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„den Empfänger“ durch die Wör-
ter „die empfangende Stelle“ er-
setzt. 

bb) In Satz 6 werden die Wörter 
„Der Empfänger“ durch die Wör-
ter „Die empfangende Stelle“ 
und das Wort „ihm“ durch das 
Wort „ihr“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur 
zu dem Zweck verwenden, zu dem sie ihm 
übermittelt wurden. 
 
(2) Die Verfassungsschutzbehörde darf per-
sonenbezogene Daten an Dienststellen der 
Stationierungsstreitkräfte übermitteln, so-
weit die Bundesrepublik Deutschland dazu 
im Rahmen von Artikel 3 des Zusatzab-
kommens zu dem Abkommen zwischen den 
Parteien des Nordatlantikvertrages über die 
Rechtsstellung ihrerTruppen hinsichtlich der 
in der Bundesrepublik Deutschland statio-
nierten ausländischen Truppen vom 3. Au-
gust 1959 (BGBl. II 1961 S. 1183, 1218) 
verpflichtet ist. 
 
(3) Die Verfassungsschutzbehörde darf per-
sonenbezogene Daten an ausländische 
öffentliche Stellen sowie an über- und zwi-
schenstaatliche Stellen übermitteln, wenn 
die Übermittlung zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben oder zur Abwehr einer erheblichen Ge-
fahr für den Empfänger erforderlich ist. Die 
Übermittlung unterbleibt, wenn auswärtige 
Belange der Bundesrepublik Deutschland 
oder überwiegende schutzwürdige Interes-
sen der betroffenen Person entgegenste-
hen. Die Übermittlung unterbleibt ebenfalls, 
soweit Grund zu der Annahme besteht, daß 
dadurch gegen den Zweck eines deutschen 
Gesetzes im Geltungsbereich des Grund-
gesetzes, insbesondere gegen die Vor-
schriften zur Speicherungs-, Nutzungs- oder 
Übermittlungsbeschränkung oder zur Lö-
schungsverpflichtung verstoßen wird. Die 
Übermittlung der von einer Ausländerbe-
hörde empfangenen Daten unterbleibt, es 
sei denn, die Übermittlung ist völkerrechtlich 
geboten. Die Übermittlung ist aktenkundig 
zu machen. Der Empfänger ist darauf hin-
zuweisen, daß die übermittelten Daten nur 
zu dem Zweck verwendet werden dürfen, zu 
dem sie ihm übermittelt wurden und daß die 
Verfassungsschutzbehörde sich vorbehält, 
um Auskunft über die vorgenommene Ver-
wendung der Daten zu bitten. 
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e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „der 
Innenminister“ durch die Wörter 
„die oder der für Inneres zu-
ständige Ministerin oder Minis-
ter“ ersetzt und werden vor dem 
Wort „ihm“ dir Wörter „ihr oder“ 
eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „der 
Empfänger“ durch die Wörter 
„die empfangende Stelle“ er-
setzt. 

cc) In Satz 3 werden die Wörter 
„Der Empfänger“ durch die Wör-
ter „Die empfangende Stelle“ 
und das Wort „ihm“ durch das 
Wort „ihr“ ersetzt. 

dd) In Satz 4 werden die Wörter 
„Der Empfänger“ durch die Wör-
ter „Die empfangende Stelle“ er-
setzt. 

ee) In Satz 6 wird die Wörter „des 
Innenministers“ durch die Wör-
ter „der oder des für Inneres zu-
ständigen Ministerin oder Minis-
ters“ ersetzt.  

 

(4) Personenbezogene Daten dürfen an 
andere Stellen nicht übermittelt werden, es 
sei denn, daß dies zum Schutz der freiheitli-
chen demokratischen Grundordnung, des 
Bestandes oder der Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes oder der in § 3 Abs. 2 
Nr. 2 genannten Einrichtungen erforderlich 
ist und der Innenminister oder von ihm be-
sonders bestellte Beauftragte ihre Zustim-
mung erteilt haben. Die Verfassungsschutz-
behörde führt über die Auskunft nach Satz 1 
einen Nachweis, aus dem der Zweck der 
Übermittlung, ihre Veranlassung, die Akten-
fundstelle und der Empfänger hervorgehen; 
die Nachweise sind gesondert aufzubewah-
ren, gegen unberechtigten Zugriff zu sichern 
und am Ende des Kalenderjahres, das dem 
Jahr ihrer Erstellung folgt, zu vernichten. 
Der Empfänger darf die übermittelten Daten 
nur für den Zweck verwenden, zu dem sie 
ihm übermittelt wurden. Der Empfänger ist 
auf die Verwendungsbeschränkung und 
darauf hinzuweisen, daß die Verfassungs-
schutzbehörde sich vorbehält, um Auskunft 
über die vorgenommene Verwendung der 
Daten zu bitten. Die Übermittlung der per-
sonenbezogenen Daten ist der betroffenen 
Person durch die Verfassungsschutzbehör-
de mitzuteilen, sobald eine Gefährdung ih-
rer Aufgabenerfüllung durch die Mitteilung 
nicht mehr zu besorgen ist. Die Zustimmung 
des Innenministers sowie das Führen eines 
Nachweises nach Satz 2 ist nicht erforder-
lich, wenn personenbezogene Daten durch 
die Verfassungsschutzbehörde zum Zweck 
von Datenerhebungen an andere Stellen 
übermittelt werden. 
 

17. § 18 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 
 

„§ 18 
Übermittlung von Informationen 
durch die Verfassungsschutzbe-
hörde an das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz, andere Sicher-
heitsbehörden sowie Strafverfol-

gungsbehörden“ 
 
 
 

  
 
 
 
 

§ 18 
Übermittlung von Informationen durch 

die Verfassungsschutzbehörde an Straf-
verfolgungs- und Sicherheitsbehörden in 

Angelegenheiten des Staats- und Ver-
fassungsschutzes 
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b) Dem Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 1 vorangestellt: 

 
„(1) Die Verfassungsschutzbehörde 
übermittelt alle Informationen, Aus-
künfte, Nachrichten und Unterlagen 
sowie Auswertungsergebnisse an 
das Bundesamt für Verfassungs-
schutz, soweit sie für dessen Aufga-
benerfüllung erforderlich sind.“ 
 

c) Die bisherigen Absätze 1 und 2 wer-
den die Absätze 2 und 3. 
 

d) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach den Wör-
tern „Verfolgung von“ die Wörter 
„Verbrechen oder von“ einge-
fügt.  

bb) In Satz 2 wird das Wort „Delikte“ 
durch das Wort „Staatsschutz-
delikte“ ersetzt und werden nach 
dem Wort „Motivs“ die Wörter 
„der Täterin oder“ und nach dem 
Wort „Täters“ die Wörter „oder 
deren“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 

e) In Absatz 3 wird die Angabe „Absatz 
1 Satz 2“ durch die Angabe „Absatz 
2 Satz 2“ ersetzt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(1) Die Verfassungsschutzbehörde übermit-
telt den Staatsanwaltschaften und den Poli-
zeibehörden die ihr bekanntgewordenen 
Informationen einschließlich personenbezo-
gener Daten, wenn tatsächliche Anhalts-
punkte dafür bestehen, daß die Übermitt-
lung zur Verhinderung oder Verfolgung von 
Staatsschutzdelikten erforderlich ist. Delikte 
nach Satz 1 sind die in §§ 74 a und 120 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes genannten 
Straftaten sowie sonstige Straftaten, bei 
denen aufgrund ihrer Zielsetzung, des Mo-
tivs des Täters oder dessen Verbindung zu 
einer Organisation tatsächliche Anhalts-
punkte dafür vorliegen, daß sie gegen die in 
Artikel 73 Nr. 10 Buchstabe b oder c des 
Grundgesetzes genannten Schutzgüter ge-
richtet sind. 
 
(2) Die Polizeibehörden dürfen zur Verhin-
derung von Staatsschutzdelikten nach Ab-
satz 1 Satz 2 die Verfassungsschutzbehör-
de um Übermittlung der erforderlichen In-
formationen einschließlich personenbezo-
gener Daten ersuchen. 
 

18. § 21 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift werden die Wörter 
„des Empfängers“ durch die Wörter 
„der empfangenden Stelle“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 

  
 

§ 21 
Pflichten des Empfängers 
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b) In Satz 1 werden die Wörter „Der 
Empfänger“ durch die Wörter „Die 
empfangende Stelle“ und das Wort 
„seiner“ durch das Wort „ihrer“ er-
setzt. 

 
c) In Satz 2 wird das Wort „er“ durch 

das Wort „sie“ ersetzt. 
 

Der Empfänger prüft, ob die nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes übermittelten 
personenbezogenen Daten für die Erfüllung 
seiner Aufgaben erforderlich sind. Ergibt die 
Prüfung, daß sie nicht erforderlich sind, hat 
er die Unterlagen zu vernichten. Die Ver-
nichtung kann unterbleiben, wenn die Tren-
nung von anderen Informationen, die zur 
Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind, 
nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand 
möglich ist; in diesem Fall sind die Daten zu 
sperren. 
 

19. In § 22 werden die Wörter „dem Emp-
fänger“ durch die Wörter „der empfan-
genden Stelle“ ersetzt.  

 

 § 22 
Nachberichtspflicht 

 
Erweisen sich personenbezogene Daten 
nach ihrer Übermittlung nach den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes als unvollständig oder 
unrichtig, so sind sie unverzüglich gegen-
über dem Empfänger zu berichtigen, es sei 
denn, daß dies für die Beurteilung eines 
Sachverhaltes ohne Bedeutung ist. 
 

20. § 24 wird wie folgt geändert: 
 
 
a) In Absatz 1 wird jeweils das Wort 

„Stellvertreter“ durch die Wörter 
„stellvertretende Mitglieder“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
b) In Absatz 2 werden hinter dem Wort 

„Stimmenmehrheit“ die Wörter „die 
Vorsitzende oder“ eingefügt und 
werden die Wörter „seinen Stellver-
treter“ durch die Wörter „seine Stell-
vertretung“ ersetzt. 

 
c) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort 

„Stellvertreters“ durch die Wörter 
„stellvertretenden Mitglieds“ ersetzt. 
 

 § 24 
Zusammensetzung, Wahl der Mitglieder 

 
(1) Das Kontrollgremium besteht aus acht 
Mitgliedern. Der Landtag wählt zu Beginn 
jeder Wahlperiode die Mitglieder und acht 
Stellvertreter aus seiner Mitte. Gewählt ist, 
wer die Mehrheit von zwei Dritteln der ab-
gegebenen Stimmen auf sich vereint. Mit 
der gleichen Mehrheit kann der Landtag 
Mitglieder des Kontrollgremiums oder Stell-
vertreter abberufen. 
 
(2) Der Landtag wählt aus der Mitte der ge-
wählten Mitglieder mit Stimmenmehrheit 
den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter. 
 
 
 
 
(3) Scheidet während der Wahlperiode ein 
Mitglied des Kontrollgremiums aus dem 
Landtag aus, so verliert es seine Mitglied-
schaft in dem Kontrollgremium. Nach Aus-
scheiden eines Mitglieds aus dem Kontroll-
gremium ist innerhalb von drei Monaten 
eine Nachwahl vorzunehmen; dies gilt auch 
bei Ausscheiden eines Stellvertreters. 
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21. § 25 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 
 

„§ 25 
Informationspflichten der Landes-

regierung“ 
 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Landesregierung unterrichtet 
das Kontrollgremium in jeder Sitzung 
umfassend über die Tätigkeit der 
Verfassungsschutzbehörde, insbe-
sondere über den Einsatz von Per-
sonen nach § 5 Absatz 2 Nummer 1 
sowie Vorgänge und operative Maß-
nahmen von besonderer Bedeutung 
und auf dessen Verlangen über Ein-
zelfälle. Das Kontrollgremium kann 
darüber hinaus zu allen Vorgängen 
des Verfassungsschutzes Auskunft 
verlangen. In Abständen von höchs-
tens sechs Monaten erstattet die 
Landesregierung ihm einen schriftli-
chen Bericht über die Durchführung 
der Maßnahmen nach § 5 Absatz 2 
Nummer 6, 7 und 10 bis 14. Die Be-
richterstattung nach § 5b Absatz 4 
bleibt unberührt.“ 
 

c) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem 
Wort „von“ die Wörter „Mitarbeiterin-
nen und“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
d) In Absatz 3 Satz 3 werden die Wör-

ter „der Innenminister“ durch die 
Wörter „die oder der für Inneres zu-
ständige Ministerin oder Minister“ er-
setzt.  

 
 
 
 

  
 
 
 
 

§ 25 
Unterrichtung 

 
 
 
 
(1) Die Landesregierung unterrichtet das 
Kontrollgremium umfassend über die Tätig-
keit der Verfassungsschutzbehörde und auf 
dessen Verlangen über Einzelfälle. Das 
Kontrollgremium hat Anspruch auf entspre-
chende Unterrichtung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Landesregierung hat dem Kontroll-
gremium im Rahmen der Unterrichtung 
nach Absatz 1 auf Verlangen Einsicht in 
Akten und Dateien der Verfassungsschutz-
behörde zu geben und die Anhörung von 
Mitarbeitern der Verfassungsschutzbehörde 
zu gestatten. Das Kontrollgremium hat ein 
jederzeitiges Zutrittsrecht zu den Dienst-
räumen der Verfassungsschutzbehörde. Es 
kann diese Rechte durch ein Mitglied oder 
mehrere Mitglieder wahrnehmen. 
 
(3) Die Verpflichtung der Landesregierung 
nach den Absätzen 1 und 2 erstreckt sich 
nur auf Informationen und Gegenstände, die 
der Verfügungsberechtigung der Verfas-
sungsschutzbehörde unterliegen. Die Lan-
desregierung kann die Unterrichtung nach 
den Absätzen 1 und 2 nur verweigern, wenn 
dies aus zwingenden Gründen des Nach-
richtenzuganges oder aus Gründen des 
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e) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach dem 
Wort „Einzelfall“ die Wörter „eine 
Sachverständige oder“ einge-
fügt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Der“ 
durch die Wörter „Die oder der“ 
ersetzt und wird die Angabe 
„§ 26 Abs. 2“ durch die Angabe 
„§ 26 Absatz 2 Satz 3“ ersetzt. 

 
f) In Absatz 5 werden nach dem Wort 

„kann“ die Wörter „der oder“ einge-
fügt und werden die Wörter „den Da-
tenschutz“ durch die Wörter „Daten-
schutz und Informationsfreiheit“ er-
setzt. 

 
g) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „der 
Leiter“ durch die Wörter „die Lei-
tung“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem 
Wort „von“ die Wörter „Bürge-
rinnen oder“ eingefügt. 

 

Schutzes von Persönlichkeitsrechten Dritter 
notwendig ist oder wenn der Kernbereich 
der exekutiven Eigenverantwortung betrof-
fen ist. Lehnt die Landesregierung eine Un-
terrichtung ab, so hat der Innenminister dies 
dem Kontrollgremium auf dessen Wunsch 
zu begründen. 
 
(4) Das Kontrollgremium kann mit der 
Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder 
nach Anhörung der Landesregierung im 
Einzelfall einen Sachverständigen beauftra-
gen, zur Wahrnehmung seiner Kontrollauf-
gaben Untersuchungen durchzuführen. Der 
Sachverständige hat dem Kontrollgremium 
über das Ergebnis der Untersuchungen zu 
berichten; § 26 Abs. 2 gilt entsprechend. 
 
 
 
(5) Das parlamentarische Kontrollgremium 
kann dem Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz Gelegenheit zur Stellungnahme in 
Fragen des Datenschutzes geben. 
 
 
 
 
 
(6) Angehörigen der Verfassungsschutzbe-
hörde ist es gestattet, sich in dienstlichen 
Angelegenheiten, jedoch nicht im eigenen 
oder im Interesse anderer Angehöriger die-
ser Behörde, mit Eingaben an das Kontroll-
gremium zu wenden, soweit der Leiter der 
Verfassungsschutzbehörde entsprechenden 
Eingaben nicht gefolgt ist. An den Landtag 
gerichtete Eingaben von Bürgern über ein 
sie betreffendes Verhalten der Verfas-
sungsschutzbehörde können dem Kontroll-
gremium zur Kenntnis gegeben werden. 
 
(7) Das Kontrollgremium kann feststellen, 
daß der Unterrichtungsanspruch nicht oder 
nicht hinreichend erfüllt und eine weiterge-
hende Unterrichtung erforderlich ist; hiervon 
kann es dem Landtag Mitteilung machen. 
 
(8) Der Landesrechnungshof unterrichtet 
das Kontrollgremium nach Maßgabe des 
§ 10 a Abs. 3 der Landeshaushaltsordnung. 
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22. § 26 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
aa) In Satz 3 werden nach dem 

Wort „Stimme“ die Wörter „der 
oder“ eingefügt. 

bb) In Satz 5 werden die Wörter „ih-
ren Stellvertretern“ durch die 
Wörter „den stellvertretenden 
Mitgliedern“ ersetzt. 

 
 
 
 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„Die Sitzungen des Kontrollgre-
miums sind öffentlich oder ge-
heim, wenn Geheimhaltungs-
gründe dies erforderlich ma-
chen.“ 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 
eingefügt: 

 
„Einzelheiten hierzu regelt das 
Kontrollgremium in seiner Ge-
schäftsordnung.“ 
 

cc) In Satz 3 werden die Wörter „ih-
re Stellvertreter“ durch die Wör-
ter „die stellvertretenden Mit-
glieder“ ersetzt und werden 
nach den Wörtern „bekanntge-
worden sind“ ein Komma und 
die Wörter „sofern das Kontroll-
gremium geheim beraten hat“ 
eingefügt. 

 

 § 26 
Geschäftsordnung, Geheimhaltung 

 
 
(1) Jedes Mitglied kann die Einberufung des 
Kontrollgremiums verlangen. Beschlüsse 
des Kontrollgremiums bedürfen der Mehr-
heit der Stimmen der anwesenden Mitglie-
der. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. Das Kontroll-
gremium gibt sich eine Geschäftsordnung. 
Diese regelt auch, unter welchen Voraus-
setzungen Sitzungsunterlagen und Proto-
kolle von den Mitgliedern des Kontrollgre-
miums oder ihren Stellvertretern eingese-
hen werden können. 
 
(2) Die Beratungen des Kontrollgremiums 
sind geheim. Die Mitglieder und ihre Stell-
vertreter sind zur Geheimhaltung der Ange-
legenheiten verpflichtet, die ihnen bei ihrer 
Tätigkeit in dem Kontrollgremium bekannt-
geworden sind; dies gilt auch für die Zeit 
nach ihrem Ausscheiden aus dem Kontroll-
gremium. 
 

23. Nach § 26 werden folgende §§ 27 und 
28 eingefügt: 

 
„§ 27 

Personal- und Sachausstattung, Un-
terstützung des Kontrollgremiums 

 
(1) Das Kontrollgremium darf durch Be-
schäftigte der Landtagsverwaltung un-
terstützt werden. Die Personal- und 
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Sachausstattung ist im Einzelplan des 
Landtags gesondert auszuweisen. Die 
Beschäftigten müssen zuvor die Er-
mächtigung zum Umgang mit Ver-
schlusssachen und die förmliche Ver-
pflichtung zur Geheimhaltung erhalten. 
§ 26 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 
  
(2) Die Verfassungsschutzbehörde hat 
den beauftragten Beschäftigten im 
Rahmen der Informationsrechte des 
Gremiums Auskunft zu ihren Fragen zu 
erteilen sowie Einsicht in die erforderli-
chen Akten und Dateien zu gewähren. 
§ 25 Absatz 3 gilt entsprechend. 
 

§ 28 
Berichterstattung 

 
Das Kontrollgremium erstattet dem 
Landtag jährlich einen Bericht über die 
Durchführung sowie Art, Umfang und 
Anordnungsgründe der Maßnahmen 
nach § 5 Absatz 2 Nummer 6, 7 und 10 
bis 14; § 26 Absatz 2 gilt entspre-
chend.“ 

 
24. Der bisherige § 27 wird § 29. 
 
 
 

 § 27 
Eingaben 

 
Eingaben von Personen über ein sie betref-
fendes Verhalten der Verfassungsschutz-
behörde sind dem Kontrollgremium zur 
Kenntnis zu geben; es kann diese anhören. 
Auf Verlangen sind dem Kontrollgremium 
die Akten vorzulegen; § 25 Abs. 2 findet 
Anwendung. Die Rechte des Petitionsaus-
schusses bleiben unberührt. 
 

25. Nach § 29 wird folgender § 30 einge-
fügt: 

 
 
 

„§ 30 
G 10-Kommission 

 
(1) Zur Kontrolle der Maßnahmen der 
Verfassungsschutzbehörde nach § 5 
Absatz 2 Nummer 6, 7 und 10 bis 14 in 
Verbindung mit §§ 7a bis 7c bestellt 
das Kontrollgremium nach Anhörung 
der Landesregierung für die Dauer der 

 Gesetz 
über die Ausführung des Gesetzes  

zu Artikel 10 Grundgesetz  
(AG G 10 NRW) 

 
§ 3 

G 10-Kommission 
 
(1) Zur Kontrolle der Beschränkungsmaß-
nahmen des Innenministeriums bestellt das 
in § 2 genannte Gremium nach Anhörung 
der Landesregierung für die Dauer der 
Wahlperiode des Landtags eine Kommissi-
on (G 10-Kommission). Die G 10-
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Wahlperiode des Landtags eine Kom-
mission. Die G 10-Kommission besteht 
aus der oder dem Vorsitzenden, die 
oder der die Befähigung zum Richter-
amt besitzen muss, und drei Beisitze-
rinnen oder Beisitzern sowie vier stell-
vertretenden Mitgliedern, die an den 
Sitzungen mit Rede- und Fragerecht 
teilnehmen können. Die Mitglieder der 
G 10-Kommission sind in ihrer Amtsfüh-
rung unabhängig und Weisungen nicht 
unterworfen. Sie nehmen ein öffentli-
ches Ehrenamt wahr und werden von 
dem Kontrollgremium unverzüglich 
nach Anhörung der Landesregierung 
für die Dauer der Wahlperiode des 
Landtags mit der Maßgabe bestellt, 
dass ihre Amtszeit erst mit der Neube-
stimmung der Mitglieder der G 10-
Kommission nach Ablauf der Wahlperi-
ode endet. Das Kontrollgremium be-
stellt aus den Mitgliedern der G 10-
Kommission die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden und seine Stellvertretung. 
Die G 10-Kommission tagt in Abstän-
den von höchstens drei Monaten. 

 
(2) Die Sitzungen der G 10-
Kommmission sind geheim. Ihre Mit-
glieder sind zur Geheimhaltung aller 
Angelegenheiten verpflichtet, die ihnen 
bei ihrer Tätigkeit in der Kommission 
bekannt geworden sind. Dies gilt auch 
für die Zeit nach ihrem Ausscheiden 
aus der Kommission. 
 
(3) Der G 10-Kommission ist die für ihre 
Aufgabenerfüllung notwendige Perso-
nal- und Sachausstattung zur Verfü-
gung zu stellen; sie ist im Einzelplan 
des Landtags gesondert auszuweisen. 
Der Kommission sind bei Bedarf Mitar-
beiterinnen oder Mitarbeiter mit techni-
schem Sachverstand zur Verfügung zu 
stellen. § 27 Absatz 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 
 
(4) Die G 10-Kommission gibt sich eine 
Geschäftsordnung, die der Zustimmung 
des Kontrollgremiums bedarf. Vor der 
Zustimmung ist die Landesregierung zu 
hören. 

 

Kommission besteht aus dem Vorsitzenden, 
der die Befähigung zum Richteramt besit-
zen muss, und drei Beisitzern sowie vier 
stellvertretenden Mitgliedern, die an den 
Sitzungen mit Rede- und Fragerecht teil-
nehmen können. Die Mitglieder der G 10-
Kommission sind in ihrer Amtsführung un-
abhängig und Weisungen nicht unterworfen. 
Sie nehmen ein öffentliches Ehrenamt wahr 
und werden von dem in § 2 genannten 
Gremium unverzüglich nach Anhörung der 
Landesregierung für die Dauer der Wahlpe-
riode des Landtags mit der Maßgabe be-
stellt, dass ihre Amtszeit erst mit der Neu-
bestimmung der Mitglieder der G 10-
Kommission nach Ablauf der Wahlperiode 
endet. Das in § 2 genannte Gremium be-
stellt aus den Mitgliedern der Kommission 
den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter. 
Für jedes Mitglied der G 10-Kommission 
wird ein Vertreter bestellt. Die G 10-
Kommission tagt in Abständen von höchs-
tens drei Monaten 
 
 
 
 
(2) Die Beratungen der G10-Kommmission 
sind geheim. Ihre Mitglieder sind zur Ge-
heimhaltung aller Angelegenheiten ver-
pflichtet, die ihnen bei ihrer Tätigkeit in der 
Kommission bekannt geworden sind. Dies 
gilt auch für die Zeit nach ihrem Ausschei-
den aus der Kommission. 
 
 
(3) Der G 10-Kommission ist die für ihre 
Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige Perso-
nal- und Sachausstattung zur Verfügung zu 
stellen; sie ist im Einzelplan des Landtags 
gesondert auszuweisen. Der Kommission 
sind bei Bedarf Mitarbeiter mit technischem 
Sachverstand zur Verfügung zu stellen. 
 
 
 
 
(4) Die G 10-Kommission gibt sich eine Ge-
schäftsordnung, die der Zustimmung des in 
§ 2 genannten Gremiums bedarf. Vor der 
Zustimmung ist die Landesregierung zu 
hören. 
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(5) Die G 10-Kommission entscheidet 
von Amts wegen oder auf Grund von 
Beschwerden über die Zulässigkeit und 
Notwendigkeit von Beschränkungs-
maßnahmen. Die Kontrollbefugnis der 
G 10-Kommission erstreckt sich auf die 
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 
der durch die Beschränkungsmaßnah-
men erlangten personenbezogenen Da-
ten einschließlich der Entscheidung 
über die Mitteilung an Betroffene. Der G 
10-Kommission und ihren Mitarbeiterin-
nen oder Mitarbeitern ist dabei insbe-
sondere 
 
1. Auskunft zu ihren Fragen zu erteilen, 
2. Einsicht in alle Unterlagen, insbe-

sondere in die gespeicherten Daten 
und in die Datenverarbeitungspro-
gramme, zu gewähren, die im Zu-
sammenhang mit der Beschrän-
kungsmaßnahme stehen, und 

3. jederzeit Zutritt in alle Diensträume 
zu gewähren. 

 
 Die G 10-Kommission kann der oder 

dem Landesbeauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit Gele-
genheit zur Stellungnahme in Fragen 
des Datenschutzes geben. Auf § 24 
Absatz 2 Satz 3 des Bundesdaten-
schutzgesetzes wird verwiesen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(6) Beschlüsse der G 10-Kommission 
bedürfen der Mehrheit der Stimmen der 
anwesenden Mitglieder. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme der 
oder des Vorsitzenden. Die Kommissi-
on unterrichtet das Kontrollgremium 
über die von ihr gefassten Beschlüsse. 
 
 

(5) Die G 10-Kommission entscheidet von 
Amts wegen oder aufgrund von Beschwer-
den über die Zulässigkeit und Notwendigkeit 
von Beschränkungsmaßnahmen. Die Kon-
trollbefugnis der G 10-Kommission erstreckt 
sich auf die gesamte Erhebung, Verarbei-
tung und Nutzung der durch die Beschrän-
kungsmaßnahmen erlangten personenbe-
zogenen Daten einschließlich der Entschei-
dung über die Mitteilung an Betroffene. Der 
G 10-Kommission und ihren Mitarbeitern ist 
dabei insbesondere 
 
 
 
1. Auskunft zu ihren Fragen zu erteilen, 
2. Einsicht in alle Unterlagen, insbesonde-

re in die gespeicherten Daten und in die 
Datenverarbeitungsprogramme, zu ge-
währen, die im Zusammenhang mit der 
Beschränkungsmaßnahme stehen, und 

3. jederzeit Zutritt in alle Diensträume zu 
gewähren. 

 
 
Die G 10-Kommission kann dem Landesbe-
auftragten für den Datenschutz Gelegenheit 
zur Stellungnahme in Fragen des Daten-
schutzes geben. Auf § 24 Abs. 2 Satz 3 des 
Bundesdatenschutzgesetzes wird verwie-
sen. 
 
(6) Das Innenministerium unterrichtet die  
G 10-Kommission unverzüglich über die von 
ihm angeordneten Beschränkungsmaß-
nahmen vor deren Vollzug. Bei Gefahr im 
Verzuge kann es den Vollzug der Be-
schränkungsmaßnahmen auch bereits vor 
der Unterrichtung der G 10-Kommission 
anordnen. Anordnungen, die die G 10-
Kommission für unzulässig oder nicht not-
wendig erklärt, hat der Innenminister unver-
züglich aufzuheben. 
 
(7) Beschlüsse der G 10-Kommission be-
dürfen der Mehrheit der Stimmen der anwe-
senden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
Die Kommission unterrichtet das nach § 2 
Abs. 1 bestellte Gremium über die von ihr 
gefassten Beschlüsse. 
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(7) Die G 10-Kommission darf ihr zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben durch die Ver-
fassungsschutzbehörde übermittelte 
personenbezogene Daten speichern. 
Sofern die übermittelten Daten für die 
Aufgabenerfüllung nicht mehr erforder-
lich sind, sind sie zu löschen. 
 
(8) Die Mitglieder der G 10-Kommission 
erhalten eine Aufwandsentschädigung, 
Sitzungstagegelder und Ersatz der Rei-
sekosten nach Maßgabe einer von der 
Landesregierung zu erlassenden 
Rechtsverordnung.“ 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
(8) Die Mitglieder der G 10-Kommission 
erhalten eine Arbeitsaufwandsentschädi-
gung, Sitzungstagegelder und Ersatz der 
Reisekosten nach Maßgabe einer von der 
Landesregierung zu erlassenden Rechts-
verordnung. 
 

26. Der bisherige § 28 wird § 31 und wie 
folgt gefasst: 

 
„§ 31 

Geltung des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen 

 
Bei der Erfüllung der Aufgaben durch 
die Verfassungsschutzbehörde finden 
die Vorschriften des Datenschutzgeset-
zes Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 9. Juni 
2000 (GV. NRW. S. 542), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
11. Juli 2011 (GV. NRW. S. 338), An-
wendung; es sei denn zu demselben 
Sachverhalt werden in diesem Gesetz 
besondere Regelungen getroffen.“ 

 

  
 
 

§ 28 
Geltung des Datenschutzgesetzes Nord-

rhein-Westfalen 
 
Bei der Erfüllung der Aufgaben nach § 3 
durch die Verfassungsschutzbehörde finden 
die Vorschriften des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen Anwendung, soweit 
sich aus diesem Gesetz nichts anderes 
ergibt. 
 

27. Nach § 31 wird folgender § 32 einge-
fügt: 

 
„§ 32 

Einschränkung von Grundrechten 
 
Durch die §§ 5 bis 22 dieses Gesetzes 
wird das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung (Artikel 2 Absatz 1 in 
Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des 
Grundgesetzes) eingeschränkt. Durch 
die Maßnahmen nach §§ 5 Absatz 2 
Nummer 6, 7, 10 und 11 jeweils in Ver-
bindung mit § 7a und durch § 5 Absatz 
2 Nummer 14 und 15 in Verbindung mit 
§ 7c dieses Gesetzes wird das Grund-
recht des Brief-, Post- und Fernmelde-
geheimnisses (Artikel 10 des Grundge-
setzes) eingeschränkt.“ 
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28. Der bisherige § 29 wird § 33 und wie 
folgt geändert: 

 
a) Die Überschrift wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„§ 33 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, 

Evaluation“ 
 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 5 Absatz 2 Nummer 11, 13 
und 14 sowie § 7c Absätze 1 
und 2 des Gesetzes über den 
Verfassungsschutz in Nord-
rhein-Westfalen treten am 1. 
Juni 2018 außer Kraft.“ 
 

bb) Satz 3 wird aufgehoben. 
 

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Die Anwendung der nach Absatz 
1 Satz 2 befristeten Vorschriften ist 
zum 1. Juni 2017 unter Einbezie-
hung einer oder eines wissenschaft-
lichen Sachverständigen, der im 
Einvernehmen mit dem Landtag 
Nordrhein-Westfalen bestellt wird, zu 
evaluieren. Die Evaluierung soll ins-
besondere die Häufigkeit und die 
Auswirkungen der mit den Eingriffs-
befugnissen verbundenen Grund-
rechtseingriffe einbeziehen und die-
se in Beziehung setzen zu der an-
hand von Tatsachen darzustellenden 
Wirksamkeit zum Schutz der freiheit-
lichen demokratischen Grundord-
nung.“ 
 

  
 
 
 
 
 

§ 29 
In-Kraft-Treten, Evaluation 

 
 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. § 5a des Gesetzes 
über den Verfassungsschutz in Nordrhein-
Westfalen tritt am 1. April 2013 außer Kraft. 
Der § 5 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes über den 
Verfassungsschutz in Nordrhein-Westfalen 
ist ab dem 1. April 2013 wieder in seiner bis 
zur Verkündung dieses Gesetzes geltenden 
- alten - Fassung gültig. 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Anwendung der durch das Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über den Ver-
fassungsschutz in Nordrhein-Westfalen be-
fristeten Vorschriften des Verfassungs-
schutzgesetzes ist zum 1. Januar 2016 un-
ter Einbeziehung eines wissenschaftlichen 
Sachverständigen, der im Einvernehmen 
mit Landtag Nordrhein-Westfalen bestellt 
wird, zu evaluieren. 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Ge-
setz über die Ausführung des Gesetzes zu 
Artikel 10 Grundgesetz vom 18. Dezember 
2002 (GV. NRW. 2003 S. 2) außer Kraft. 
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Begründung 
 
A Allgemeiner Teil 
 
Die Aufarbeitung der rechtsterroristischen Mordserie des sog. Nationalsozialistischen Unter-
grundes und die Diskussionen um die Rolle des Verfassungsschutzes haben gezeigt, dass 
es für eine funktionierende wehrhafte Demokratie eines umfassend kontrollierten, modernen 
und transparenten Verfassungsschutzes bedarf. Diesen soll das Gesetz zur Neuausrichtung 
des Verfassungsschutzes in Nordrhein-Westfalen gewährleisten. Es gewährt dem Landtag 
bessere Möglichkeiten, den Verfassungsschutz zu kontrollieren. Die Arbeit von Vertrauens-
personen wird durch klare Regeln eingegrenzt. Von den Befugnissen des Verfassungsschut-
zes werden vor allem diejenigen zum Einsatz technischer Hilfsmittel konkretisiert. Die Wohn-
raumüberwachung fällt weg. Der Verfassungsschutz setzt seine Schwerpunkte beim Einsatz 
nachrichtendienstlichen Mittel im Bereich der gewaltorientierten Bestrebungen und Tätigkei-
ten, die gemäß § 3 Absatz 1 zu seinem Beobachtungsauftrag gehören. Der Verfassungs-
schutz nimmt seine Rolle als gesellschaftliches Frühwarnsystem durch Aufklärung der Öf-
fentlichkeit und Informationsangebote wahr. Zur Verbesserung der Normklarheit wird das 
Gesetz zum Teil systematisch neu geordnet. Das Gesetz beinhaltet jetzt eine Grundnorm 
zum Kernbereichsschutz für alle Eingriffsmaßnahmen. Die den Verfassungsschutz betref-
fenden Regelungen werden vereinheitlicht und in diesem Gesetz zusammengefasst, das 
Ausführungsgesetz zum Artikel 10-Gesetz wird aufgehoben. 
 
Ein zukunftsfähiger Verfassungsschutz wird nicht allein über seine Ressourcen, den Umfang 
seiner Eingriffsbefugnisse und den Standard seiner Überwachungstechnik definiert. Maßgeb-
lich ist, dass der Verfassungsschutz imstande ist, Radikalisierungs-tendenzen und Ge-
waltorientierung frühzeitig zu erkennen und ihnen wirksam entgegenzutreten. Dazu bedarf es 
eines ständigen Dialogs zwischen dem Verfassungsschutz und der Gesellschaft. Der Ver-
fassungsschutz muss im stärkeren Maße die Funktion eines gesellschaftlichen Frühwarnsys-
tems wahrnehmen. Dazu müssen Verfassungsschutz und Gesellschaft in ständigem Dialog 
miteinander stehen. Grundlage hierfür ist, dass die Bürgerinnen und Bürger wissen, wie der 
Verfassungsschutz arbeitet und die Gewissheit haben, dass eine rechtsstaatlichen Anforde-
rungen genügende Kontrolle stattfindet. 
 
Dieses Gesetz stärkt deshalb die parlamentarische Kontrolle. Denn nur eine wirksame Kon-
trolle schafft Transparenz und Vertrauen in die Arbeit des Verfassungsschutzes. Der Verfas-
sungsschutz wird zu einem strukturierten Berichtswesen gegenüber dem Parlamentarischen 
Kontrollgremium verpflichtet. Er hat dem Gremium regelmäßig über seine bereits bestehen-
de Unterrichtungsverpflichtung hinaus über Vorgänge und operative Maßnahmen von be-
sonderer Bedeutung sowie über den Einsatz von Personen zur Informationsgewinnung zu 
berichten (Artikel 1, Nummer 18; § 25 Absatz 1). Das Parlamentarische Kontrollgremium 
selbst kann dem Landtag über Untersuchungsergebnisse von ihm beauftragter Sachverstän-
digen berichten und öffentliche Bewertungen abgeben, wenn zwei Drittel seiner Mitglieder 
dies beschließen (Artikel 1, Nummer 18; § 25 Absatz 4). Das Parlamentarische Kontrollgre-
mium erhält künftig die Möglichkeit, in öffentlicher Sitzung zu tagen, sofern Geheimhaltungs-
gründe dem nicht entgegenstehen (Artikel 1, Nummer 19; § 26 Absatz 2). Dadurch werden 
die Arbeit des Verfassungsschutzes und seine Kontrolle durch das Parlament für die Öffent-
lichkeit transparenter. Die Kontrollfunktion der Legislative wird darüber hinaus durch eine 
Verpflichtung des Parlamentarischen Kontrollgremiums zur jährlichen Berichterstattung ver-
stärkt (Artikel 1, Nummer 20; § 28). Das Parlamentarische Kontrollgremium darf künftig zu 
seiner Unterstützung bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben Beschäftigte der Landtagsver-
waltung hinzuzieht. Soweit es von diesem Recht Gebrauch macht, ist diesen Beschäftigten 
Auskunft zu ihren Fragen zu erteilen sowie Einsicht in die erforderlichen Akten und Dateien 
zu gewähren (Artikel 1, Nummer 20; § 27). 
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Die Voraussetzungen und Verfahrensregeln für den Einsatz von Vertrauenspersonen und 
anderen Personen zur Informationsbeschaffung werden klaren Regeln unterworfen. Erstmals 
wird gesetzlich geregelt, unter welchen Voraussetzungen eine Person zur Informationsbe-
schaffung eingesetzt werden darf, wann die Zusammenarbeit zu beenden ist und wann ggf. 
die Strafverfolgungsbehörden einzuschalten sind (Artikel 1, Nummer 8; § 7 Absatz 1). Aus-
drücklich wird in diesem Zusammenhang gesetzlich festgelegt, dass die Befugnisse von zur 
Informationsbeschaffung eingesetzten Personen in einer Dienstanweisung zu regeln sind, 
die nach Anhörung des Parlamentarischen Kontrollgremiums erlassen wird (Artikel 1, Num-
mer 8; § 7 Absatz 2). Dementsprechend muss auch vor jeder Änderung der Dienstanwei-
sung das Parlamentarische Kontrollgremium angehört werden. Gleichzeitig wird ein aus-
drücklicher Rechtfertigungsgrund für den Einsatz und das Tätigwerden von Vertrauensper-
sonen in verbotenen oder terroristischen Vereinigungen geschaffen (Artikel 1, Nummer 8, § 7 
Absatz 3). Die Rechtsprechung sieht zunehmend allgemeine Befugnisnormen zum Einsatz 
nachrichtendienstlicher Mittel nicht als ausreichenden Rechtfertigungsgrund für die strafbare 
Mitgliedschaft in solchen Organisationen an. 
 
Die wesentlichen Eingriffsbefugnisse des Verfassungsschutzes werden systematisch neu 
geordnet (Artikel 1, Nummer 4; § 5 Absatz 2). Es werden die dem jeweiligen Eingriff ange-
passten Tatbestandsvoraussetzungen, insbesondere der die Gefahrenlage konkretisierende 
Straftatenkatalog und der Kreis der Betroffenen normiert (Artikel 1, Nummer 8 und 9; §§ 7 -
 7c). Die nachrichtendienstlichen Mittel werden mit einem Kernbereichsschutz versehen, zu 
dem ausdrücklich auch das Vertrauensverhältnis der in §§ 53, 53a StPO genannten Berufs-
geheimnisträgerinnen und -träger gehört. Der Kernbereichsschutz enthält mehrere Stufen, 
die sowohl dem Grad der Gefährdung des Kernbereichs privater Lebensgestaltung wie auch 
der unterschiedlich einzusetzenden Überwachungstechnik Rechnung tragen (Artikel 1, 
Nummer 5; § 5a). 
Durch Übernahme der Regelungen von § 3 des Gesetzes über die Ausführung des Gesetzes 
zu Art. 10 GG befinden sich nunmehr die dortigen Regelungen zur G 10-Kontrolle im Verfas-
sungsschutzgesetz selbst (Artikel 1, Nummer 22; § 30).  
Durch Auflistung der durch und infolge des Gesetzes eingeschränkten Grundrechte wird 
auch dem Zitiergebot des Art. 19 Absatz 1 Satz 2 GG Genüge getan (Artikel 1, Nummer 24; 
§ 32).  
 
Damit der Verfassungsschutz seinen gesetzlichen Auftrag erfüllen kann, sind auch die in 
§ 29 alte Fassung befristeten besonderen Auskunftsbefugnisse gegenüber Zahlungs- und 
Telekommunikationsdienstleistern sowie Anbietern von Telemediendiensten weiterhin erfor-
derlich. Dasselbe gilt für den Einsatz von technischen Hilfsmitteln bei der Observation. Diese 
Einschätzung wird durch den von der Landesregierung am 31.08.2011 vorgelegten Evaluati-
onsbericht (zuletzt LT-Drs 16/41) zu den Gesetzesänderungen vom 13.12.2011 (GV. NRW. 
S. 684) und vom 17.07.2012 (GV. NRW. S. 294) belegt. 
Kennzeichnend für einen modernen, gesellschaftlich akzeptierten Verfassungsschutz ist aber 
auch, dass er sich von nachrichtendienstlichen Mitteln trennt, die er in der Vergangenheit 
nicht eingesetzt hat. Vor diesem Hintergrund wurde die Ermächtigung zur Wohnraumüber-
wachung gestrichen.  
Die neu eingefügte Befugnis nach § 5 Absatz 2 Nummer 11 (Beobachten von zugriffsgesi-
cherter Internetkommunikation) in Verbindung mit §§ 7a wird für fünf Jahre befristet. Diese 
sowie die befristeten Vorschriften aus § 5 Absatz 2 Nummer 13 (Finanzermittlungen) und 
Nummer 14 (Verbindungsdatenabfrage) in Verbindung mit § 7c sollen nach vier Jahren von 
im Einvernehmen mit dem Landtag bestellten Sachverständigen evaluiert werden (Artikel 1, 
Nummer 25; § 33 Absatz 2). 
Der Verfassungsschutz konzentriert sich beim Einsatz seiner nachrichtendienstlichen Mittel 
auf die gewaltorientierten Bestrebungen und Tätigkeiten im Sinne des § 3 Absatz 1. Von 
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diesem gehen die größten Gefahren für die freiheitliche demokratische Grundordnung aus. 
Gleichwohl wird die Beobachtung nicht ausschließlich auf diesen Bereich beschränkt. Bei 
anderen Bestrebungen nach § 3 Absatz 1 würde in diesem Fall die Radikalisierung erst er-
kannt, wenn die Gewaltorientierung nach außen sichtbar wird. 
 
Das Gesetz stellt ausdrücklich klar, dass der Verfassungsschutz durch öffentliche Aufklärung 
das gesellschaftliche Bewusstsein für die von Bestrebungen nach § 3 Absatz 1 ausgehenden 
Gefahren verstärkt (Artikel 1, Nummer 1; § 1). Um die Trennschärfe zwischen Aussteigerbe-
treuung und Informationsbeschaffung zu präzisieren, wird gesetzlich klargestellt, dass Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer von Aussteigerprogrammen des Bundes oder der Länder nicht 
zur Informationsbeschaffung - z. B. als Vertrauensperson - herangezogen werden dürfen.  
 
Das Gesetz passt den Gesetzestext geschlechtergerecht an. Es werden durchgehend ge-
schlechterneutrale Bezeichnungen verwendet. Dort, wo dies nicht möglich ist, werden so-
wohl die weibliche als auch die männliche Form verwendet. Sofern eine Änderung des Ge-
setzestextes nur zur geschlechtergerechten Anpassung erfolgt, wird hierauf im Besonderen 
Teil der Begründung nicht gesondert eingegangen. 
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B Besonderer Teil 
 
Artikel 1 
 
Zu 1. (§ 1) 
 
Durch die Änderung des § 1 wird der Zweck des Verfassungsschutzes präzisiert und erwei-
tert. Satz 1 bringt die Zweckbestimmung in einen größeren Einklang mit den entsprechenden 
Regelungen des Bundes und der anderen Länder. Durch Satz 2 wird klargestellt, dass der 
Verfassungsschutz nachrichtendienstliche Mittel und damit seine Ressourcen vor allem in 
der Bekämpfung der gewaltorientierten (d. h. gewaltbereit, gewaltbefürwortend, gewaltunter-
stützend oder gewalttätig) Bestrebungen und Tätigkeiten im Sinne des § 3 Absatz 1 einsetzt. 
Damit bleiben die Bestrebungen, die auch den Nährboden für den gewaltorientierten Bereich 
bilden, weiterhin in der Beobachtung. Die Funktion des Verfassungsschutzes als gesell-
schaftliches Frühwarnsystem wird durch Satz 3 gestärkt. Hierzu wird ein gesellschaftspoliti-
scher Auftrag ausdrücklich in das Gesetz aufgenommen. Der Verfassungsschutz hat die 
Aufgabe, das gesellschaftliche Bewusstsein für die von diesen Bestrebungen für die freiheit-
liche demokratische Grundordnung ausgehenden Gefahren, zu stärken. Maßnahmen zur 
Aufklärung sind damit wichtige Aufgaben des Verfassungsschutzes. 
 
Zu 2. (§ 2) 
 
Redaktionelle Änderung aufgrund der Änderung der Ressortbezeichnung des MIK. 
 
Zu 3. (§ 3) 
 
Die bisher in § 15 geregelte Unterrichtungspflicht der Verfassungsschutzbehörde gegenüber 
der Landesregierung und dem Landtag wird als ausdrückliche Aufgabe der Verfassungs-
schutzbehörde in § 3 Absatz 2 aufgenommen. Mit der damit verbundenen Aufwertung dieser 
Unterrichtungspflicht wird die staatliche Kontrolle über den Verfassungsschutz gestärkt. 
 
Die bisher in § 15 Absatz 2 enthaltene Befugnis zur Öffentlichkeitsarbeit wird nunmehr in § 3 
in Absatz 3 nicht nur als Befugnis, sondern als ausdrückliche Aufgabe des Verfassungs-
schutzes geregelt. Damit wird die Funktion des Verfassungsschutzes als gesellschaftliches 
Frühwarnsystem hervorgehoben. Dies soll zu mehr Transparenz und zu einem stärkeren 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in den Verfassungsschutz führen. Durch seine fachli-
chen Informationen soll der Verfassungsschutz das gesellschaftliche Bewusstsein für die von 
Bestrebungen nach § 3 Absatz 1 ausgehenden Gefahren stärken. Die Aufklärungs- und In-
formationsangebote des Verfassungsschutzes sollen in der bisherigen Form beibehalten 
werden. Die Aufklärungsarbeit des Verfassungsschutzes soll nicht zu einem allgemeinen 
Bildungsauftrag hin entwickelt werden. 
Ebenso kann die Verfassungsschutzbehörde an Anhängerinnen und Anhänger von Bestre-
bungen nach § 3 Absatz 1 herantreten, zum Beispiel durch zielgruppenspezifische Angebote 
für den Ausstieg aus einer solchen Bestrebung. Mit der Neuregelung des § 7 Absatz 1 Nr. 6 
wird klargestellt, dass die Teilnahme an Aussteigerprogrammen mit der Tätigkeit als Person 
zur Informationsgewinnung unvereinbar ist. 
 
Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden zu den neuen Absätzen 4 bis 6. 
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Zu 4. (§ 5) 
 
a) Absatz 1 
Aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit wird der rein deklaratorische Verweis auf die 
Anwendbarkeit des Datenschutzgesetzes NRW in Absatz 1 gestrichen. Die entsprechende 
Klarstellung findet sich nun ausschließlich in § 31, der regelt, dass immer dann, wenn das 
Verfassungsschutzgesetz NRW keine speziellere Regelung enthält, die Vorschriften des 
Datenschutzgesetzes NRW Anwendung finden. 
 
b) Absatz 2 
Die Neuregelung der Befugnisse des Verfassungsschutzes konkretisiert vor allem diejenigen 
zum Einsatz technischer Hilfsmittel und sorgt für eine verbesserten Klarheit und Bestimmt-
heit der Norm. Sie setzt zudem die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts um, 
insbesondere des Urteils zur Online-Durchsuchung (BVerfGE 120, 274), das eine Neurege-
lung der für nichtig erklärten Regelung in Nummer 11 erforderlich gemacht hat. 
 
In § 5 Absatz 2 werden alle der Verfassungsschutzbehörde zur Verfügung stehenden nach-
richtendienstlichen Mittel enumerativ aufgeführt. Soweit einzelne nachrichtendienstliche Mit-
tel aufgrund ihrer Eingriffstiefe bzw. Eingriffsart eine differenzierte Ausgestaltung in Einzel-
normen erforderlich machen, lässt der Katalog in Satz 1 die Maßnahmen nur unter den Vo-
raussetzungen der §§ 7 bis 7c zu. Dies gilt für Satz 1 Nummern 1, 6, 7 und 10 bis 14.  
 
Zu den neugefassten nachrichtendienstlichen Mitteln im Einzelnen: 

 Zu Nummer 1: Mit dem Verweis auf den neuen § 7 wird der Einsatz von Personen zur 
Informationsgewinnung mit einer differenzierten Eingriffsbefugnis verknüpft. Perso-
nen zur Informationsgewinnung sind Vertrauenspersonen, sonstige geheime Infor-
mantinnen und Informanten, zum Zweck der Spionageabwehr überworbene Agentin-
nen und Agenten, Gewährspersonen und verdeckte Ermittlerinnen und Ermittler. Der 
Einsatz insbesondere von Vertrauenspersonen ist für die Verfassungsschutzbehörde 
zur Erkenntnisgewinnung unerlässlich. Durch die Verknüpfung mit einer differenzier-
ten Eingriffsnorm wird der Einsatz dieses Mittels klaren Regeln unterworfen. 

 Zu Nummer 2: Die Norm wird redaktionell angepasst.  
 Zu Nummer 6: Durch die Änderung wird die Befugnis zum Abhören und Aufzeichnen 

des nicht öffentlich gesprochenen Wortes präzisiert. Da die Befugnis zur akustischen 
Wohnraumüberwachung weggefallen ist, wird klargestellt, dass durch die Befugnis 
der Nummer 6 kein Eingriff in den Schutzbereich des Artikels 13 GG erfolgen kann. 
Gegenstand einer Maßnahme nach Nummer 6 können jedoch beispielsweise Ge-
spräche in geschlossenen Räumen außerhalb des Schutzbereichs des Artikels 13 
GG sein, z. B. in Geschäftsräumen. Die Maßnahme kann unter Einsatz sowohl offe-
ner als auch verdeckter Mittel erfolgen. 

 Zu Nummer 10: Mit der Änderung in Nummer 10 wird die bestehende Befugnis, Brief- 
und Postsendungen und die Telekommunikation zu überwachen modernisiert, präzi-
siert und an den Sprachgebrauch der entsprechenden Bundesgesetze angepasst. 
Der Begriff des Fernmeldeverkehrs wird durch den der Telekommunikation ersetzt. 
Die Eingriffsermächtigung bezieht sich auf die über den Anbieter abgewickelte Tele-
kommunikation unabhängig von der Art der für die Übermittlung verwendeten Lei-
tung. Hiervon erfasst sind auch die Nutzung von Kabelfernsehanschlüssen für 
Sprachtelefonie und der Zugang zu Internet und Email. Die Überwachung erstreckt 
sich auf den Inhalt und die Umstände der Telekommunikation, das heißt ob, wann, 
wo und wie oft der Telekommunikationsverkehr stattgefunden hat oder versucht wor-
den ist. Darüber hinaus wird auch ausdrücklich die Ausleitung der Daten über die 
Nutzung von Telemediendiensten erfasst. Darunter fallen Auskünfte über Beginn und 
Ende sowie über den Umfang der jeweiligen Nutzung und die von der Nutzerin bzw. 
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vom Nutzer in Anspruch genommenen Telemedien. Ausdrücklich nicht umfasst ist 
durch die Befugnis der Nummer 10 das Eindringen in informationstechnische Syste-
me, um die Kommunikation über das Internet vor ihrer Verschlüsselung auszuleiten 
(sog. Quellen-Telekommunikationsüberwachung). Eine entsprechende Befugnis für 
den Verfassungsschutz soll erst dann durch ein Gesetz geschaffen werden, sobald 
eine zertifizierungsfähige Software vorliegt.  

 Zu Nummer 11: Der Verfassungsschutz ist befugt, Erkenntnisse durch die Nutzung 
des Internets, auch ohne von den Berechtigten hierzu als Kommunikationsteilnehme-
rin oder Kommunikationsteilnehmer autorisiert zu sein, zu sammeln. Soweit die Be-
fugnisnorm vorschreibt, dass dies auf dem technisch vorgesehen Weg zu erfolgen 
hat, ist gemeint, dass dies auf dem Wege zu erfolgen hat, den der Anbieter jeder 
Nutzerin bzw. jedem Nutzer zur Verfügung stellt. Hintergrund hierfür ist, dass das 
Bundesverfassungsgericht die bisher in Nummer 11 enthaltene Regelung für nichtig 
erklärt hat (BVerfGE 120, 274). Die Befugnis umfasst Zugriffe auf zugangsgesicherte 
Kommunikations- und Informationsdienste, wenn z.B. ein anderweitig erlangter Zu-
gangscode genutzt wird, ohne dass die Kommunikationsteilnehmerinnen und -
teilnehmer Kenntnis davon haben. Dies ist etwa der Fall, wenn ein durch andere 
nachrichtendienstliche Mittel erhobenes Passwort eingesetzt wird, um Zugang zu ei-
nem auf dem Server des Providers liegenden E-Mail-Postfach oder zu einem ge-
schlossenen Chat oder Forum zu erlangen. Die legendierte Teilnahme an der offenen 
Internetkommunikation wie in offenen Chats oder Foren oder in sozialen Netzwerken 
erfolgt nicht aufgrund der Ermächtigung in Nummer 11, sondern nach Nummer 8, da 
hiermit kein Eingriff in Artikel 10 GG verbunden ist. Die Befugnis ist erforderlich, da 
Bestrebungen nach § 3 Absatz 1 ihre Kommunikation und die Planung ihrer Aktivitä-
ten zunehmend auf das Internet verlagern und damit ihre wirksame Beobachtung oh-
ne Aufklären des Internets nicht mehr möglich ist. Wenn eine staatliche Stelle eine 
Telekommunikationsbeziehung auf diese Weise überwacht, liegt ein Eingriff in den 
Schutzbereich von Artikel 10 GG vor (BVerfGE a.a.O.). Zugriffe auf die in Nummer 11 
genannten Inhalte sind daher nur unter besonderen, aus dem Artikel 10-Gesetz 
übernommenen formellen und materiellen Voraussetzungen der §§ 5b und c und in 
Verbindung mit § 7a zulässig.  

 Zu Nummer 12: Die Befugnis entspricht dem bisherigen § 7 Absatz 4 und wird ledig-
lich redaktionell angepasst. Es geht um den Einsatz eines technischen Mittels zur 
Standortbestimmung eines eingeschalteten Mobilfunkendgerätes. 

 Zu Nummern 13 und 14: Die in Nummer 13 und 14 geregelten Befugnisse entspre-
chen dem bisherigen § 5a, der seinerseits Befugnisse aus dem Terrorismusbekämp-
fungsergänzungsgesetz aufnimmt, die zuletzt durch das Gesetz vom 7. Dezember 
2011 (BGBl. I, S. 2576) verlängert worden sind. § 7c Absatz 4 regelt, dass die Ver-
fassungsschutzbehörde für die Auskunftserteilung nach der Nummer 15 eine Ent-
schädigung zu gewähren hat. 

 Zu Nummer 15: Die Vorschrift normiert die Voraussetzungen, unter denen private 
Anbieter zur Einzelauskunft nach § 113 Absatz 1 Telekommunikationsgesetz ver-
pflichtet werden können. Nach der Rechtsprechung des BVerfG ist die Befugnis zum 
Abruf der Daten durch fachrechtliche Normen zu regeln (Beschluss vom 24.01.2012, 
1 BvR 1299/05, Doppeltürenmodell). Diese Rechtsprechung ist übertragbar auf Aus-
kunftsverlangen nach § 14 Absatz 2 des Telemediengesetzes (TMG), die Bestands-
daten der Nutzerinnen und Nutzern von Telemedienangeboten (u.a. Videoplattfor-
men, Online-Auktionen oder soziale Netzwerke) betreffen. Durch die in Nummer 15 
getroffene Regelung wird außerdem klargestellt, dass über Auskunftsersuchen nach 
§ 14 Absatz 2 TMG - ebenso wie über Ersuchen nach § 113 TKG - der bzw. dem Be-
troffenen keine Mitteilung durch den zur Auskunft verpflichteten Anbieter gemacht 
werden darf. Gleichzeitig wird in Übereinstimmung mit den vom Bundesverfassungs-
gericht in seiner o. g. Entscheidung aufgestellten Grundsätzen die Voraussetzung für 
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die Abfrage von Bestandsdaten auch mittels dynamischer IP-Adressen geschaffen. 
Die Auskunftsbefugnis wird durch die Aufnahme in den Katalog des § 5 Absatz 2 un-
ter dieselben Voraussetzungen gestellt wie die anderen nachrichtendienstlichen Mit-
tel. Soweit sich die Abfrage auf solche Daten bezieht, die den Zugriff auf Endgeräte 
oder Speichereinrichtungen schützen (PIN, PUK, Passwörter etc.) erfolgt durch den 
Verweis auf § 7c Absatz 3 die Klarstellung, dass diese Abfrage nur dann zulässig ist, 
wenn die gesetzlichen Voraussetzungen für die Nutzung der damit zu erlangenden 
Daten vorliegen. § 7c Absatz 4 regelt, dass die Verfassungsschutzbehörde für die 
Auskunftserteilung eine Entschädigung zu gewähren hat. 
 

Eine Information der Betroffenen zum Zwecke nachträglichen Rechtsschutzes erfolgt bei 
allen nachrichtendienstlichen Mitteln des § 5 Absatz 2 nach Maßgabe des § 5 Absatz 5, bei 
den Befugnissen mit besonderer Eingriffsintensität finden sich darüber hinausgehende Rege-
lungen in § 5c Abs. 4. 
 
c) Absatz 3 
Aus systematischen Gründen wurden Inhalte des bisherigen § 7 Absatz 1 übernommen, so 
dass hier nun auch die allgemeinen Voraussetzungen für die Datenerhebung mit nachrich-
tendienstlichen Mitteln geregelt sind.  
 
d) Absatz 5 
Der bisherige Absatz 3 wird aus systematischen Gründen zum neuen Absatz 5. 
 
e) Absatz 6 
Durch Absatz 6 wird aus Gründen der Übersichtlichkeit festgestellt, dass die Übermittlung 
von mit nachrichtendienstlichen Mitteln erhobenen Daten sich nach den Übermittlungsvor-
schriften der §§ 17 bis 22 richtet. Für die Übermittlung von Daten, die aus Maßnahmen mit 
besonderer Eingriffsintensität gewonnen wurden, gelten die speziellen in § 5c Abs. 3 nor-
mierten Übermittlungsvorschriften. 
 
f) Absatz 7 
Der neue Absatz 7 enthält die Befugnisnorm des bisherigen § 15 Absatz 2. Zur Verbesse-
rung der Gesetzessystematik werden alle Befugnisse des Verfassungsschutzes in § 5 aufge-
führt. Diese Befugnis korrespondiert mit der neu in § 3 Absatz 3 aufgenommenen Aufgabe 
des Verfassungsschutzes, Öffentlichkeitsarbeit zu betreiben. Die Norm erlaubt dem Verfas-
sungsschutz - wie bisher -, innerhalb des Verfassungsschutzberichtes unter engen Voraus-
setzungen personenbezogene Daten zu veröffentlichen. 
 
g) Absatz 8 
Der bisherige Absatz 5 wird - redaktionell geändert - zum neuen Absatz 8. 
 
h) Absatz 9 
Der bisherige Absatz 6 wird zum neuen Absatz 9. 
 
Zu 5. (§ 5a) 
 
a) Aufhebung des bisherigen § 5a 
Die bisher in § 5a enthaltenen Auskunftsbefugnisse sind nun in § 5 Absatz 2 Nummer 14 und 
15 in Verbindung mit § 7c geregelt. Die Umstellung war aufgrund der neuen Systematik - 
listenmäßige Zusammenfassung aller Befugnisse in § 5 Absatz 2 mit einer spezifischen Aus-
gestaltung in §§ 7a bis 7c - erforderlich. Die Berichtspflichten wurden zur Verbesserung der 
Systematik ebenfalls zusammengefasst.  
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b) § 5a -neu- allgemein 
In der Neufassung des § 5a ist nunmehr umfassend der Schutz des Kernbereichs privater 
Lebensgestaltung geregelt. Zu dem Kernbereich privater Lebensgestaltung gehören innere 
Vorgänge wie Empfindungen und Gefühle sowie Überlegungen, Ansichten und Erlebnisse 
höchstpersönlicher Art, die gegenüber engen Freundinnen und Freunden oder Familienan-
gehörigen zum Ausdruck gebracht werden. Auch das nach §§ 53, 53a StPO geschützte Ver-
trauensverhältnis zu Berufsgeheimnisträgerinnen und Berufsgeheimnisträgern zählt nach § 
5a zum geschützten Kernbereich. Gespräche aber, die Angaben über begangene oder ge-
plante Straftaten enthalten, gehören wegen des darin begründeten Sozialbezuges schon 
ihrem Inhalt nach nicht zu dem unantastbaren Kernbereich privater Lebensgestaltung. Bei 
allen nachrichtendienstlichen Überwachungsmaßnahmen staatlicher Stellen muss der in 
Artikel 1 Absatz 1 GG gewährleistete unantastbare Kernbereich privater Lebensgestaltung 
gewahrt bleiben. Deshalb bezieht sich der Kernbereichsschutz auf alle Maßnahmen, die ge-
eignet sind, in diesen unantastbaren Kernbereich einzugreifen. Auch wenn einige nachrich-
tendienstliche Mittel, wie z.B. die Observation, grundsätzlich im öffentlichen Raum stattfinden 
und daher in der Regel eine hohe Sozialadäquanz aufweisen, kann der Kernbereich privater 
Lebensgestaltung berührt werden. Dies ist dann der Fall, wenn die Person nicht damit rech-
nen muss, dass ihre Äußerungen von Dritten wahrgenommen werden (z.B. Selbstgespräche 
an abgelegenen Orten oder in einem Fahrzeug). Ein Sozialbezug, der die Verletzung des 
Kernbereichs ausschließt, wird in der Regel auch für den Einsatz von Vertrauenspersonen 
zu bejahen sein, da hier Betroffene in Kenntnis der Datenerfassung durch Dritte handeln.  
 
c) Absatz 1 
Für personenbezogene Daten, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen 
sind, wird entsprechend dem Schutzkonzept des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 120, 
274) auf der ersten Stufe ein generelles Erhebungsverbot vorgesehen. Eine Erhebung ist 
bereits dann ausgeschlossen, wenn aufgrund der äußeren Umstände damit zu rechnen ist, 
dass kernbereichsrelevante Daten erfasst werden. Ein Beispiel hierfür ist der Anschluss der 
Telefonseelsorge, der in der Regel zur Übermittlung von höchstpersönlichen Äußerungen 
dient. Das Gleiche gilt in der Regel für die Anschlüsse oder E-Mail-Adressen von Ärztinnen 
und Ärzten oder Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten.  
 
d) Absatz 2 
Auch bei einer zunächst zulässigen Erhebung ist die Aufzeichnung zu unterbrechen, wenn 
erkennbar wird, dass entgegen der ursprünglichen Prognose kernbereichsrelevante Daten 
erfasst würden. Die Unterbrechungspflicht vollzieht sich je nach Art der Überwachung unter-
schiedlich. Bei einem Live-Mithören ist die Überwachung solange wie erforderlich zu unter-
brechen und darf erst fortgesetzt werden, wenn sich tatsächliche Anhaltspunkte dafür erge-
ben, dass keine kernbereichsrelevanten Daten mehr erhoben werden. Diese Anhaltspunkte 
können sich zum Beispiel aus der Veränderung der Gesprächssituation oder dem Wechsel 
der Gesprächspartnerin oder des Gesprächspartners ergeben.  
Auf die Unterbrechung kann lediglich dann verzichtet werden, wenn sie informationstech-
nisch oder ermittlungstechnisch nicht möglich ist. Dies kann beispielsweise bei einer einge-
setzten Person gemäß § 5 Absatz 2 Nummer 1 der Fall sein, wenn diese sich ohne eigene 
Gefährdung etwa durch Enttarnung der Situation nicht entziehen kann, obwohl sie dadurch 
kernbereichsrelevante Informationen enthält. Ein weiteres Beispiel ist die automatisierte Er-
fassung, die etwa bei der Telekommunikationsüberwachung unumgänglich ist. Bei einer au-
tomatisierten Erfassung ist eine Unterbrechung der Erhebung aus informationstechnischen 
Gründen nur sehr eingeschränkt möglich. Hier wird dann die nächste Stufe des Kernbereich-
schutzes wirksam, die eine Verwertung der erlangten kernbereichsrelevanten Erkenntnisse 
verbietet. 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/2148 
 
 

59 

e) Absatz 3 
Sollten dennoch bei automatisierter Überwachung Daten erfasst worden sein, die Anhalts-
punkte für eine Kernbereichsrelevanz bieten, so muss die Auswertung der Daten unterbro-
chen werden, bis eine oder ein von der Auswertung unabhängige Bedienstete oder unab-
hängiger Bediensteter mit der Befähigung zum Richteramt die Daten mit Kernbereichsrele-
vanz gelöscht hat.  
 
f) Absatz 4 
Da es insbesondere bei automatisierter Überwachung fremdsprachlicher Kommunikation 
praktisch unvermeidbar ist, Informationen zu erheben, bevor ihr Kernbereichsbezug bewertet 
werden kann, muss auch für hinreichenden Schutz in der weiteren Auswertungsphase ge-
sorgt sein. Insbesondere müssen aufgefundene und erhobene Daten mit Kernbereichsbezug 
unverzüglich gelöscht und ihre Verwertung ausgeschlossen werden (vgl. BVerfGE 120, 274). 
Deshalb wird hier in einer weiteren Stufe ein generelles Verwertungsverbot und Löschungs-
gebot vorgesehen. 
 
g) Absatz 5 
Der gestufte Kernbereichsschutz wird durch die getroffene Festlegung ergänzt, dass in Zwei-
felsfällen die G 10-Kommission über die Verwertbarkeit der Daten entscheidet. 
 
h) Absatz 6 
Bei der Telekommunikationsüberwachung leitet das verpflichtete Unternehmen die gesamte 
Kommunikation des überwachten Anschlusses an den Verfassungsschutz aus, ohne dass 
eine vorherige Filterung nach Inhalten möglich wäre. Zum Schutz des Kernbereichs wird 
deshalb bei automatisierter Erfassung - neben dem grundsätzlichen Erhebungsverbot nach 
Absatz 1 - ein Auswertevorbehalt für solche Daten vorgesehen, bei denen anhand von äuße-
ren Merkmalen, wie z.B. der Telefonnummer oder Email-Adresse, ersichtlich ist, dass diese 
von einer Berufsgeheimnisträgerin oder einem Berufsgeheimnisträger stammen oder an die-
sen gerichtet sind. Hier prüft die G 10-Kommission, ob die Daten oder Teile von ihnen das 
durch das Berufsgeheimnis begründete Vertrauensverhältnis betreffen und dem Kernbereich 
zuzurechnen sind. Wenn dies der Fall ist, sind die Aufzeichnungen unverzüglich zu löschen. 
 
Zu 6. (§§ 5b, 5c) 
  
(§ 5b) 
§ 5b legt die Verfahrensvoraussetzungen für die Anordnung der besonders eingriffsintensi-
ven Befugnisse der § 5 Absatz 2 Nummer 6, 7 und 10 bis 14 i.V.m. §§ 7a bis c fest. Bei die-
sen Maßnahmen findet eine externe Kontrolle durch die G 10-Kommission statt. 
 
Absatz 2 legt fest, welche Angaben der Antrag auf Anordnung enthalten muss. Der Detaillie-
rungsgrad der hier geforderten Angaben dient dem Ziel, die einzelne Beschränkungsmaß-
nahme so bestimmt und begrenzt wie möglich zu gestalten. Insbesondere bei der Überwa-
chung der Telekommunikation durch Eingriffe in informationstechnische Systeme wird si-
chergestellt, dass nur gezielte Zugriffe auf den Datenverkehr erfolgen und sich sowohl die 
beantragende Behörde wie auch die G 10-Kommission über den Umfang der Maßnahme 
und ihre Erforderlichkeit bewusst sind. 
 
Mit Absatz 4 wird die bestehende Berichtspflicht gegenüber dem Hauptausschuss des Land-
tags (bisher § 7 Absatz 5) auf alle Maßnahmen des Verfassungsschutzes mit besonderer 
Eingriffstiefe erstreckt, um eine möglichst große Transparenz zu schaffen. Die bestehende 
Berichtspflicht für besondere Auskunftsbefugnisse gegenüber dem Kontrollgremium des 
Bundes wird beibehalten.  
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(§ 5c) 
§ 5c enthält Verfahrensvorschriften sowie Kennzeichnungs- und Mitteilungspflichten für die 
Durchführung der besonders eingriffsintensiven Befugnisse und Maßnahmen.  
 
Die Absätze 1 bis 3 sehen für die Durchführung der besonders eingriffsintensiven Befugnisse 
der § 5 Absatz 2 Nummer 6, 7 und 10 bis 14 spezielle Überwachungs-, Löschungs- und 
Übermittlungsvorschriften vor. Die Vorschrift übernimmt die entsprechende Regelung des § 4 
des Gesetzes zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs (Artikel 10-
Gesetz).  
 
Absatz 4 regelt die Mitteilungspflicht nach Beendigung einer Maßnahme. Diese gilt grund-
sätzlich für alle Maßnahmen des Verfassungsschutzes, die ohne Kenntnis der oder des Be-
troffenen erfolgen. Zur Wahrung einer einheitlichen Rechtsanwendung sind die Ausnahmen 
von der Mitteilungspflicht ebenfalls entsprechend denen des § 12 Artikel 10-Gesetz ausge-
staltet und unterliegen für die besonders eingriffsintensiven Maßnahmen der Kontrolle durch 
die G10-Kommission. Eine abweichende Formulierung war für die Fälle erforderlich, in de-
nen die Maßnahmen nicht angeordnet werden müssen. 
 
Zu 7. (§ 6) 
 
Redaktionelle Änderungen. 
 
Zu 8.  
 
a) Aufhebung des bisherigen § 7 
Die Befugnisse des bisherigen § 7 werden zum Teil im Interesse der Normklarheit an ande-
rer Stelle im jeweiligen sachlichen Zusammenhang übernommen oder aufgegeben. Die Vo-
raussetzungen für besondere Formen der Datenerhebung (bisher Absatz 1) finden sich 
nunmehr in § 5 Absatz 1 und 3. 
Die bisher in Absatz 2 und 3 geregelte Wohnraumüberwachung ist seit ihrer Einführung nicht 
zur Anwendung gekommen. Die erforderliche Güterabwägung zwischen dem Schutzgut der 
Unverletzlichkeit der Wohnung nach Artikel 13 GG einerseits und der Erfüllung der Aufgaben 
der Verfassungsschutzbehörde andererseits ist in der Vergangenheit nie zu Lasten des 
Grundrechts ausgefallen. Es ist derzeit auch nicht zu erwarten, dass sich im Bereich der Ver-
fassungsschutzbehörde Nordrhein-Westfalen künftig eine andere Beurteilung ergeben wird, 
da in den hierfür in Betracht kommenden Gefahrenlagen die Polizeibehörden für die Gefah-
renabwehr zuständig sind.  
Die Maßnahmen zur Ermittlung des Standorts eines aktiv geschalteten Mobiltelefons (sog. 
IMSI-Catcher, bisher Absatz 4) sind nun in § 7b geregelt. Die Berichtspflichten an parlamen-
tarische Gremien finden sich nun in § 5b Absatz 4. 
 
b) zu § 7 - neu 
Mit § 7 werden die Voraussetzungen und Verfahrensregeln für den Einsatz von Personen zur 
Informationsgewinnung, insbesondere von Vertrauenspersonen, klaren Regeln unterworfen. 
Ihr Einsatz ist in jedem Einzelfall am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu messen. 
 
aa) Absatz 1 
In Absatz 1 werden die Voraussetzungen für den Einsatz von Personen zur Informationsbe-
schaffung festgelegt. Er ist die Rechtsgrundlage für den Einsatz solcher Personen in allen 
Aufgabenbereichen, auf die sich der gesetzliche Auftrag des Verfassungsschutzes erstreckt. 
Absatz 1 Nummern 1 bis 7 normieren ausdrücklich, wann eine Zusammenarbeit erfolgen 
darf. Absatz 1 Nummer 2 stellt sicher, dass der Staat durch den Einsatz von Vertrauensper-
sonen keinen inhaltlichen Einfluss auf Bestrebungen nach § 3 Absatz 1 nimmt. Aus Absatz 1 
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Nummer 4 folgt, dass der Staat nicht mit Personen zusammenarbeitet, die Straftaten von 
erheblicher Bedeutung begehen oder begangen haben. Der Begriff der Straftaten von erheb-
licher Bedeutung ist übernommen aus § 8 Absatz 3 Polizeigesetz NRW. Soweit sich das 
Verfassungsschutzgesetz auf diesen Begriff bezieht, findet der in § 8 Absatz 3 Polizeigesetz 
NRW aufgeführte Katalog Anwendung, vgl. auch Absatz 5. Die Regelung in Absatz 1 Num-
mer 5 stellt sicher, dass durch den Verfassungsschutz angeworbene Personen nicht ihren 
Lebensunterhalt auf Dauer alleine durch dessen finanzielle Zuwendungen bestreiten. 
Dadurch sollen finanzielle Abhängigkeiten, die sich negativ auf die Nachrichtenbeschaffung 
auswirken könnten, verhindert werden. Die Regelung in Absatz 1 Nummer 6 normiert aus-
drücklich eine Trennung zwischen Aussteigerbetreuung und Informationsbeschaffung. 
Dadurch wird klargestellt, dass der Verfassungsschutz keinesfalls die Situation betroffener 
ausstiegswilliger Personen zur Informationsabschöpfung ausnutzt.  
 
bb) Absatz 2 
Absatz 2 regelt die Verfahrensvoraussetzungen für den Einsatz von Personen nach § 5 Ab-
satz 2 Nummer 1. Die Voraussetzungen sind inhaltlich an den Voraussetzungen für den Ein-
satz von Personen zur Informationsgewinnung nach dem nordrhein-westfälischen Polizeige-
setz angelehnt. Zusätzliche Kontrollfunktionen haben dabei die Befristung der Maßnahme 
sowie die Befristung der Führungsverantwortlichkeit, das heißt ein Wechsel bei der Führung 
von Personen nach § 5 Absatz 2 Nummer 1 auf der Ebene der Sachbearbeitung. Die Doku-
mentationspflichten gewährleisten die Möglichkeit, den Einsatz nachvollziehen zu können. 
Die Dienstanweisung, die nach Anhörung des Parlamentarischen Kontrollgremiums erlassen 
wird, konkretisiert die rechtsstaatlichen Regeln für den Einsatz und das Führen von V-
Personen und anderen in § 5 Absatz 2 Nummer 1 genannten Personen. Die Anhörung des 
Kontrollgremiums sowohl bei Erlass als auch bei Änderung der Dienstanweisung stellt dabei 
die gerade in diesem sensiblen Bereich der Tätigkeit der Verfassungsschutzbehörde gebo-
tene parlamentarische Kontrolle und Transparenz sicher. 
 
cc) Absatz 3 
Mit der Regelung in Absatz 3 wird die Ermächtigungsgrundlage um einen Rechtfertigungs-
grund für den Einsatz der in § 5 Absatz 2 Nummer 1 genannten Personen innerhalb verbote-
ner oder terroristischer Organisationen erweitert. Eine darüber hinausgehende Rechtferti-
gung von strafbewehrten Eingriffen in Individualrechte oder von szenetypischen Straftaten ist 
mit der Klarstellung nicht verbunden. Die Rechtsprechung sieht zunehmend allgemeine Be-
fugnisnormen zum Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel nicht als ausreichenden Rechtferti-
gungsgrund für die strafbare Mitgliedschaft in verbotenen oder terroristischen Organisationen 
an. Daher besteht hier zur rechtlichen Absicherung dieser Personen und der Beschäftigten 
der Verfassungsschutzbehörde, die diese Personen führen, gesetzgeberischer Handlungs-
bedarf. Eine in der Regel konspirativ agierende verbotene oder terroristische Vereinigung 
kann nur unter Einsatz von Personen nach § 5 Absatz 2 Nummer 1 wirksam beobachtet 
werden, wenn sich die beobachtenden Personen innerhalb der Organisation befinden. Damit 
ergibt sich denknotwendig, dass diese Personen Organisationsdelikte wie die Tatbestände 
der §§ 129, 129a und 129b StGB verwirklichen. Ohne eine Straflosigkeit des Einsatzes von 
diesen Personen in verbotenen und terroristischen Organisationen könnten sie gerade in den 
Organisationen im Sinne des § 3 Absatz 1 nicht eingesetzt werden, von denen die größte 
Gefährlichkeit ausgeht. 
 
dd) Absatz 4 
Absatz 4 knüpft an die im Absatz 1 Nummer 3 getroffene Regelung an, keine Personen, die 
erhebliche Straftaten begehen oder begangen haben, zu verpflichten. Es wird klargestellt, 
dass in dem Fall, dass bei Vorliegen tatsächlicher Anhaltspunkte für den Verdacht, die be-
troffene Person könne rechtswidrig eine Straftat von erheblicher Bedeutung begangen ha-
ben, nicht nur die Maßnahme durch die Verfassungsschutzbehörde sofort beendet wird, 
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sondern auch die Strafverfolgungsbehörden informiert werden. Diese Informationspflicht 
steht unter dem Vorbehalt einer Abwägung gemäß § 19 Nr. 2. Danach ist vor der Übermitt-
lung zu prüfen, ob überwiegende Sicherheitsinteressen, der Übermittlung entgegenstehen. 
Um eine Aushöhlung der in Absatz 4 Satz 1 neu geschaffenen Regelung zu verhindern, stellt 
Satz 2 klar, dass eine solche Abwägung zugunsten einer Nichtübermittlung nur eine eventu-
elle Gefährdung an Leib und Leben durch die Übermittlung für eine der beteiligten Personen 
berücksichtigen darf. 
 
ee) Absatz 5 
Absatz 5 regelt aus Gründen der Normenklarheit und -bestimmtheit, dass der in § 7 verwen-
dete Begriff der "Straftaten von erheblicher Bedeutung" sich auf den in § 8 Absatz 3 des Po-
lizeigesetzes NRW genannten Katalog von Delikten bezieht.  
 
Zu 9. (§§ 7a- 7c) 
 
(§ 7a) 
In § 7a werden die in § 5 Absatz 2 Nummer 6, 7, 10 und 11 genannten Befugnisse zur 
Überwachung nicht öffentlicher Kommunikationsinhalte unter einheitlichen Voraussetzungen 
zusammenfassend geregelt. Diesen Befugnissen ist gemeinsam, dass sie das grundrechtlich 
geschützte Interesse an der Vertraulichkeit der nicht öffentlichen Kommunikation betreffen. 
Nicht alle diese Maßnahmen greifen dabei in die besondere Freiheitsgarantie aus Artikel 10 
GG ein. Das allgemeine Persönlichkeitsrecht und das Grundrecht auf informationelle Selbst-
bestimmung schützen auch solche Elemente der Persönlichkeit, die nicht schon Gegenstand 
der besonderen Freiheitsgarantien des Grundgesetzes sind, diesen aber in ihrer konstituie-
renden Bedeutung für die Persönlichkeit gleichstehen. Dies ist gerade bei der persönlichen 
Individualkommunikation außerhalb der Öffentlichkeit der Fall. Hier bedarf es eines ver-
gleichbaren Schutzes gegen staatliche Eingriffe wie im Bereich des Artikels 10 GG. Schon § 
5 Absatz 2 Nummer 6 i.V.m. § 7 Absatz 3 alter Fassung ließ daher Datenerhebungen mit 
technischen Mitteln, die in ihrer Art und Schwere der Beschränkung des Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnisses gleichkommen, insbesondere das Abhören und Aufzeichnen des 
nicht öffentlich gesprochenen Wortes, nur unter den besonderen materiellen und verfahrens-
rechtlichen Voraussetzungen des Artikel 10-Gesetzes zu. Dieser Schutz wird durch die Neu-
fassung aufrechterhalten. Gleichzeitig wird die Vorschrift aber dem Bestimmtheitserfordernis 
gerecht, dass das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil zur Online-Durchsuchung 
(BVerfGE 120, 274) im Hinblick auf den bisherigen § 5 Absatz 2 Nummer 11 konkretisiert 
hatte. 
 
§ 7a ermächtigt nicht zu Maßnahmen, mit denen in den Schutzbereich der Unverletzlichkeit 
der Wohnung nach Artikel 13 GG eingegriffen wird.  
Soweit hier die Voraussetzungen von Maßnahmen der Post-, Brief- und Telekommunikati-
onsüberwachung einer eigenständigen landesrechtlichen Regelung zugeführt werden, folgt 
die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers dabei aus Artikel 70 Absatz 1 GG. Das BVerfG 
hat in neueren Entscheidungen zunehmend die grundgesetzliche Kompetenzverteilung im 
Bereich der Befugnisse der Sicherheitsbehörden im Sinne einer Doppeltürfunktion betont 
(BVerfG 125, 260 und Beschluss vom 24.01.2012, 1 BvR1299/05). Demnach bedarf es ins-
besondere im Bereich der Telekommunikation sowohl einer bundesrechtlichen Öffnungs-
norm als auch einer fachrechtlichen und landesrechtlichen Zugriffsnorm. 
Die materiellen und verfahrensrechtlichen Voraussetzungen der Maßnahmen entsprechen 
denen der Telekommunikationsüberwachung nach dem Artikel 10-Gesetz. Anordnungen auf 
heimliche Überwachung der Kommunikation sind danach zulässig, wenn eine drohende Ge-
fahr im Sinne des § 1 Artikel 10-Gesetz vorliegt und Anhaltspunkte für den Verdacht beste-
hen, dass die in § 3 Absatz 1 genannten Bestrebungen und Tätigkeiten durch die Planung 
oder Begehung einer der aus § 3 Absatz 1 Artikel 10-Gesetz übernommenen Straftaten ver-
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folgt werden und die G 10-Kommission der Maßnahme zustimmt. Darüber hinaus sind über 
§§ 5b und 5c ein besonderes Anordnungsverfahren und Datenverarbeitungsregeln mit Prüf-, 
Kennzeichnungs-, Löschungs- und Benachrichtigungspflichten zu beachten sowie besondere 
Übermittlungspflichten mit entsprechender Zweckbindung, die dem Artikel 10-Gesetz nach-
gebildet sind, geregelt. Sie werden über § 5a durch einen Kernbereichsschutz ergänzt. Der 
Übereinstimmung zwischen dem Verfassungsschutzgesetz und dem Artikel 10-Gesetz wird 
dadurch Rechnung getragen, dass § 7a Absatz 4 in Zukunft möglicherweise bestehenden 
engeren verfahrensrechtlichen und materiellen Voraussetzungen des Artikel 10-Gesetz den 
Vorrang einräumt. 
 
(§ 7b) 
§ 7b übernimmt die bisher in § 7 Absatz 4 geregelte Befugnis zum Einsatz technischer Mittel 
zur präzisen Ermittlung des Standortes von aktiv geschalteten Mobilfunkendgeräten (sog. 
IMSI-Catcher). Die mit dem Gesetz vom 20.12.2006 (GV. NRW. S.620) eingeführte Befugnis 
wird in die neue Systematik - listenmäßige Zusammenfassung aller Befugnisse in § 5 Absatz 
2 ggf. mit einer spezifischen Ausgestaltung in § 7a bis 7c - überführt. Ziel dieser neuen Sys-
tematik ist u.a. die Verbesserung der Normklarheit durch eine weitgehende Angleichung der 
Tatbestandsvoraussetzungen für den Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel mit vergleichba-
rer Eingriffstiefe. Die Befugnis ist damit - ebenso wie die übrigen nachrichtendienstlichen 
Mittel - zur Erfüllung aller in § 3 Absatz 1 genannten Aufgaben der Verfassungsschutzbehör-
de einsetzbar und damit auch für die Beobachtung von Bestrebungen, die gegen die freiheit-
liche demokratische Grundordnung gerichtet sind, soweit die engen Voraussetzungen des § 
7a vorliegen.  
Satz 5 entfällt, da das Zitiergebot nunmehr insgesamt für das gesamte Verfassungsschutz-
gesetz in § 32 geregelt wird. 
Die in §§ 5b bis 5c geregelten, besonderen Datenverarbeitungsregeln mit Prüf-, Kennzeich-
nungs-, Löschungs- und Benachrichtigungspflichten sowie besondere Übermittlungsregelun-
gen mit entsprechender Zweckbindung gelten weiterhin. Sowohl Anordnung wie Durchfüh-
rung, Löschung und Benachrichtigung werden weiterhin über die G 10-Kommission kontrol-
liert. 
 
(§ 7c) 
§ 7c übernimmt die bisher in § 5a geregelten besonderen Auskunftsbefugnisse in der beste-
henden Fassung. Die Umstellung war aufgrund der neuen Gesetzessystematik erforderlich. 
Auch die bisherigen, dem Artikel 10-Gesetz angeglichenen verfahrensrechtlichen Beschrän-
kungen und die Kontrollfunktion der G 10-Kommission gelten über § 5b und § 5c weiter fort. 
 
a) Zu Absatz 3 
In Erfüllung der durch das Bundesverfassungsgericht aufgestellten Erfordernisse regelt Ab-
satz 3, dass eine Abfrage von Bestandsdaten nach § 113 Absatz 1 Satz 1 des Telekommu-
nikationsgesetzes, sofern diese Passwörter oder sonstige Zugangsberechtigungen umfas-
sen (insbesondere PIN und PUK für Zugriff auf Mobilfunkendgeräte), nur zulässig ist, sofern 
die gesetzlichen Voraussetzungen für die Nutzung dieser erlangten Passwörter etc. vorlie-
gen. 
 
b) Zu Absatz 4 
In Übereinstimmung mit der bundesgesetzlichen Vorschrift wird eine Entschädigungspflicht 
der Verfassungsschutzbehörde für zur Auskunft verpflichtete Telekommunikationsunter-
nehmen normiert. Die Höhe richtet sich nach der speziellen Vorschrift in § 23 JVEG. 

 
 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=1501&vd_back=N620&sg=0&menu=1
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Zu 10. (§ 8) 
 
a) Absatz 1 
Redaktionelle Änderung. 
 
b) Absatz 2 
Die Ergänzung von Absatz 2 Nummer 2 dient der Klarstellung, dass zu den zulässigen Spei-
cherungen von personenbezogenen Daten in zur Person geführten Dateien im Sinne des 
Absatz 1 Nummer 3 auch solche zählen, die zur Erfüllung von Nachberichtspflichten im 
Rahmen einer gesetzlich vorgesehen Mitwirkungsverpflichtung erforderlich sind. Die Verfas-
sungsschutzbehörde hat zum Beispiel gemäß § 73 Absatz 3 AufenthG die Pflicht, den Aus-
länderbehörden bei Prüfung eines Aufenthaltstitels mitzuteilen, ob Versagungsgründe nach § 
5 Absatz 4 AufenthG oder sonstige Sicherheitsbedenken vorliegen. Dies gilt auch, wenn die 
Versagungsgründe oder Sicherheitsbedenken erst während des Gültigkeitszeitraums des 
Aufenthaltstitels bekannt werden. Dieser so genannten Nachberichtspflicht kann die Verfas-
sungsschutzbehörde aber nur nachkommen, wenn sie berechtigt ist, die Person im Rahmen 
der Erfüllung ihrer Mitwirkungspflicht nach § 8 Absatz 1 Nummer 3 zu speichern. Eine solche 
Nachberichtspflicht der Verfassungsschutzbehörden findet sich derzeit im Aufenthalts-, Luft-
verkehrs-, und Atomgesetz sowie im Hafensicherheitsgesetz NRW, könnte sich aber in Zu-
kunft auf weitere Zuverlässigkeitsprüfungen erstrecken. 
 
c) Absatz 4 
Die elektronische Sachakte wurde mit der 2006 verabschiedeten Änderung des § 8 (Gesetz 
vom 20.12.2006, GV. NRW. S. 620) eingeführt. Absatz 4 trägt den dabei bestehenden be-
sonderen datenschutzrechtlichen Bedürfnissen Rechnung. Durch die Beschränkung der Re-
cherchierbarkeit wird sichergestellt, dass die besonderen Regelungen für die Speicherung in 
personenbezogenen Dateien nicht durch die Möglichkeiten des automatisierten Zugriffs auf 
die elektronischen Sachakten umgangen werden können. Zusätzlich soll nun der neueren 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts Rechnung getragen werden.  
Eine Abfrage der in elektronischen Sachakten enthaltenen personenbezogenen Daten ist 
daher zu Auskunftszwecken zulässig. Dieser Auskunftsanspruch nach § 14 umfasst zwar 
zunächst nur Speicherungen, die gezielt zur Person erfasst worden sind (BVerwG NJW 
2008, 1398; OVG NRW NVwZ-RR 2009, 505; BVerfG Beschluss vom 17.05.2011, 1 BvR 
780/09). Solche Speicherungen erfolgen nicht in der elektronischen Sachakte, sondern in 
den zur Person geführten Dateien. Um ein Auskunftsersuchen vollständig beantworten zu 
können, muss aber in elektronischen Sachakten nach etwaigen Speicherungen zur Person 
gesucht werden können, die nicht auch in die zur Person geführte Datei aufgenommen wur-
den.  
In allen anderen Fällen dürfen keine personenbezogenen Daten gesucht werden, die nicht 
Gegenstand einer Speicherung in der zur Person geführten Datei geworden sind. Damit wird 
der Schutz solcher personenbezogener Daten verstärkt, die im Rahmen einer automatisier-
ten Volltexterfassung im Kontext anderer Personen oder Organisationen zwangsläufig mit-
gespeichert wurden, ohne selbst die in Absatz 1 genannten Speichervoraussetzungen zu 
erfüllen. Hierzu zählen Randpersonen aus dem Umfeld von Bestrebungen nach § 3 Absatz 1 
oder aber auch öffentliche Personen, gegen die sich diese Bestrebung richtet und die zum 
Verständnis des Sachzusammenhangs nicht aus den Dokumenten entfernt werden können. 
Gleiches gilt für den Inhalt eingescannter Zeitschriften und Lexika, die zur Aufgabenerfüllung 
erforderlich sind und in denen sich zwangsläufig auch Daten von Personen befinden, die in 
keinem sonstigen Zusammenhang zu Bestrebungen nach § 3 Absatz 1 stehen. 
 
 
 
 

http://www.aufenthaltstitel.de/aufenthaltsg.html#5.4#5.4
http://www.aufenthaltstitel.de/aufenthaltsg.html#5.4#5.4
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Zu 11. (§10)  
 
Absatz 2 
In Anpassung an den neugeschaffenen § 11 Absatz 3 wird eine sprachliche Ungenauigkeit 
beseitigt. Darüber hinaus gibt es eine redaktionelle Änderung aufgrund der Änderung des 
Archivgesetzes. 
 
Absatz 3 
Redaktionelle Änderung. 
 
Zu 12. (§ 11) 
 
a) Absatz 3 
Durch den neugeschaffenen Absatz wird eine bislang bestehende Regelungslücke ge-
schlossen und eine Vorschrift über die Löschung von personenbezogenen Daten in schriftli-
chen oder elektronischen Akten, die nicht zur Person geführt werden (Sachakten), geschaf-
fen. Bislang war, da es keine spezielle Vorschrift im Verfassungsschutzgesetz gab, § 19 Ab-
satz 3 Datenschutzgesetz NRW anwendbar. Diese Regelung ist nunmehr inhaltsgleich in 
das Verfassungsschutzgesetz übernommen worden. Danach sind personenbezogene Daten 
in schriftlichen oder elektronischen Akten zu löschen, wenn ihre Speicherung unzulässig ist 
oder die Daten nicht mehr zur Aufgabenerfüllung benötigt werden. Die inhaltsgleiche Über-
nahme in das Verfassungsschutzgesetz verbessert die Übersichtlichkeit, da nunmehr alle 
Konstellationen, die das Löschen bzw. Vernichten von Dateien bzw. Akten betreffen, im Ver-
fassungsschutzgesetz geregelt sind und ein Rückgriff auf das Datenschutzgesetz NRW nicht 
mehr erforderlich ist. 
 
b) Absatz 4  
Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 4. Neu aufgenommen ist die Verpflichtung, dass vor 
der Vernichtung von zur Person geführten schriftlichen Akten die Freigabe der Leitung der 
Verfassungsschutzabteilung einzuholen ist. Bei solchen zur Person geführten schriftlichen 
Akten handelt es sich um die Personalakten der Vertrauenspersonen. Wegen der unter Um-
ständen hohen Bedeutung dieser Akten für die Dokumentation der Arbeit des Verfassungs-
schutzes ist deren Vernichtung unter einen besonderen Vorbehalt gestellt worden. Der Hin-
weis auf das Archivgesetz Nordrhein-Westfalen wird aus systematischen Gründen in Absatz 
5 verschoben. 
 
c) Absatz 5  
Da sich die Klarstellung nicht nur auf den neuen Absatz 4, sondern auch auf den neuen Ab-
satz 3 bezieht, wird der Hinweis auf das Archivgesetz Nordrhein-Westfalen in einen eigenen 
Absatz verschoben. 
 
Zu 13. (§ 14) 
 
Redaktionelle Änderung. 
 
Zu 14. (Wegfall § 15) 
 
Die Regelungen im bisherigen § 15 wurden in andere Normen übernommen. Die Unterrich-
tungspflicht der Landesregierung und des Landtags wurde ebenso wie die Befugnis zur Ver-
öffentlichung des Verfassungsschutzberichts auch zu einer Aufgabe des Verfassungsschut-
zes erklärt und ist daher in § 3 eingeflossen. Die in § 15 Absatz 1 Satz 2 geregelte Befugnis 
zur Übermittlung personenbezogener Daten findet sich aus gesetzessystematischen Grün-
den nunmehr in § 17. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/2148 
 
 

66 

Zu 15. (§ 16) 
 
In § 16 Absatz 2 findet sich eine ausdrückliche Ermächtigung zum Datenabruf im automati-
sierten Verfahren, da dafür nach der neueren Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts eine eigene gesetzliche Regelung erforderlich ist (BVerfGE 125, 260 und Beschluss 
vom 24.01.2012, 1 BvR 1299/05, Doppeltürenmodell). § 16 regelt in Absatz 2 bisher nur ein-
zelne Ersuchen an Landesbehörden sowie in Absatz 3 die Einsichtnahme in amtliche Regis-
ter vor Ort. Diese Maßnahmen der Informationsgewinnung sind bei Behörden aber immer 
weniger relevant. Amtliche Register werden zunehmend nur noch elektronisch geführt. Di-
verse Einzelgesetze enthalten Verfahren des automatisierten Abrufs durch die Verfassungs-
schutzbehörden des Bundes und der Länder (z.B. in §§ 35 ff. StVG für das zentrale Fahr-
zeugregister, in §§ 22 ff. AZRG für das Ausländerzentralregister sowie in §§ 133 f. GBO für 
das elektronische Grundbuch). Die Verfassungsschutzbehörde erhält daher nun eine eigene, 
korrespondierende Befugnis zum Datenabruf im automatisierten Abrufverfahren. Die Schaf-
fung einer solchen eigenständigen Regelung ist nach der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts aus Gründen der Rechtssicherheit erforderlich (Beschluss vom 24.01.2012, 
1 BvR 1299/05, Doppeltürenmodell). 
Hierzu sind weitere verfahrensrechtliche Regelungen vorgesehen: Im neuen Absatz 4 Satz 3 
wird eine Auffangregelung zur Nachweisführung über Abrufe im automatisierten Verfahren 
getroffen. Die Nutzung automatisierter Abrufverfahren ist im Übrigen auf solche beschränkt, 
die neben den Zugangsvoraussetzungen auch die datenschutzrechtlichen Aspekte regeln. 
Der gegenüber einem Einzelfallersuchen erhöhten Eingriffstiefe in das Grundrecht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung nach Artikel 2 Absatz 1 i.V.m. Artikel 1 Absatz 1 GG wird durch 
den Entscheidungsvorbehalt der Leitung der Verfassungsschutzabteilung in Absatz 2 Satz 3 
Rechnung getragen. 
 
Zu 16. (§ 17) 
 
Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 15 Absatz 1 Satz 2. Da an dieser Stelle allgemein die 
Übermittlung personenbezogener Daten durch die Verfassungsschutzbehörde geregelt ist, 
wurde aus Gründen der Gesetzessystematik auch die Befugnis zur Übermittlung von Daten 
an den Landtag und die Landesregierung hier aufgenommen.  
Im Übrigen handelt es sich um redaktionelle Änderungen. 
 
Zu 17. (§ 18) 
 
a) Absatz 1 
In dem neugeschaffenen Absatz 1 wird durch die Verfassungsschutzbehörde eine Übermitt-
lungspflicht hinsichtlich aller wesentlichen Informationen an das Bundesamt für den Verfas-
sungsschutz normiert. Bisher gibt es eine Übermittlungsregelung für die Verfassungsschutz-
behörde an das Bundesamt für Verfassungsschutz nur in § 5 Abs. 1 des Bundesverfas-
sungsschutzgesetzes. Diese besteht, soweit die bei der Verfassungsschutzbehörde anfal-
lenden Informationen für die Aufgabenerfüllung des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
erforderlich sind. Die Aufnahme einer korrespondierenden verpflichtenden Regelung in das 
Landesrecht unterstreicht, dass noch mehr als in der Vergangenheit ein Austausch im Ver-
fassungsschutzverbund mit einer Zentralstellenfunktion des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz beabsichtigt ist. Der Verfassungsschutzverbund wird künftig bei der Beobachtung von 
Bestrebungen nach § 3 Absatz 1 die Maßnahmen mit dem Ziel der Arbeitsteilung stärker 
abstimmen. Das Bundesamt für den Verfassungsschutz wird hierbei eine zentrale koordinie-
rende Rolle einnehmen.  
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b) Absatz 2  
Die Übermittlungspflichten des Verfassungsschutzes an die Strafverfolgungsbehörden wer-
den über die bestehende Verpflichtung bei Staatsschutzdelikten und politisch motivierter 
Kriminalität um die Pflicht zur Übermittlung ergänzt, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass ein sonstiges Verbrechen verhindert oder aufgeklärt werden kann. Verbre-
chen sind gemäß § 12 Absatz 1 Strafgesetzbuch rechtswidrige Taten, die im Mindestmaß mit 
Freiheitsstrafe von einem Jahr oder darüber bedroht sind. 
 
Zu 21. (§ 25)  
 
a) Absatz 1 
Mit der Änderung in Absatz 1 wird der Verfassungsschutz zu einem strukturierten Berichts-
wesen gegenüber dem Kontrollgremium verpflichtet. Über die bisherige Regelung hinaus hat 
die Verfassungsschutzbehörde in jeder Sitzung umfassend über Vorgänge und operative 
Maßnahmen von besonderer Bedeutung zu berichten. Als Neuregelung kommt hinzu, dass 
das Kontrollgremium über den Einsatz insbesondere von Vertrauenspersonen zu informieren 
ist. Damit wird die parlamentarische Kontrolle dieses nachrichtendienstlichen Mittels verbes-
sert. Gleichzeitig wurden die bestehenden Berichtspflichten gegenüber dem Kontrollgremium 
auf alle Maßnahmen des Verfassungsschutzes mit besonderer Eingriffstiefe erstreckt. Um-
gekehrt wird auch das Recht des parlamentarischen Kontrollgremiums, über alle Vorgänge 
des Verfassungsschutzes Auskunft verlangen zu können, normiert. Dies schafft eine mög-
lichst große Transparenz für die parlamentarische Kontrolle. Die Berichtspflichten nach § 5b 
Absatz 4 an den Hauptausschuss des Landtags und an das Kontrollgremium des Bundes 
bleiben unberührt. 
 
b) Absätze 3 bis 6 
Redaktionelle Änderungen.  
 
Zu 22. (§ 26) 
 
Durch die Neufassung des Absatzes 2 wird dem Kontrollgremium die Möglichkeit eröffnet, 
über nicht geheimhaltungsbedürftige Belange in öffentlicher Sitzung zu tagen. Hierdurch wird 
dem durch die Gesetzesnovelle insgesamt angestrebten Ziel Rechnung getragen, die Arbeit 
des Verfassungsschutzes transparenter zu gestalten. Gleichwohl wird die Verpflichtung des 
Kontrollgremiums, geheimhaltungsbedürftige Angelegenheiten in geheimer Sitzung zu be-
handeln, beibehalten. 
 
Zu 23. (§§ 27, 28) 
 
(§ 27) 
 
a) Absatz 1 
Die Mitglieder des Parlamentarischen Kontrollgremiums dürfen durch Beschäftigte der Land-
tagsverwaltung unterstützt werden. Die gesonderte Ausweisung der Personal- und Sachaus-
stattung ist sinnvoll und notwendig, da so ein Gleichklang zur Begleitung der G 10-
Kommission durch die Landtagverwaltung herbeigeführt wird. Endgültige Festlegungen blei-
ben den jeweiligen Haushaltsbeschlüssen überlassen. Die zur Unterstützung herangezoge-
nen Beschäftigten der Landtagsverwaltung müssen sicherheitsüberprüft und förmlich zur 
Geheimhaltung verpflichtet sein.  
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b) Absatz 2 
Die Verfassungsschutzbehörde ist verpflichtet, diese Beschäftigten im Rahmen des Informa-
tionsrechts des parlamentarischen Kontrollgremiums durch Beantwortung von Fragen sowie 
der Gewährung von Einsicht in Akten und Dateien zu unterstützen. 
 
 (§ 28) 
Die Regelung entspricht § 5a Abs. 4 Satz 2 bisherige Fassung und wird aus gesetzessyste-
matischen Gründen zum neuen § 28. Dadurch sind die Regelungen über die parlamentari-
sche Kontrolle des Verfassungsschutzes gebündelt. 
 
Zu 24. (§ 29) 
 
Der bisherige § 27 wird aus systematischen Gründen zu § 29. 
 
Zu 25. (§ 30) 
 
Mit der Neuregelung in § 30 werden die G 10-Kommission und ihre Befugnisse nun im Ver-
fassungsschutzgesetz selbst geregelt. Materiell ist diese Regelung identisch mit der des § 3 
des Gesetzes über die Ausführung des Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz. Sowohl die 
bisher dort geregelte Statuierung und Zusammensetzung der G 10-Kommission, ihr Sit-
zungsturnus, ihre Befugnisse, ihre Ausstattung und Entscheidungsfindung haben sich in der 
praktischen Anwendung bewährt und sollen deshalb beibehalten werden. Zusätzlich ist in 
Absatz 7 eine klarstellende Regelung für die Speicherung und Löschung personenbezogener 
Daten durch die G 10-Kommission aufgenommen worden, 
 
Zu 26. (§ 31) 
 
Die Vorschrift wird sprachlich klarer gefasst, um die Systematik, dass immer dann, wenn das 
Verfassungsschutzgesetz keine speziellere Regelung enthält, die allgemeineren Vorschriften 
des Datenschutzgesetzes NRW Anwendung finden, zu verdeutlichen. 
 
Zu 27. (§ 32) 
 
§ 32 trägt dem Zitiergebot des Artikel 19 Absatz 1 Satz 2 GG Rechnung.  
 
Zunächst wird der Artikel 2 Absatz 1 i.V.m. Artikel 1 Absatz 1 GG als betroffenes Grundrecht 
für die §§ 5 bis 22 zitiert. Das dort verankerte Recht auf informationelle Selbstbestimmung ist 
zwar als Unterfall des allgemeinen Persönlichkeitsrechts grundsätzlich nicht zitierpflichtig; da 
hier aber aus der Verknüpfung zweier Einzelgrundrechte ein weiteres abgeleitetes Grund-
recht entstanden ist, findet das Zitiergebot des Artikel 19 Absatz 1 Satz 2 GG wieder Anwen-
dung (BVerfGE 113, 46). 
 
Die nachrichtendienstlichen Mittel nach § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6, 7, 10 11 und 14 grei-
fen in das Brief- Post- und Fernmeldegeheimnis aus Artikel 10 GG ein. Ebenfalls greift § 5 
Absatz 2 Nummer 15 in dieses Grundrecht ein, sofern die Auskunft mittels dynamischer In-
ternetprotokolladressen erfolgt. 
 
Zum Einsatz technischer Mittel zur Ermittlung des Standorts von Mobilfunkendgeräten im 
Sinne des § 5 Absatz 2 Nummer 12 wird Artikel 10 GG nicht mehr als betroffenes Grund-
recht zitiert. Diese Änderung basiert auf dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts 
vom 22.08.2006 (vgl. BVerfG – 2 BvR 1345/03 –). Danach ist der Einsatz des IMSI-Catchers 
zur Ermittlung von IMEI und IMSI kein Eingriff in das durch Artikel 10 GG geschützte Fern-
meldegeheimnis, da hierbei ausschließlich technische Geräte miteinander „kommunizieren“. 
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Die Datenerhebung steht daher nicht in Zusammenhang mit einem „menschlichen“ Kommu-
nikationsvorgang. Auch sind keine diesbezüglichen Kommunikationsinhalte betroffen. Inso-
fern ist durch den Einsatz des IMSI-Catchers lediglich der Schutzbereich des in Artikel 2 Ab-
satz 1 i.V.m. Artikel 1 Absatz 1 GG geschützten informationellen Selbstbestimmungsrechts 
betroffen, der in einem Ergänzungsverhältnis zu Artikel 10 GG steht und technische Kom-
munikationsdaten immer dann schützt, wenn die speziellere Gewährleistung des Artikel 10 
GG nicht einschlägig ist.  
 
Zu 28. (§ 33) 
 
Die durch Änderung des Absatz 1 Satz 2 erfolgende Verlängerung der Befristung der Befug-
nisse des § 5 Abs. 2 Satz 1 Nummer 13 und 14 in Verbindung mit § 7c setzt die Erkenntnis-
se der Evaluierung aus dem Jahre 2011 um. Diese erfolgte unter Einbeziehung einer bzw. 
eines wissenschaftlichen Sachverständigen, zu dem der Landtag mit Beschluss vom 
20.07.2011 (LT-Drs. 15/38) sein Einvernehmen erteilt hatte. Die Evaluierungsmethodik, die 
für die Evaluierung erhobenen Daten einschließlich ihrer Auswertung, die Rechtsfolgenbe-
wertung sowie die sich daraus ergebenden Handlungsempfehlungen finden sich im Evaluie-
rungsbericht vom 31.08.2011 (zuletzt LT-Drs 16/41). Danach haben sich die besonderen 
Auskunftsbefugnisse des § 7c als zweckmäßig erwiesen und sind auch in Abwägung mit den 
betroffenen Grundrechten weiterhin erforderlich. Allerdings ist die Zahl der bisherigen An-
wendungsfälle so gering, dass eine Entfristung zu diesem Zeitpunkt nicht sinnvoll wäre. Mit 
der Befristung zum 31.05.2018 hält der Gesetzentwurf am bewährten Fünf-Jahres-Rhythmus 
fest.  
 
Die Evaluierung und die Befristung soll sich darüber hinaus auf die neu gefasste Eingriffsbe-
fugnis des § 5 Absatz 2 Nummer 11 i.V.m. § 7a erstrecken, da diese Maßnahme zum einen 
ähnlich schwer wie die besonderen Auskunftsbefugnisse in Grundrechte eingreifen. 
 
§ 5 Absatz 2 Nummer 2 soll nicht weiter befristet werden. Entsprechend dem Ergebnis der 
Evaluierung handelt es sich bei dem Einsatz von GPS um eine bewährte Weiterentwicklung, 
die inzwischen zu einem technisch standardisierten Verfahren der Observation durch Si-
cherheitsbehörden geworden ist. Mit diesem technischen Mittel besteht die Möglichkeit, Ob-
servationen für die Zielperson weniger eingriffsintensiv und mit geringeren Auswirkungen auf 
unbeteiligte Dritte auszugestalten.  
 
Zu Artikel 2 (Folgeänderung anderer Gesetze) 
 
Die formellen und materiellen Voraussetzungen wie auch die Errichtung und Befugnisse der 
G 10-Kommission sind in das Verfassungsschutzgesetz übernommen worden. Daher kann 
das Gesetz über die Ausführung des Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz (AG G 10 NRW) 
aufgehoben werden. 
 


